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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 34. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Herren
sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Die Eingänge bitte ich der Mitteilung über den vo-
raussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen sowie dem
heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Modernisierung der beruflichen Bildung

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Februar 2005
(Drucksache 16/526)

2. Regionaler Pakt für Ausbildung und Fach-
kräftenachwuchs und Ausbildungsplatzsitu-
ation im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 8. Februar 2005
(Drucksache 16/527)

3. Gemeinsame  Entwicklungsstrategie  Nord-
West

Große Anfrage der Fraktionen der SPD, der
CDU und Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Februar 2005
(Drucksache 16/536)

4. Bedarfsgerechte Versorgung für pflegebedürf-
tige Menschen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 11. Februar 2005
(Drucksache 16/537)

5. Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
in Europa

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 14. Februar 2005
(Drucksache 16/538)

6. Bedeutung und Stärkung der Umweltwirt-
schaft im Lande Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 15. Februar 2005
(Drucksache 16/539)

7. Ergebnisse einer Schulleiterbefragung zum
Thema Gewaltbelastung, Präventionsstrategie
und Unterstützungsbedarfe

Mitteilung des Senats vom 15. Februar 2005
(Drucksache 16/540)

8. Wirtschaftskraft von unten fördern statt an-
gebotsorientierter Flächenpolitik

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Februar 2005
(Drucksache 16/542)

9. Gesetz zu dem Abkommen über die Gemein-
same  Zentrale  Adoptionsstelle  der  Länder
Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hanse-
stadt Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-
Holstein

Mitteilung des Senats vom 22. Februar 2005
(Drucksache 16/545)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der März-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Rechtsberatungskosten der Freien Hansestadt
Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 19. November 2004

D a z u

Antwort des Senats vom 8. Februar 2005
(Drucksache 16/532)

2. Regionalwirtschaftliche und fiskalische Effek-
te aufgrund Medienberichterstattung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 23. November 2004

3. Arbeitsmarktpolitische Chancengleichheit für
Frauen sichern

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 24. November 2004

D a z u

Antwort des Senats vom 8. Februar 2005
(Drucksache 16/533)

4. Vorwurf der angeblichen Verrottung öffentli-
cher Gebäude in der Regierungszeit der gro-
ßen Koalition

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 13. Dezember 2004
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Antwort des Senats vom 8. Februar 2005
(Drucksache 16/534)

5. Konsumtive Einsparungen im Konzern Bre-
men

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 13. Januar 2005

6. Mehrgenerationenhäuser

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. Januar 2005
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Antwort des Senats vom 22. Februar 2005
(Drucksache 16/546)

7. Nutzung der Ordnungsmaßnahmenverord-
nung an Bremer Schulen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. Januar 2005



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 052078

(A) (C)

(B) (D)

8. Unterstützung bei Berufungen von Professo-
ren durch externe Berater

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 25. Januar 2005
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Antwort des Senats vom 22. Februar 2005
(Drucksache 16/547)

9. Die Arbeitsmarktsituation im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. Februar 2005

10. Sicherung  der  Qualitätsstandards  in  der
Schönheitschirurgie

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. Februar 2005

11. Kfz-Steuer-Aufkommen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. Februar 2005

12. Sachstand und Perspektiven der Schulbegleit-
forschung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 16. Februar 2005

III. Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung

1. Schreiben  von  Herrn  Gerd  Holst  zu  UMTS-
Sendeanlagen in Horn-Lehe.

2. Erklärung des Zentrums für Beratung und In-
terpretation kurdischer Migranten e. V. zur
Situation von Kurden in Syrien.

Die Eingaben können bei der Verwaltung der Bür-
gerschaft eingesehen werden.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunktes sieben, Verkehrs-
sicherheit für Kinder optimieren, des Tagesordnungs-
punktes neun, „Lions Quest Programm“ an Schulen
im Land Bremen, des Tagesordnungspunktes 17, Be-
deutung und Nutzen von Geodateninformationen für
Bremen und Bremerhaven, des Tagesordnungspunktes
18, Entwicklung der maritimen Ausbildung in Bre-
men, und des Tagesordnungspunktes 34, Regionaler
Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in Bre-
men und Bremerhaven, zur Verbindung der Tages-
ordnungspunkte elf bis 14, hier geht es um den Ach-
ten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher
Staatsverträge, das Gesetz zum Achten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag und Bericht und Antrag des
Ausschusses für Informations- und Kommunikations-
technologie und Medienangelegenheiten dazu und
einen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,
des Weiteren zur Vereinbarung von Redezeiten bei
zwei Tagesordnungspunkten.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heute
zu  Beginn  der  Sitzung  der  Tagesordnungspunkt  35,
Regierungserklärung des Senats, danach der Tages-

ordnungspunkt 21, Wahl eines Mitglieds des Vor-
stands, aufgerufen werden. Für die Aussprache über
die Regierungserklärung ist für den ersten Redner je
Fraktion eine Redezeit von bis zu 30 Minuten verein-
bart. Im Übrigen wird nach Geschäftsordnung ver-
fahren.

In dieser Aussprache erhält als erster Redner nach
dem Präsidenten des Senats der Vertreter der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen das Wort, danach der
Vertreter der CDU und der Vertreter der SPD. Im Üb-
rigen wird nach der Reihenfolge der Wortmeldungen
das Wort erteilt. Danach werden die Tagesordnungs-
punkte eins und zwei behandelt.

Die Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) am Don-
nerstagvormittag beginnt mit dem Tagesordnungs-
punkt drei, Bevölkerungs- und Katastrophenschutz
im Land Bremen, danach werden der Tagesordnungs-
punkt 28, Verbindliche Ausgangsschrift an Grund-
schulen im Land Bremen, und der Punkt außerhalb
der Tagesordnung „Keine Zensurenpflicht an Grund-
schulen!“ aufgerufen.

Nachträglich  wurde  interfraktionell  vereinbart,
den Tagesordnungspunkt 16, Aufbau eines bundes-
weit einheitlichen Digitalfunknetzes, für diese Sitzung
auszusetzen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht?

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich Ihnen davon Kenntnis geben, dass mir der Lan-
deswahlleiter mitgeteilt hat, dass Herr Werner Kirsch-
stein ab 7. Februar 2005 anstelle des aus der Bürger-
schaft  ausgeschiedenen  Abgeordneten  Siegfried
Breuer Mitglied der Bürgerschaft ist.

Ich möchte Sie, Herr Kirschstein, herzlich hier im
Hause begrüßen und Ihnen bei der Ausübung Ihres
Mandats viel Erfolg wünschen.

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Regierungserklärung des Senats

Mitteilung des Senats vom 22. Februar 2005
(Drucksache 16/548)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Bürgermeister  Dr.
Scherf.
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Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort Herr Bürgermeis-
ter Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Das, was wir heute
zu bereden haben, ist so etwas wie eine Zäsur in der
Geschichte der Bremer Landespolitik. Wir haben zwei
Sanierungsverträge erlebt, die von 1992 bis 2004
diesem  Land durch unterschiedliche Bundesregie-
rungen sehr geholfen haben, die uns in die Lage
versetzt haben, das Land infrastrukturell erheblich
aufzuwerten. Ich habe das hier oft erklärt. Wir alle
im Senat haben das in den letzten Jahren immer
wieder erklärt, ich will das nicht alles wiederholen.
Das Ergebnis, denke ich, kann sich sehen lassen.

Wir haben in dieser Zeit erreicht, dass wir aus ei-
ner ziemlich abgehängten Position, was die Wirt-
schaftsentwicklung angeht, aufgeholt haben. Die
achtziger Jahre – ich war immer dabei, ich weiß ge-
nau, worüber ich rede – waren anstrengende Erfah-
rungen. Das Land Bremen konnte keinen Anschluss
mehr halten an die bundesrepublikanische Entwick-
lung. Wir haben mit Hilfe dieser Sanierungsmittel und
auch der dahinter stehenden Sanierungspolitik des
Senats, getragen von der großen Koalition, entschei-
dend diese beiden Städte, dieses kleine Land posi-
tiv verändert, positiv entwickeln können.

Wenn man einmal absieht von den einzelnen Be-
reichen, über die ich gern reden würde, aber das wür-
de meine Redezeit hier erschöpfen, will ich pauschal
sagen, insgesamt haben wir erreicht, dass das Brutto-
inlandsprodukt in diesem Lande erheblich gesteigert
worden ist. Wir haben nach Hamburg ein ungewöhn-
lich gutes Bruttoinlandsprodukt erarbeitet. Dahinter
stecken viele, viele vitale Projekte, viele auch und
gerade von uns im Rahmen des Sanierungsvertrages
angestoßene positive Entwicklungen.

Wir haben den Trend, dass die Leute hinausziehen
aus unseren Städten, wenigstens in Bremen deutlich
geändert und sogar für das Land insgesamt inzwischen
einen positiven Saldo bewirkt. Damit sind wir eine
der ganz wenigen Großstädte in der Bundesrepub-
lik, in die die Leute wieder hereinziehen, weil sie
Gründe haben herzukommen, wo sie Perspektiven
sehen, wo sie sehen, es macht Sinn, sich hier nieder-
zulassen und sich hier einzubeziehen in die bürger-
liche Gesellschaft, in die Stadtgesellschaft.

Wir haben sogar das schwierige Thema der Arbeits-
plätze positiv angegangen. Wir sind nicht heraus aus
der großen strukturellen Arbeitslosigkeit, aber wir
haben den Trend gebrochen. Wir waren in den acht-
ziger Jahren, was die Arbeitslosigkeit anging, abge-
hängt von der bundesrepublikanischen Entwicklung.
Das ist beendet worden. Es ist gelungen, trotz der gro-
ßen Strukturkrise, trotz des Vulkan-Konkurses und
trotz vieler entsetzlicher Erfahrungen in dieser Zeit
die Zahl der Arbeitsplätze zu vermehren.

In einer Zeit, in der ständig in den Nachrichten steht,
dass Unternehmen Arbeitsplätze abbauen, die öffent-
liche Hand Arbeitsplätze abbaut, überall, wir ja auch,
wir müssen das ja aus Spargründen machen, ist es
im Saldo gelungen, dass wir mehr Arbeitsplätze ha-
ben als vor Beginn dieser Anstrengung. Das ist eine
große positive Erfahrung. Ich möchte bei allem Nach-
denklichen, bei allem Schwierigen, das wir jetzt zu
beraten haben, diese positive Erfahrung nicht ein-
fach übersehen oder wegschieben, sondern wir müs-
sen alles daransetzen, dass wir das, was wir da ge-
schafft haben, halten und weiterentwickeln. Wir wer-
den daran gemessen, wie wir mit diesen Erfolgen
umgehen, wir werden daran gemessen, ob wir die
Kraft aufbringen, dort Fortsetzungskonzepte zu ent-
wickeln.

Nicht gelungen ist, darum kommen wir hier zusam-
men, und darum müssen wir darüber reden, das Ziel
der Sanierungsverträge, nämlich einen verfassungs-
konformen Haushalt aufzustellen, zu erreichen. Das
ist ganz bitter, weil ich auch persönlich die ganzen
Jahre über mit Hartmut Perschau, mit allen, die uns
im Senat begleitet haben, immer gesagt habe, das
wollen wir, das ist unser Ziel. Darauf haben wir uns
vertraglich eingelassen. Sie haben das übrigens als
Bürgerschaft mitgetragen und gesagt, das wollen wir,
wir wollen mit diesem Geld schaffen, dass wir wie-
der zu verfassungskonformen, verfassungsgemäßen
Haushalten kommen.

Jetzt will ich keine lange Entschuldigungsrede dafür
halten, aber man muss sich das genau ansehen, warum
es uns nicht gelungen ist. Es ist uns genauso wie dem
Saarland darum nicht gelungen, weil die in den Sa-
nierungsverträgen unterstellten Einnahmeerwartun-
gen auf Bund- und auf Länderseite nicht erfüllt wur-
den. Es war eine gemeinsame Einschätzung, es war
nicht ein Schönrechnen der Bremer, sondern wir ha-
ben darüber eine große, breite, durchgehaltene Ver-
ständigung zwischen allen die ganzen Jahre gehabt,
dass die unterstellten Einnahmen für die ganze Re-
publik ausgeblieben sind. Wesentlicher Grund der
bundesrepublikanischen  Entwicklung  ist,  dass  wir
praktisch vier Jahre lang kein reales Wachstum ge-
habt haben und dadurch auch keine real erwarteten
und der Planung unterstellten Steuereinnahmen ge-
habt haben. Das hat nicht nur unsere Rechnung durch-
einander gebracht, das hat die Rechnungen der Bun-
desregierung durcheinander gebracht, das hat prak-
tisch die Rechnung aller Landtage und aller Landes-
regierungen durcheinander gebracht, die ebenso wie
wir darauf gebaut haben.

Das zweite Kapitel ist die Frage der Steuerreform.
Als wir die Steuerreform, die jetzt gerade in Kraft tritt,
verhandelt haben in Berlin, haben wir eine skepti-
sche Einschätzung der Auswirkungen dieser Steu-
erreform gehabt. Wir waren mit vielen Großstädten
der Meinung, das werden die Großstädte nicht ver-
kraften können. Wir haben dann nach langem Hin
und Her und nach langem Verhandeln – ich war dabei,
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der Koalitionspartner war dabei – gesagt, aus politi-
schen Gründen, aus konjunkturpolitischen Gründen,
um die bundesrepublikanische Wirtschaft nach vorn
zu bringen, müssen wir diesen mühseligen Anlauf zur
Steuerreform mit unterstützen.

Da ist dieser Kanzlerbrief, über den ich reden muss,
entstanden, dass wir gesagt haben, wir wollen eigent-
lich diese konjunkturpolitische Wirkung mit unter-
stützen, wir setzen auch wie ihr darauf, dass das Wachs-
tum auslösen wird, dass das der Konjunktur einen
großen Schub verschaffen wird und dass das dem
Wirtschaftsaufschwung einen großen Schub verschaf-
fen wird. Das war unsere gemeinsame Einschätzung.
Da wir aber mit unserer Sanierung mittendrin sind,
müssen wir eine Form finden, in der wir von den da-
durch zusätzlich entstandenen Risiken von der Bun-
desregierung, soweit es in ihrer Macht steht, freige-
stellt werden. Da ist dieser Brief entstanden, auf den
wir natürlich die ganzen Jahre lang vertraut haben.

Das war nicht nur einfach ein Papier, das man so
unter dem Tisch handelt, sondern das war ausgehan-
delt zwischen dem Kanzler und der Koalition in Bre-
men. Wir haben das entsprechend auch eingesetzt
in unsere Finanzhaushalte, in unsere Haushaltspla-
nungen, in unsere Finanzplanungen und haben immer
gegenüber der Bundesregierung, gegenüber dem Bun-
desfinanzminister, aber auch gegenüber den ande-
ren Landesregierungen dies offensiv vertreten. Wir
haben immer gesagt, jawohl, wir haben dort eine
Verabredung, eine verbriefte Verabredung, dass wir
auf dieses Risiko rechtzeitig nicht nur hingewiesen
haben, sondern auch in diesem Risiko von der Bun-
desregierung entsprechend gesehen werden und,
wenn es dann soweit ist und wenn es sich konkreti-
sieren lässt, auch entsprechend entlastet werden.

Ich will nicht die Debatten über den Kanzlerbrief
hier zitieren, das wäre zu lang, zu anstrengend. Es
war auch anstrengend, was ich am Schluss an Ver-
handlungen gehabt habe. Die Wahrheit ist, dass wir
nicht einig mit der Bundesregierung darüber sind, was
denn ursächlich ist für diese ausgebliebenen Steu-
ern, ob das, wie wir sagen, die Steuerreform ist oder
ob das die Konjunktur ist, unter der wir alle leiden.

Wir haben uns über den Grund verständigen kön-
nen, nicht aber über die Höhe. Alle Versuche, die wir
in dieser Richtung unternommen haben, sind am
Bundesfinanzministerium gescheitert. Es ging immer
darum, das Bundesfinanzministerium zu gewinnen
für eine Konkretisierung dieser Forderung. Das ist
nicht gelungen. Man muss fairerweise dazu sagen,
dass wir jetzt die abschließenden Beratungen in ei-
ner denkbar schlechten Lage gemacht haben, weil
der Bund ja selbst nicht weiß, wie er seinen Haus-
halt zusammenbringen soll. Das wissen doch alle, dass
die Tag für Tag gejagt werden vor der Öffentlichkeit
mit ihrer eigenen Unterfinanzierung!

Das Ergebnis ist auch für mich enttäuschend. Das
Ergebnis bleibt weit hinter dem zurück, was wir uns

die ganzen Jahre ausgerechnet hatten. Mir ist vor-
geworfen worden, dass ich bei einem solchen Ergebnis
dem Kanzler einen freundlichen Brief schreibe und
mich bei ihm bedanke. Ich verstehe diese Vorwürfe,
trotzdem stehe ich dazu. Ich muss einerseits dieses
enttäuschende Ergebnis nicht nur in Bremen, sondern
auch in Berlin öffentlich auch gegenüber anderen Län-
dern erklären – Sie können sich vorstellen, wie die
Saarländer auf uns schauen, die in der gleichen Lage
sind –, und andererseits muss ich alles tun, damit wir
weiter verhandlungsfähig bleiben.

Wir müssen weiter Perspektiven erarbeiten. Wir
können uns als kleinstes Land der Bundesrepublik
überhaupt nicht leisten zu sagen, wir vergessen den
Bund, oder wir machen jetzt einmal richtig Funda-
mentalopposition gegen den Bund. Nein, wir müs-
sen auch in Zukunft miteinander so umgehen, dass
wir dieses Land, diese beiden Städte, diese histori-
sche Selbständigkeit mit allen Chancen, die dahinter-
stehen, natürlich auch gegenüber dem Bund offen-
siv vertreten können. Wir müssen auch mit der Bun-
desregierung und mit jeder Bundesregierung, die
danach kommt, so umgehen, dass wir nicht nur sprech-
bereit bleiben und sprechfähig sind, sondern dass wir
verhandlungsfähig bleiben. Das ist wichtig. Darum
stehe ich dazu, dass ich mich für den Umgang be-
danke, den der Kanzler, obwohl sich das Finanzmi-
nisterium eigentlich überhaupt nicht bewegen wollte,
möglich gemacht hat. Das hat geholfen, wenn auch
nicht so, wie wir es erhofft haben. Er sieht das übrigens
genauso, er versteht diese Lage. Wir haben oft darüber
geredet, es ist nicht ausgeklammert worden, sondern
es ist ihm gegenüber mitgeteilt worden, und wir haben
darüber offen geredet.

Jetzt müssen wir die Kraft haben, und darum dränge
ich so darauf, dass wir darüber miteinander reden,
öffentlich darüber reden und dieses lange Warten auf
das Ergebnis dieses Kanzlerbriefs beenden und sa-
gen, das ist die Lage. Die Lage ist, dass wir in 2005
keinen verfassungskonformen Haushalt realisieren
können, obwohl die Bürgerschaft ihn beschlossen hat,
weil wir die unterstellten Zuschüsse des Bundes als
Cash nicht bekommen.

Was macht man dann? Gibt man auf? Geht man
dann nach Hause und sagt, das ist es, ihr Lieben,
wendet euch an Hannover, in Hannover haben sie
Geld über für Bremen? Nein, wir müssen einen Weg
finden, und zwar mit Parlament und mit Bürgerschaft,
in Bremerhaven und Bremen, wie wir aus dieser Zäsur,
dieser Lage eine Perspektive erarbeiten.

Die Perspektive ist nach meiner festen Auffassung
nur so zu erreichen, dass wir weiter wie bisher un-
seren eigenen Beitrag zur Sanierung dieses Landes
erbringen. Wir müssen kritisch beäugt durch die
Länderfinanzministerien und durch das Bundesfinanz-
ministerium alles tun, damit uns niemand sagen kann,
wir lebten hier auf anderer Leute Kosten. Wir müs-
sen eine Politik realisieren, die durchsichtig, trans-
parent ist und klar macht, dass wir begriffen haben,



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 05 2081

dass wir mit sehr knappen öffentlichen Mitteln un-
sere öffentlichen Dienstleistungen, unsere Struktur-
entscheidungen und Strukturforderungen so dimen-
sionieren, dass das verantwortlich ist vor den Bürgern
und vor dieser schwierigen Lage.

Dann brauchen wir natürlich eine neue Runde, um
unsere strukturelle Schieflage zu beenden. Die Ko-
alitionsparteien haben beide in ihren Landesvorstän-
den beschlossen, nach Karlsruhe zu gehen. Das ist
eine der uns verbleibenden Möglichkeiten, und die
geben wir nicht aus der Hand. Das ist unser Recht.
Wir müssen aber auch nach Alternativen dazu suchen.
Die Alternativen sind die, dass wir in dem laufenden
Verfahren, das die Berliner vor dem Verfassungsge-
richt angestrengt haben – übrigens mit einer ande-
ren Begründung, als die Bremer und die Saarländer
ihre Sanierung begründen –, die Nerven und die
Geduld haben müssen, dieses Bundesverfassungs-
gerichtsverfahren als Verfahrensbeteiligte durchzu-
stehen und die sich daraus ergebenden Konsequen-
zen, die es nach meiner Einschätzung notwendig
machen, dass es zu einer neuen Verhandlung kommt,
und zwar vor Ablauf des Länderfinanzausgleichs, der
bis 2019 geht, zu nutzen, um nicht nur Berliner Pro-
bleme zu lösen, sondern um Stadtstaatenprobleme
zu lösen.

Der Bundeskanzler hat bei diesem Abschlussge-
spräch angeboten, die strukturelle Problematik zum
Thema zu machen, und er erwartet, dass wir und an-
dere Landesregierungen mit daran arbeiten. So könnte
ein föderaler Konsolidierungspakt – den Namen hat
er nicht genannt, ich nenne den jetzt so – organisiert
werden, der nicht nur unsere Probleme löst, sondern
der auch die Probleme der anderen inzwischen nicht
mehr mit verfassungskonformen Haushalte lebenden
Landesregierungen und Länder löst.

Das  wird, denke ich, unverzüglich nach dem Bun-
desverfassungsgerichtsurteil über die Berliner begin-
nen, und wir müssen dort handlungs- und sprechfä-
hig sein. Wir müssen unsere eigenen Beiträge bis
dahin konkretisiert haben. Uns soll keiner von die-
ser Verhandlung wegdrängeln und außen vor lassen
können. Für den Fall, dass wir da nicht vorankom-
men, müssen wir uns weiter durch Gutachten und
durch Beratung sorgfältig vorbereiten, darin haben
wir ja auch Erfahrung, auf ein erneutes Bundesver-
fassungsgerichtsverfahren.

Was müssen wir nun selbst leisten? Wir müssen uns
mit unseren Ausgaben, obwohl wir ein Einnahme-
problem haben, auseinander setzen, denn unsere
Einnahmelage kann durch landespolitische Entschei-
dungen nicht nachhaltig verbessert werden. Wir set-
zen hier nicht die Steuereinnahmen fest, das ist al-
les Bundesrecht. Wir leben vom Bundesrecht, was
unsere Einnahmeseite angeht. Wir haben aber gro-
ße Verantwortung, was unsere Ausgabenseite angeht.
Wir müssen auf unserer Ausgabenseite nicht einfach
die Fortsetzung dessen haben, was wir bisher Spa-
ren genannt haben.

Das ist eine neue Qualität, die uns jetzt abverlangt
wird und der wir uns stellen müssen. Wir müssen uns
genau darüber klar werden, welche Dienstleistun-
gen wir in Zukunft noch erbringen können und welche
wir aufgeben müssen. Wir müssen in die Strukturen,
und wir müssen wegkommen von linearen Kürzun-
gen. Wir müssen uns politisch verständigen, was man
unter so engen Finanzbedingungen in Zukunft noch
in diesem Lande und in diesen beiden Städten schaffen
kann, und was man sein lassen muss, was man auf-
geben muss. Die große Koalition hat sich das vorge-
nommen.

Diese Debatte findet nun zu einem Zeitpunkt statt,
zu dem wir uns noch nicht wirklich im Detail verstän-
digt haben, aber wir sind entschlossen, diese Heraus-
forderung anzunehmen. Wir sehen auch keine Alter-
native dazu. Weglaufen wird niemandem erlaubt, es
sei denn, er wird anschließend von den Bürgern
abgewählt. Wir müssen uns dieser Aufgabe stellen,
und wir müssen jetzt damit anfangen, was wir in den
letzten Jahren immer wieder eingefordert haben und
auch in wesentlichen Teilen schon begonnen haben.
Wir müssen an unsere Strukturen gehen und müs-
sen klären, was in Zukunft noch möglich ist und was
nicht möglich ist.

Das geht, das ist schwer, auch für mich als Sozial-
demokrat zu sagen, auch und insbesondere auf un-
sere Personalkosten. Obwohl viele, die im öffentli-
chen Dienst sind und auf öffentliche Dienstleistun-
gen angewiesen sind, sagen, wir haben doch nun so
viel gespart in den letzten Jahren, ihr könnt doch nicht
noch weiter sparen, müssen wir die Kraft aufbringen,
im Personalbudget wirklich große strukturelle Ver-
änderungen durchzusetzen. Sonst schaffen wir das
nicht. Die Last allein über den konsumtiven Haus-
halt zu heben ist nach meiner Einschätzung unrea-
listisch.

Wir haben nur eine Chance voranzukommen mit
einem vorzeigbaren Konsolidierungsvorschlag für den
Haushalt 2005, aber insbesondere für den Doppel-
haushalt 2006 und 2007, wenn wir die Kraft aufbrin-
gen mit unseren öffentlich Bediensteten, auf die wir
angewiesen sind und auf deren Arbeit wir angewie-
sen sind, die wir aber eben auch bezahlen können
müssen, bei weniger Geld mehr zu arbeiten. Wir müs-
sen zu Einschnitten kommen. Das ist schwierig, das
ist unpopulär, das hören die im öffentlichen Dienst
Beschäftigten nicht gern, aber es gibt keine Alterna-
tive dazu. Ich werde das, so gut ich kann, mit der Ko-
alition, mit dem Senat und den Senatskollegen auch
packen.

Wir müssen dann an dieses schwierige Thema der
konsumtiven Ausgaben heran. Wenn man ganz ge-
nau hinschaut, ist ein Großteil davon auch Personal-
kosten. Es ist nicht einfach nur Geld, das wir irgend-
jemandem geben, und der macht dann etwas, son-
dern wenn man genau hinsieht, ist ein wachsender
Teil der konsumtiven Ausgaben Bezuschussung von
Personalkosten. Da müssen wir auch die Kraft auf-
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bringen  und  nicht  ständig  Tabus  aufbauen,  glei-
chermaßen den Personalteil, der im Konsumtiven fi-
nanziert wird, wie unseren im öffentlichen Teil finan-
zierten Personalhaushalt kritisch durchsehen. Es darf
keine neuen Ungleichheiten geben, sondern wir sitzen
da in einer ähnlichen Lage. Wir müssen bei den kon-
sumtiven Ausgaben auch einfordern, dass die, die von
unseren konsumtiven Zuschüssen leben, in ihrem
eigenen personalwirtschaftlichen Budget gleicher-
maßen kritisch mit den Kosten, die wir nur finanzie-
ren können, umgehen wie wir im öffentlichen Dienst.

Das Letzte ganz Schwierige ist der Investitionsbe-
reich. Sie wissen, dass ich die ganzen Jahre, auch im-
mer kräftig unterstützt von Hartmut Perschau und
meinen Kollegen im Senat, immer ein offensives In-
vestitionsprogramm vertreten habe. Ich bin übrigens
davon überzeugt, dass das richtig war. Ich stelle mich
hier nicht vor Sie hin und sage, es war alles falsch,
was wir hier gemacht haben, sondern ich bin über-
zeugt davon, wir haben das richtig gemacht. Wir
haben einen Nachholwettlauf gemacht. Wir hatten
eine große Investitionslücke aus den Jahren davor,
und wir haben, finde ich, verantwortungsbewusst und
auch immer bundesweit ausgewiesen und begleitet,
richtig gelegen. Selbst die schwierigen Projekte sind
kein Beleg dafür, dass die ganze Investitionspolitik
auf den Müll gehört. Nein, nein, das war richtig!

Nun müssen wir uns aber gefallen lassen, wenn
wir mit den Kreditaufnahmen nun auch konsumtive
Mittel finanzieren müssen, das ist ja unsere Lage,
darum kein verfassungskonformer Haushalt, dass wir
auch den Investitionsteil ganz kritisch unter diesem
neuen Haushaltsdruck durchsehen. Es wird nach
meiner Einschätzung darauf hinauslaufen, dass wir
auch da kürzen müssen, dass wir uns von Projekten
verabschieden müssen, damit wir überhaupt
beieinander bleiben, damit wir diesen Haushalt mit
seiner nun erneut einsetzenden zusätzlichen Netto-
kreditaufnahme vertreten können.

Dabei muss man berücksichtigen, dass ein Teil der
Investitionen schon festgelegt ist. Wir haben also nicht
mehr Dispositionsfreiheit über alles, sondern wir
haben einen Teil festgelegt. Aber auch dazu stehe
ich. Investitionen sind keine tagespolitischen Ent-
scheidungen, sondern Investitionen müssen sich über
die Infrastrukturwirkungen langfristig rechtfertigen
und rechnen.

Die Rede davon, dass wir die Zukunft unserer Kin-
der und Kindeskinder dadurch verbaut haben, dass
wir langfristige Finanzierungen für Investitionen für
richtig gehalten haben, kritisiere ich, denn für diese
Kinder investieren wir, damit sie im Hafen Arbeit
haben, damit sie weiter beschäftigt werden können.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir machen das nicht, damit unser Geschäft hier
leichter wird, sondern wir machen es, damit auch sie
eine Zukunft haben.

Ich finde es richtig, was wir mit den Hafeninvesti-
tionen gemacht haben. Stellen Sie sich vor, wir hät-
ten es nicht gemacht, dann wäre es abgeschnitten!
Wir nähmen nicht teil an diesem Hafenaufschwung
und diesem Exportaufschwung. Daran nehmen wir
teil. Wir hätten einen riesigen Fehler begangen, wenn
wir es aufgegeben hätten. Darum, denke ich, muss
man auch in Zukunft unter diesem zusätzlichen dra-
matischen Spardruck die Investitionen daraufhin
durchsehen, ob sie es tragen: Tragen die vorhan-
denen Projekte diese langfristige Finanzierung, nur
über die geht es, bringen sie wirklich die Effekte, die
wir uns davon erhoffen, die Infrastruktureffekte, die
Beschäftigungseffekte, die Wirtschaftswachstumsef-
fekte?

Wenn wir es konkretisieren können – kritisch, na-
türlich kritisch von allen begleitet –, dann müssen wir
es auch in Zukunft machen. Wir brauchen auch bei
den Investitionen eine sorgfältige Durchsicht aller
unserer Projekte und eine Klärung. Ich rate dringend
davon ab, so etwas wie eine Dämonisierung von In-
vestitionen zu machen und sich generell von Investi-
tionen zu verabschieden. Wir brauchen da Augenmaß.

Warum machen wir das alles? Weil wir im Senat,
ich hoffe auch sehr, in der Koalition und in den Koa-
litionsfraktionen, fest davon überzeugt sind, dass wir
in dieser schwierigen, ernsten und anstrengenden
Lage ein politisches Mandat haben, das wir ausfül-
len müssen, um die Selbständigkeit dieses Landes
Bremen, die kostbar ist und die uns von unseren El-
tern und Großeltern übertragen wurde, bitte nicht aus
der Hand zu geben, sondern die eine Chance zu
nutzen, eine Chance für zusätzliches und zukünfti-
ges Gestalten. Wir wollen vor dieser Aufgabe nicht
einknicken, sondern wir wollen sie annehmen, und
wir wollen sagen, jawohl, wir schaffen es, unsere
Selbständigkeit gegenüber den anderen, gegenüber
den Bundesländern, gegenüber der Bundesregierung
und gegenüber Europa auch unter diesen erschwerten
Bedingungen zu verteidigen und offensiv zu gestal-
ten.

Wir glauben fest daran, dass wir von einer Bürger-
schaft begleitet werden, von einer Stadtbürgerschaft,
von einer Stadtgesellschaft, die das von uns erwar-
tet, die sagt, ihr dürft euch jetzt nicht aus dem Stau-
be machen, ihr dürft jetzt nicht sagen, bitte der Nächs-
te, sondern ihr habt ein eindeutiges Mandat bei der
letzten Wahl erhalten – übrigens bei der Wahl davor
ja auch schon, es hat sich ja ein Wiederholungsauf-
trag abgespielt –, und vor diesem Mandat müsst ihr
euch messen lassen. Ihr müsst vor diesem Mandat
sagen, seid ihr in der Lage, die Wähler trauen es euch
zu, darum haben sie euch beauftragt, das zu packen
und es zu bewältigen!

Ich glaube sogar, so bitter und so schwer das Ganze
zu vermitteln ist, dass es eine Chance ist, eine Chance,
dass es mit Unterstützung der Öffentlichkeit, mit
Unterstützung auch der vielen, die in den Institutio-
nen, in den Firmen und in den neueren Firmen mit
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daran teilhaben, hier weitergeht. Ich glaube sogar,
dass wir beweisen können, dass wir widerständig sind,
dass wir beweisen können, dass wir Krisen anneh-
men und nicht vor ihnen davonlaufen. Ich glaube, dass
wir beweisen können, dass wir die Fähigkeit haben,
Menschen zu gewinnen, auch mit ihrem privaten Geld
und ihrem privaten Einsatz dazu beizutragen, dass
es weiter vorangeht.

Ich bin stolz darauf, dass es so viele Stiftungen in
Bremen gibt. Ich bin stolz darauf, dass es in Firmen
wie zum Beispiel Daimler-Chrysler oder bei den Stahl-
werken Gewerkschafter und Betriebsräte gibt, die,
weil sie die Arbeitsplätze verteidigen und ihre Pers-
pektive verteidigen, bereit sind, mit ihren Firmenlei-
tungen eigene Verträge zu machen, die die Arbeits-
plätze sichern und die Produktivität der Arbeitsplätze
im ganzen Lande weiter erhöhen. Das ist die Zukunft.
Das ist die Basis, auf der wir aufbauen können. Da
sollen sie mit uns im Senat rechnen und auch mit uns
in der Koalition rechnen.

Ich will sagen, dass es heute nur eine Art Zwischen-
bericht nach meiner Einschätzung sein kann. Wir
wollen über den Freitag und dann über das folgen-
de Beraten hin uns in die Lage versetzen, dass wir
auch konkrete Vorschläge machen, wie die nächs-
ten Haushalte gestaltet werden können und wie die
mittelfristige Finanzplanung bis 2009 gestaltet wird.
Ich gehe davon aus, dass wir in einer Art Fortsetzung
heute die Ausgangslage klären oder besprechen und
uns miteinander darüber verständigen, was unsere
Aufgabe ist, und dass wir dann in den nächsten Wo-
chen, möglicherweise, wenn Sie wollen, schon in der
nächsten Bürgerschaftssitzung den nächsten Schritt
zu beraten haben, was nun konkret zu tun ist, was
nun konkret die Folge dieser veränderten Lage ist.
Ich zähle auf Sie, und Sie sollen auf den Senat zäh-
len können. Ich danke Ihnen, dass Sie mir zugehört
haben!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wenn es für Bremen nicht so bitter wäre, dann könnte
man es fast komisch finden. Diese Regierung kann noch
nicht einmal eine Regierungserklärung abgeben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Oder sollte die Rede von Bürgermeister Scherf eben
eine sein? Das wäre eine bremische Einmaligkeit.
Die vom Senat vorgelegte Mitteilung des Senats vom
22. Februar 2005 ist jedenfalls nicht die geforderte
und zugesagte Regierungserklärung zum Ende der
Bemühungen um den so genannten Kanzlerbrief, auch
wenn Regierungserklärung oben darauf steht. Da hat

Staatsrat Hoffmann, der Meister im Ausbooten des
Parlaments, einmal wieder ein Kabinettsstückchen
abgeliefert, und das alles nur, damit Bürgermeister
Scherf nicht vorlesen muss!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was für ein peinliches Symbol für den Zustand die-
ser Regierung!

Die Mitteilung des Senats, Zwischenbilanz der Sa-
nierung, enthält auf über 20 Seiten Altbekanntes, eine
nicht enden wollende Rechtfertigung der Politik der
letzten zehn Jahre, die man mit einem Satz zusam-
menfassen kann so wie auch Ihre Rede: Wir haben
alles richtig gemacht. Falsche Annahmen zu Beginn
des Sanierungszeitraums, die ungerechte Finanzver-
teilung und die Eingriffe der Bundesregierung, ein
einziges Zusammentreffen von Widrigkeiten hat ver-
hindert, dass die Ziele der großen Koalition erreicht
wurden. Kein Wort zu eigenen Fehlern, kein Wort
zu der grundsätzlichen Frage, ob ein so kleiner Wirt-
schaftsraum wie Bremen überhaupt theoretisch mit
überdurchschnittlichen Investitionen eine überdurch-
schnittliche Steigerung der Wirtschafts- und Finanz-
kraft erreichen kann!

Stattdessen wird die dritte Phase der Sanierung mit
dem Ziel eingeläutet, 2009 einen ausgeglichenen
Primärhaushalt vorzulegen. Damit wird das nächste
unerreichbare Ziel gesetzt, dem dann wieder politi-
sche Klugheit und Wahrhaftigkeit zum Opfer fallen
werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist auch nach der Rede von Bürgermeister Scherf
ein Geheimnis geblieben, warum drei Monate vor der
Debatte über den Abschlussbericht zur Sanierung in
der Bremischen Bürgerschaft der Senat jetzt eine
weitere Zwischenbilanz zur Sanierung vorlegt. Be-
stimmt die zwanzigste! Die Zahlen werden dadurch
nicht besser und die Selbsttäuschung nicht weniger!
Zu einigen ausgewählten Behauptungen zum Sanie-
rungsergebnis muss ich hier doch etwas sagen.

Der behauptete Schuldenstand in der Vorlage des
Senats beträgt nicht zehn Milliarden Euro, sondern
zwölf Milliarden Euro zuzüglich der Schulden der
Gesellschaften und des Bremer Kapitaldienstfonds.
Diesem Senat kommt es ja auch nicht so genau dar-
auf an, so sagte Bürgermeister Scherf am 18. Febru-
ar in einem bemerkenswerten Interview im Deutsch-
landRadio: „Wir liegen bei ungefähr acht Milliarden
Euro.“

Die tatsächlichen Investitionsausgaben werden
auch zu niedrig gerechnet. Es wird auf das Investiti-
onssonderprogramm in Höhe von 2,5 Milliarden Euro
verwiesen. Jeder weiß, dass die tatsächlichen Aus-
gaben im Rahmen des Investitionssonderprogramms
gut vier Milliarden Euro gewesen sind: 2,5 Milliar-
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den Euro aus den Raten der Jahre 2004 bis heute und
weitere 1,5 Milliarden Euro im Vorgriff auf die Haus-
halte 2005 bis 2010 und 2011 bis 2014.

Die teilweise auch hohen Investitionsausgaben der
vielen Gesellschaften werden in diesem Zusammen-
hang einfach verschwiegen. An anderer Stelle brüsten
Sie sich damit. Damit wird auch die Unwahrheit über
Bremens Investitionsquote gesagt. Sie wird in der Vor-
lage des Senats mit 18 Prozent angegeben, liegt aber
deutlich über 20 Prozent. Interessanterweise beken-
nen Sie sich ja noch einmal zu den Vorgaben des
Sanierungssicherstellungsgesetzes. Das fordert im
Gesetzestext, von diesem Haus hier beschlossen, eine
Investitionsquote von 14,2 Prozent im Jahre 2005.

So ducken Sie sich auch vor der unbequemen Wahr-
heit weg, dass Bremens gigantische Investitionsan-
strengungen unserem Gemeinwesen weder höhere
Steuereinnahmen noch eine überdurchschnittliche
Steigerung der Erwerbstätigenzahlen, der Wirtschafts-
kraft oder der Einwohnerzahlen beschert haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ihrer Rede eben konnte ich entnehmen, dass Sie
immer noch der Auffassung sind, dass Bremen, so wie
Sie es nennen, den Anschluss an die Wirtschaftsent-
wicklung der anderen Bundesländer gefunden hat.
Ich weiß nicht, woher Sie diese Behauptung nehmen!
Die Zahlen aus dem Finanzressort, gerechnet von
Instituten in Bremen, von der Arbeitnehmerkammer,
vom Statistischen Landesamt, sagen einfach etwas
anderes. Das Bruttoinlandsprodukt aller alten Bun-
desländer ist in dem Sanierungszeitraum um 26,8 Pro-
zent gestiegen und das in Bremen um 25,1 Prozent.
Das sind doch einfach erst einmal die Fakten, die man
doch irgendwann auch einmal zur Kenntnis nehmen
muss!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die viel gelobten Eigenanstrengungen Bremens
erscheinen auch in einem realistischeren Licht, wenn
man berücksichtigt, dass Bremen seit Jahren von den
niedrigen Zinsen, abweichend von den Planungen,
profitiert. Oder noch einmal deutlicher: Es ist rich-
tig, dass die Einnahmeerwartungen der Sanierungs-
phase nicht eingetreten sind und Bremens Lage ver-
schlechtern. Andererseits lag der damals angenom-
mene Zinssatz fast doppelt so hoch wie der tatsäch-
liche.

Es ist auch Ihre Verantwortung, dass die Leitidee
der bremischen Sanierungspolitik „Entschulden und
Investieren“ nirgendwo mehr auftaucht. Sie wurde
umgerubelt in Sparen und Investieren, um zu verhin-
dern, dass die ausbleibenden Steuermehreinnahmen
auch zu Kürzungen bei den Investitionen führen. Das
Problem wurde entgegen der ursprünglichen Ziel-
setzung und den ursprünglichen Zusagen ausschließ-

lich zu Lasten des Sanierungspfades der Entschul-
dung aufgelöst.

Es gibt nur eine Erklärung, dass Sie, obwohl ja auf
jeder Seite steht, dass Bremens Politik keine Verant-
wortung für die ungünstige Entwicklung trägt, trotz-
dem noch an so vielen Stellen Zahlen schönreden und
Unangenehmes verschweigen. Sie wissen ganz ge-
nau, dass diese Regierung auch selbst die Verantwor-
tung für Fehlentscheidungen wie den Space-Park
trägt, für falsche Annahmen und Angaben und für
ein „Weiter so!“, obwohl alle Fakten ein Umsteuern
erforderlich machten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Einen Schlüsselsatz Ihrer Senatsmitteilung möch-
te ich hier noch gern erwähnen. Zitat aus der Senats-
vorlage: „Das autonome haushaltswirtschaftliche
Handeln der Freien Hansestadt Bremen ist nicht der
Grund dafür, dass das Sanierungsziel im bisherigen
Zeitraum noch nicht erreicht werden konnte. Es wäre
angesichts der eingetretenen Änderung der Umstän-
de und der gesetzten Annahmen in der Laufzeit der
ersten fünf und der folgenden sechs Jahre dem Bund
und den anderen Ländern zwar möglich gewesen,
die haushaltswirtschaftlichen Vorgaben zu verändern,
davon aber haben Bund und Länder bei völliger Trans-
parenz des gesamten Prozesses nicht Gebrauch ge-
macht.“

Es ist doch dieser Senat, für den es zur ersten Bür-
gerpflicht wurde, völlig unabhängig von der Fakten-
lage nur Jubelmeldungen herauszugeben. Es ist doch
Henning Scherf, der noch vor zwei Jahren davon fa-
selte, wie wunderbar alles läuft und dass wir ab 2010
wieder Geberland werden können. Übersetzt heißt
der Satz in der Senatsvorlage doch: Ist doch deren
Schuld, wenn sie nicht genauer fragen, das Geld
haben wir gern genommen!

Haben Sie eigentlich gar keine Angst davor, dass
solche Sätze auch in anderen Bundesländern gele-
sen werden und dort Verdruss auslösen? Nur umge-
kehrt wird ein Schuh daraus! Seit mindestens fünf
Jahren ist völlig klar, dass weder die Sanierungszie-
le erreicht werden noch 2005 ein verfassungskonfor-
mer Haushalt vorgelegt werden kann. Das hätten Sie
von sich aus mit dem Bund und den anderen Län-
dern frühzeitig besprechen müssen, auch um von uns
aus Modifikationen der Auflagen zu besprechen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ein Bürgermeister, der auf Kritik und schlechte
Nachrichten nur ausfällig reagieren kann, war in
einem besten Bündnis mit all den vielen kleinen und
großen Interessenten an Ihrer einseitigen Investiti-
onspolitik.

Von der Sanierungstäuschung zum Kanzlerbrief ist
es nur ein kurzer Weg. Ursprünglich wohl aus der Not
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geboren, um eine schlechte Verhandlungsstrategie
zu vertuschen und die CDU zu befrieden, wurde er
zum Jackpot für fast das gesamte konsumtive Defi-
zit. Den Text der Kanzlerbriefe legt der Senat nun nach
fünf Jahren der Bürgerschaft zur Drucksache vor,
nachdem er jahrelang als geheime Kommandosache
unter dem Deckel gehalten wurde. Schon kurz nach
seiner Entstehung haben die Grünen, aber auch ernst
zu nehmende SPD-Politiker wie Volker Kröning darauf
hingewiesen, dass die tatsächlichen Zusagen des
Bundeskanzlers und das, was dieser Senat daraus
machen wollte, in keinem Verhältnis zueinander ste-
hen. Schwächung der Verhandlungsposition Bremens,
Pessimismus und Unkenntnis, das waren noch die
harmloseren Vorwürfe, die man sich hier anhören
musste.

Dabei wussten früh auch tragende Kräfte der Ko-
alition, dass die Bremer Forderungen nicht erfüllt
werden würden. Schon in der „Welt“ vom 21.9.2002
sagt der CDU-Vorsitzende Bernd Neumann, ich zi-
tiere: „Der Bundeskanzler sagt nichts zu dem Pro-
blem. Die Antwort ist unzureichend. Das ist wirklich
eine schallende Ohrfeige für Henning Scherf und
damit auch für das Land Bremen. Das ist bedauer-
lich. Man kann sich wohl auf die Zusage dieses Kanz-
lers nicht verlassen. Wenn er das sogar vor der Bun-
destagswahl nicht macht, dann muss man in aller
Deutlichkeit sagen, versprochen und gebrochen.“ Das
war 2002! Ich sage in aller Deutlichkeit: Miese Poli-
tik hackt in die Hand, die Futter geben soll.

Auch die Antwort der Bundesregierung vom 2. Juli
2003 auf die Fragen des Abgeordneten Jochen-Konrad
Fromme, CDU/CSU, zu den Ansprüchen aus dem so
genannten Kanzlerbrief lösten ein Rauschen im Blät-
terwald aus, eine Änderung der politischen Richtung
nicht. Ich zitiere aus der Antwort der Bundesregie-
rung:

„Laut Bundestagsdrucksache 14/6577, in der die
Ergebnisse der Neuregelungen des Jahres 2001 fest-
gehalten wurden, gewinnt Bremen durch die Reform
mit rund 43 Euro je Einwohner mehr als alle ande-
ren Länder. Der finanzielle Status quo Bremens wurde
also verbessert. Die Sanierung des Bremer Haushalts
mit Bundeshilfen, die seit 1994 läuft, wird im Jahr 2004
abgeschlossen sein. Bremen wird dann insgesamt 8,5
Milliarden Euro Sanierungshilfen vom Bund erhal-
ten haben. Eine Fortsetzung der Sanierungshilfen über
das Jahr 2004 hinaus kommt nicht in Betracht. Das
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom
11. November 1999 nochmals bestätigt, dass Sanie-
rungshilfen nur als vorübergehende Hilfe zur Selbst-
hilfe gewährt werden können.“ Soweit die Antwort
der Bundesregierung gegenüber dem Deutschen
Bundestag!

Die Zeit verrann, und die Buchungen auf den Kanz-
lerbrief stiegen. Nirgendwo gab es eine erkennbare
Verhandlungsstrategie, keinen Plan B, keine finanz-
wirtschaftliche Rechnung für Investitionshilfen. Al-
les lag in den Händen von Henning Scherf. Die grü-

ne Forderung, wenigstens parallel eine weitere Kla-
ge vor dem Bundesverfassungsgericht vorzubereiten,
wurde wütend beschimpft. Heute schlägt der Senat
sie selbst vor, hat aber viel Zeit verloren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Als man nun dem Spiel ein Ende machen musste –
das Jahr 2005 war schon angebrochen, der Haushalt
mit den Kanzlerbriefmehreinnahmen in Kraft –, macht
sich Henning Scherf allein auf den Weg nach Berlin
und findet Bundeskanzler Schröder, Finanzminister
Eichel, der ist es ja nun gewesen, und Verkehrsmi-
nister Stolpe vor. Ein in der Tasche befindliches vor-
bereitetes Papier, das wenigstens Vorschläge für
konkrete Zahlungsverabredungen für die A 281 und
die Cherbourger Straße enthielt, blieb in der Tasche.
Henning Scherf kam mit leeren Händen zurück.

Danach durfte die getäuschte Öffentlichkeit erle-
ben, wie zur Gesichtswahrung dieser Regierung noch
versucht wurde, etwas Salbe auf das Debakel zu schmie-
ren, indem Prüfaufträge und Selbstverständlichkei-
ten aufgeschrieben wurden. Das Einzige von Substanz
ist, dass Bremen anerkennt, dass der Bund seine Ver-
pflichtungen erfüllt hat. Punkt, das war es!

Henning Scherf gibt der Öffentlichkeit gegenüber
den Enttäuschten, während der Brief vom 27.1. durch-
sickert. Das ist auch Anlage der Senatsmitteilung, ich
möchte das trotzdem hier zitieren, weil es auch um
Öffentlichkeit geht:

„Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, lieber Gerd,
ich kann dir versichern, dass ich unsere vorstehend
beschriebene Verständigung als sehr faires Entge-
genkommen des Bundeskanzlers in Umsetzung deiner
Ankündigung in dem hier so genannten Kanzlerbrief
aus dem Jahr 2000 hoch einschätze und hier vertre-
ten werde, gerade gegenüber den ursprünglichen Maxi-
malvorstellungen der Bremer Seite. Unsere Verstän-
digung wird der Freien Hansestadt Bremen und der
von mir geführten großen Koalition helfen in unse-
rer neuen dritten Sanierungsphase und bei der zu leis-
tenden Stärkung des Standorts Bremen, wie es auch
im Interesse der Bundesrepublik insgesamt, von Bund
und Ländern liegt.“

Dieses üble Doppelspiel hat in einzigartiger Wei-
se der Glaubwürdigkeit der Politik geschadet und
Bremen zum Gespött gemacht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wer nun aber glaubt, der Bürgermeister hätte sich
für eine Sichtweise entschieden, wird enttäuscht. In
dem Interview vom 18.2. im DeutschlandRadio hört
sich das dann so an: „Frage: ,Sie bekommen nun
einmal nur einmalig 200 Millionen Euro für Verkehrs-
projekte?’ Henning Scherf: ,Die Steuerausfälle, die
durch diese Steuerreform, der wir zustimmen sollten,
unserem schwierigen Haushalt zusätzlich aufgeladen
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werden, die werden von der Bundesregierung aus-
geglichen.’ Frage: ,Und Schröder sagt, das haben Sie
schon gemacht?’ Scherf: ,Ja, und darüber streiten wir,
ob sie es gemacht haben oder nicht. Wir behaupten,
es ist nicht gemacht worden. Wir haben ja jetzt nicht
gesagt laufend, sondern wir haben seit Beginn die-
ser Steuerreform Steuerausfälle addiert, und das ist
die aufgebaute Summe, nicht eine einmalige Sum-
me. Die hat sich über fünf Jahre aufgebaut, und das
behaupten wir nach wie vor, und dafür haben wir gute
Gründe. Dafür werden wir auch vor das Bundesver-
fassungsgericht gehen.’“

Man fällt vom Glauben ab, wenn man das hört! Auf
der einen Seite erklären, den Maximalvorstellungen
der Bremer Seite entgegentreten, auf der anderen
Seite so einen Unsinn erzählen und jetzt auch noch
suggerieren, dass wir gegen die Bundesregierung vor
das Bundesverfassungsgericht ziehen! Ich frage
einmal: Wer weiß hier eigentlich noch, was getan wird?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was mindestens genauso schlimm ist: Wer soll Ihnen
eigentlich vor dem Hintergrund solcher Sachen noch
irgendetwas glauben?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Grüne sind weiterhin der Auffassung, dass Bremen
unverschuldet in diese Haushaltsnotlage geraten ist.
Wir vertreten innerhalb und außerhalb Bremens die-
selbe Position, nämlich dass der bestehende Finanz-
ausgleich Bremen benachteiligt. Wir sagen nicht, dass
die große Koalition Verantwortung dafür trägt, dass
das Sanierungsziel nicht erreicht wurde. Das war unter
den gegebenen Bedingungen nicht möglich. Wofür
Sie aber die Verantwortung tragen, ist ein überbor-
dender und finanzpolitisch ungerichteter Investitions-
kurs, Haushaltstäuschungen großen Ausmaßes, das
Festhalten an der Sanierungsstrategie, obwohl sie
absehbar nicht zum Erfolg führen würde, große stra-
tegische Fehler wie das Bejubeln des Maßstäbege-
setzes, des Gesetzes, gegen das wir jetzt vor das Bun-
desverfassungsgericht ziehen müssen, oder jetzt das
Freistellen der Bundesregierung von allen weiteren
Ansprüchen, das Vernachlässigen der Stadtstaaten-
bündnisse und last, but not least die Kanzlerbrieftäu-
schung und viel verlorene Zeit für Reformen.

Wie soll es jetzt weitergehen? Der Senat hat, das
ist offensichtlich, keinerlei Vorstellungen für den
absehbaren Fall des Platzens der Kanzlerbriefblase
entwickelt gehabt. In der Mitteilung des Senats heißt
es: „Klarheit über die finanzielle Lage zu schaffen ist
die erste finanzielle Voraussetzung für die Gestaltung
der weiteren Politik.“ Dem können Grüne nur zustim-
men. Wir werden ja jetzt sehen, ob es Ihnen ernst ist.
Das bedeutet nämlich das Eingeständnis, dass die
Deckungslücke im Haushalt wegen der fälschlich als
Investition gebuchten Zinsen größer als bisher be-

hauptet ist. Das bedeutet Kassensturz bei den Gesell-
schaften und Übersicht über alle eingegangenen
Verpflichtungen, die Bremen früher oder später be-
zahlen muss. Das bedeutet auch eine klare Darstel-
lung der Folgen für unsere Städte, wenn nun für 2009
ein ausgeglichener Primärhaushalt angestrebt wird.
Einfach einmal irgendwelche Finanzziele stecken und
sich um die Folgen und die Realisierbarkeit nicht
scheren darf es nie wieder geben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Im letzten Teil meiner Rede möchte ich Ihnen sa-
gen, wie es aus grüner Sicht weitergehen sollte. Dass
Sie nicht gern über die Vergangenheit reden, verstehe
ich, aber was macht der Senat denn? Wir sollten über
die Zukunft reden, das finde ich auch! Es ist aber
vorgesehen, dass der Senat etwas vorlegt, und ich
bin auch nicht der Auffassung, dass sich die Bürger-
schaft nach den Koalitionsausschussterminen zu rich-
ten hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Alles, was ich sage, findet vor dem Hintergrund der
Einschätzung statt, dass Bremens Finanzlage nicht
mehr aus eigener Kraft verbessert werden kann. Wir
müssen ab jetzt jedes Jahr über eine Milliarde Euro
an Krediten aufnehmen. Auch brutalste Sparanstren-
gungen können es nicht schaffen, die daraus entste-
henden Zinsen auszugleichen. In zehn Jahren wer-
den sich die Bremer Schulden verdoppelt haben, und
wir müssen ungefähr die Hälfte unserer Steuerein-
nahmen für Zinsen aufwenden. Auch wenn ich nicht
glaube, dass die Maastricht-Kriterien in absehbarer
Zeit ein Problem für Bremen werden, kein Gemein-
wesen kann so einen Finanzkurs fahren. Da ist es auch
nur ein kleiner Trost, dass viele andere Bundeslän-
der auch Probleme haben. Deren Bereitschaft, Bre-
men zu helfen, steigt dadurch auch nicht.

Deshalb liegt jetzt viel Verantwortung auf Bremens
Außenpolitik, Bündnisse mit den ärmeren Bundes-
ländern und den Stadtstaaten, Vorbereiten einer Klage
gegen das Maßstäbegesetz und nicht gegen den
Bundeskanzler und Verhandlungen mit der Bundes-
regierung über ein Programm nach Artikel 104 a 4
des Grundgesetzes! Das sind Investitionshilfen, da-
mit wir wenigstens nicht auch noch zum Beispiel für
die Kaiserschleuse Schulden machen müssen. Die-
se Möglichkeit hat das Verfassungsgericht in seinem
Urteil im Jahr 1992 ausdrücklich als Möglichkeit für
die Sanierung genannt. Es wäre auch viel besser, wenn
Bremen vor einer weiteren Klage diesen Weg offen-
siv gehen und ausreizen würde.

In Bremen selbst wird weiterhin Geld ausgegeben
werden, und zwar für all das, was gesetzlich verpflich-
tet ist, und für das, was für die Zukunft Bremens sinn-
voll ist. Die Grünen wollen keine reine quantitative
Betrachtung der Haushalte und eine Fortsetzung der
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Rasenmähersparpolitik. Wir müssen uns auf den Weg
machen, jeden Bereich danach abzuklopfen, ob die
Aufgabe notwendig ist, ob man sie auch günstiger
erledigen kann und wie man den Bereich ausstatten
muss, damit er nachhaltige Effekte hat. Ein Zusam-
mensparen des Täter-Opfer-Ausgleichs ist jedenfalls
das völlige Gegenteil von verantwortlicher und nach-
haltiger Finanzpolitik.

Bremen muss Schwerpunkte bei den Aufgabenfel-
dern setzen, die unsere Zukunft sichern, und das sind
die Bereiche Kinder/Schule und Universitäten/Hoch-
schulen. Das bedeutet eine auskömmliche Finanzaus-
stattung, gesellschaftliche Aufmerksamkeit und Ach-
tung der Politik dafür. Das heißt nicht, dass automa-
tisch alles mehr Geld kosten wird. Wir wollen aber
die notwendige Sparpolitik so anlegen, dass sie über
absehbare Zeiträume hinweg gemacht werden kann.
So kostet das sinnvolle Verbot von Sitzenbleiben zu-
nächst mehr Geld, dessen Einsatz sich aber in weni-
gen Jahren lohnen wird. Grüne wollen den weite-
ren Ausbau von Ganztagsschulen als Markenzeichen
für Bremen und die Kinder bis zur neunten Klasse
gemeinsam beschulen. Grüne wollen eine Verzah-
nung der Angebote für Kinder und Jugendliche mit
der Schule im Stadtteil; abgeschlossene Schulgebäu-
de, während Kinder sich draußen in Ecken lümmeln
müssen, sind Verschwendung.

Grüne wollen einen deutlichen Schwerpunkt der
Universitäten und Hochschulen im Bereich der Lehre.
Was für eine schreckliche Vergeudung von privaten
und staatlichen Mitteln, wenn 40 Prozent aller Stu-
dierenden in den ersten Jahren ihr Fachgebiet wech-
seln! Das könnte die Nachfolgestrategie nach „City
of Science“ werden: Das Versprechen, die Studieren-
den besser zu unterstützen, als Markenzeichen un-
serer eigenen Universitäten und Hochschulen und
Anreize innerhalb der Hochschulen dafür zu schaf-
fen, dass eine bessere Lehre und bessere Betreuung
der Studierenden stattfindet!

Die notwendige Sparpolitik wird fast ausschließ-
lich über den Umbau von Bestehendem gemacht
werden können. Das bedeutet auch ein Durchfors-
ten unseres Gesellschaftenunwesens. Den ewig in-
kompetenten Angriffen gegen den Sozialhaushalt
erteilen wir ebenso eine Absage wie der Strategie,
über weitere Sonderopfer des öffentlichen Dienstes
nennenswerte Einsparungen zu erbringen. Henning
Scherf ist in seiner Rede ja länger darauf eingegan-
gen, dass jetzt ganz besonders im öffentlichen Dienst
Geld eingespart werden wird. Darüber, finde ich, muss
man sich länger unterhalten, in welchen Bereichen
es Spielräume gibt und in welchen nicht. Ich sage
nicht, dass es keine mehr gibt. Man muss aber einmal
zur Kenntnis nehmen, dass dort geltende Tarifverträge
sind. Ich glaube nicht, dass ver.di das tun wird, was
Sie sich wünschen, nämlich diesen Solidarpakt ab-
schließen. Das hat ja auch in der Vergangenheit schon
nicht geklappt.

Man muss sich also neu auf den Weg machen und
muss schauen, in welchen Bereichen man Personal
reduzieren kann, indem man auch Aufgaben redu-
ziert. Ich glaube, es ist keine sinnvolle Strategie für
Bremen, mit den Ausgaben für die Mitarbeiter des
öffentlichen Dienstes auszuscheren aus dem Konzert
der anderen. Einen Dumpingwettbewerb um die
niedrigsten Löhne und Gehälter werden wir nicht
aushalten und wird dem Bundesland letztendlich nur
schaden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Lage ist dramatisch, aber man muss die Ner-
ven bewahren. Wer Bremen in seinen durchschnitt-
lichen Ausgaben pro Bürger unter das Niveau anderer
Großstädte spart, wird Abwanderungen auslösen.
Auch finanzpolitisch ist das falsch. Bremen erhält ja
bekanntermaßen für seine Situation als Stadtstaat eine
Einwohnerwertung von 135. Wenn wir unsere Aus-
gaben unter diese Grenze zusammenstreichen, ent-
ziehen wir dieser besonderen Einwohnerwertung
selbst die Legitimationsgrundlage, und das dürfen wir
nicht machen. Wir werden uns vor Gericht mit den
anderen wiedersehen. Wenn wir dort überall erzäh-
len, dass wir auch mit 110 Prozent auskommen kön-
nen, weil wir noch mehr zusammengespart haben,
dann werden die anderen sich zwar freuen, aber wir
haben unsere eigene Argumentation dadurch zer-
schossen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Hem-
mungslos Schulden machen!)

Ja, wir werden Schulden machen, so wie Sie auch,
Herr Kastendiek. Das ist doch klar! Das ist doch die
ganze Lage! Es geht vielleicht um 20 oder 30 Millio-
nen Euro mehr im Jahr. Da werden wir uns dann
voneinander unterscheiden. Bauschen Sie das hier
ruhig einmal zum großen politischen Streit auf! Das
ist angesichts der Dimension der Probleme einfach
nur lächerlich!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu guter Letzt: Einsparungen bei den Investitio-
nen! Ja, aber auch dafür braucht es Mut. Bei der Vor-
bereitung dieser Rede habe ich ein Zitat vom 8.11.1995
von Christian Weber, damals war er noch Fraktions-
vorsitzender, aus einer Debatte hier im Haus gefun-
den. Das möchte ich bitte zitieren. Da heißt es zu den
Investitionsausgaben: „Nichtsdestoweniger möchte
ich auch zu bedenken geben, dass wir im Laufe der
nächsten sechs Monate“ – 8.11.1995! – „durchaus noch
einmal über das ISP uns Gedanken machen, ob denn
alle Maßnahmen, die im ISP mittlerweile aufgeschrie-
ben worden sind und über Kredite finanziert werden
sollen, Sinn machen in dieser dramatischen Haushalts-
situation. Beifall bei der SPD.“
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Das erzählen Sie also schon so lange!

Grüne wollen einen Vorrang von Investitionen in
Bestand und in Modernisierung für Energieeinspa-
rungen. Grüne wollen einen Verzicht auf weitere
Ausweisung von Gewerbeflächen und ihre Erschlie-
ßung. Wir wollen, dass sich die Überseestadt kleiner
setzt, erklären das Visionarum für verzichtbar und
finden die geplanten neuen Fahrscheinautomaten in
Bussen und Bahnen schlicht überflüssig. Ich behaupte
jetzt nicht, dass Einsparungen Spaß machen, aber
wenn man sich von der ideologischen Verklärung
jedweder Investition verabschiedet, entsteht Platz,
Abwägungen zu machen, eben Platz für Politik.

Die nächsten Wochen werden zeigen, zu welcher
Politik dieser Senat noch die Kraft hat. Jetzt schlie-
ße ich einmal mit einem Scherf-Zitat: „Wir sind aber
eine alte Hansestadt. Wir haben ja ganz andere
Sachen überlebt und werden damit umzugehen ha-
ben.“

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU)*): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Frau Linnert, ich
habe Verständnis für den Teil Ihrer Kritik an dem eher
ungewöhnlichen Vorgehen der Vorbereitung der Re-
gierungserklärung des Senats. Ich habe kein Verständ-
nis, wie Sie versuchen, durch falsche Zusammenhän-
ge, durch offensichtliche Unkenntnis ökonomischer
Zusammenhänge ein Bild der bremischen Sanierungs-
politik darzustellen nach dem Motto, wir haben hier
nichts erreicht, wir haben Bremen verkommen las-
sen und haben Bremen keine Perspektive geben kön-
nen. Dafür habe ich kein Verständnis, weil Sie es schon
seit Wochen und Monaten versuchen wie mit Ihrer
falschen Behauptung, Frau Linnert, im Oktober des
vergangenen Jahres, dass Bremen die öffentlichen
Gebäude hat verrotten lassen,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Kann ich welche vorlesen! Soll ich

das machen?)

dass Sie hier seit Monaten versuchen, durch falsche
Aussagen – die hat die Antwort des Senats widerlegt
und gezeigt, dass sie völlig neben der Spur sind – ein
völlig verkehrtes Bild von der Situation in dieser Stadt
zu geben, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Genauso abenteuerlich ist Ihre Kritik am Wirt-
schaftswachstum des Bruttoinlandsprodukts.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sind doch Zahlen des Statistischen

Landesamtes!)

Aber trotzdem wird es dadurch, dass Sie jetzt hier da-
zwischen rufen, auch nicht besser! Sie müssen doch
zumindest zur Kenntnis nehmen, dass Investitionen
nicht mit dem Beginn der Investitionen sofort ihre
Wirkung entfalten. Der Sanierungszeitraum geht seit
dem Jahr 1994, meine Damen und Herren, seit 1994!
Wir haben einen Aufholprozess erst seit 1998/99 zur
Kenntnis nehmen können aus dem Grund, weil näm-
lich ab dem Jahr 1995 mit Beginn der großen Koali-
tion die Auflagen hinsichtlich Investitionen in Gang
gesetzt  worden  sind,  Investitionen  angeschoben
worden sind und natürlich ab dem Jahr 1998/99 erst
die Wirkung entwickeln konnten. Meine Damen und
Herren, das ist die Realität des Wirtschaftswachstums
hier im Bundesland Bremen!

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen])

Ich kann Ihnen daher nur empfehlen, vielleicht
einmal ein wirtschaftswissenschaftliches Seminar an
der Universität Bremen zu besuchen.

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Wahrschein-
lich bei Herrn Haller! Das würde nützen! Bei

dem haben Sie nachgefragt!)

Ich glaube, auch das wird Ihnen weiterhelfen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Bremen
hat in dem vergangenen Jahr mit dem Erreichen des
Ziels eines verfassungskonformen Haushalts im Jahr
2005 als wesentlichen Bestandteil die schriftliche
Zusage des Bundeskanzlers Schröder für den Ausgleich
der Ausfälle aus der Steuerreform mit ergänzenden
Zahlungen aus dem Bundeshaushalt in die eigene Fi-
nanzplanung eingestellt. Dieser Brief, diese Zusage
war keine Tagträumerei oder Phantasia, es waren auch
nicht irgendwelche Luftspiegelungen, die zu hohe
Erwartungen generiert haben. Der Brief des Bundes-
kanzlers war im Zusammenhang mit der Verabschie-
dung der Steuerreform im Jahr 2000 die konkrete und
verbindliche Zusage der Bundesregierung, vertreten
durch den Bundeskanzler, die von der Steuerreform
verursachten Ausfälle, die dem Bundesland Bremen
entstehen, auszugleichen. Das war auch die Geschäfts-
grundlage für das Abstimmungsverhalten Bremens
im Bundesrat.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, da ist die CDU hereingelegt
worden! Vielleicht doch einmal ein Politik-

seminar besuchen!)
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Das heißt, die Einbrüche bei den Einnahmen wer-
den durch die Zuschüsse des Bundes ausgeglichen.
Das ist ein übliches Verfahren. Auch andere Bundes-
länder haben finanzielle Kompensationen erhalten.
Der Inhalt des Schreibens des so genannten Kanz-
lerbriefes wurde mehrmals bestätigt. Zum Beispiel
in einem Schreiben des Chefs des Bundeskanzleram-
tes, Dr. Steinmeier, vom 16. März 2001 heißt es, die
gegebene Erklärung des Bundeskanzlers ist unver-
ändert gültig.

In einer Antwort der Bundesregierung auf eine An-
frage des Bremer Bundestagsabgeordneten Neumann
am 6. September 2002 wird mit einem unmissverständ-
lichen und deutlichen Ja die Frage beantwortet, ob
die Zusage des Kanzlers gegenüber dem Bundesland
von Mitte 2000 noch Gültigkeit hat, ebenso das Schrei-
ben des Bundeskanzlers vom 19. September 2002,
in dem der Bundeskanzler selbst noch einmal klar-
stellt, dass seine Zusagen aus dem Jahr 2000 weiter
Bestand haben.

Das Ergebnis dieser Zusagen, dieses Versprechens
des Bundeskanzlers mussten wir Ende Januar zur
Kenntnis nehmen. Bremen erhält statt der zugesag-
ten Kompensation in Höhe von 500 Millionen Euro
pro Jahr einen Einmalzuschuss in Höhe von 130 Mil-
lionen Euro für zwei Verkehrsprojekte, Cherbourger
Straße in Bremerhaven und den Bau der A 281 in
Bremen, die abgezinst einen jährlichen Betrag von
fünf bis zehn Millionen Euro darstellen. Statt 500
Millionen fünf Millionen Euro!

Der Bundeskanzler, das müssen wir feststellen, hat
seine Zusage nicht eingehalten. Der Bundeskanzler
hat sein Wort gebrochen. Der Bundeskanzler hat nicht
nur die Politik in Bremen hinter das Licht geführt,
sondern auch die Bürgerinnen und Bürger in unse-
ren beiden Städten.

(Beifall bei der CDU)

Daher können und werden wir dem Kanzler weder
dankbar sein noch zukünftig ein besonderes Vertrauen
entgegenbringen.

(Beifall bei der CDU)

Vor diesem Hintergrund, und das muss man leider
in diesem Zusammenhang auch deutlich sagen, re-
lativieren sich auch die Zusagen, dokumentiert in der
Absichtserklärung des Bundes, im Rahmen der Inno-
vationsoffensive im Bereich Logistik und Raumfahrt
den Standort Bremen zu unterstützen. Dieses Han-
deln, meine Damen und Herren, ist leider sympto-
matisch für die Regierungspolitik in Berlin. Sie führt
nicht nur Bremen und Bremerhaven in eine existenz-
bedrohende  Situation,  sie  führt  auch  Deutschland

ins  wirtschaftliche  Abseits  und  zum  Schlusslicht  in
Europa.

(Beifall bei der CDU – Abg. G ü n t h n e r
[SPD]: In welcher Koalition sind Sie eigent-

lich, Herr Kastendiek?)

Die Folge ist dramatisch für die Haushalts- und
Finanzsituation Bremens.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Mit wem
koalieren Sie eigentlich?)

Es fehlen im Jahr zirka 500 Millionen Euro an lau-
fenden Mitteln. Beim Fortschreiben der jetzigen An-
sätze und keinen Gegensteuerungsmaßnahmen ha-
ben  wir  als  Konsequenz  das  durchaus  realistische
Szenario am Horizont: Die Zinslasten würden bald
den größten Ausgabeposten in dem Haushalt darstel-
len, die Zinsen würden uns spätestens im Jahr 2012
auffressen, Personal müsste in größerem Umfang ent-
lassen werden, freiwillige Leistungen könnten nicht
mehr bezahlt werden, Hafen- und Hochschulentwick-
lung wären nicht mehr möglich, die Förderung von
Kultureinrichtungen wären nur einige Beispiele, die
zur Disposition stünden.

Die  Schaffung  von  neuen  Arbeitsplätzen  bliebe
auf der Strecke. All das, was Bremen und Bremer-
haven lebens- und liebenswert macht, ginge verlo-
ren.  Letztendlich  ginge  auch  dem  Bundesland  die
Perspektive verloren. Das Ergebnis wäre ein Teufels-
kreis, in dem nicht mehr viel bleibt, wie es einmal
war, an dessen Ende nur noch eine Bankrotterklä-
rung stehen könnte. Wir fahren, wenn es uns nicht
gelingt gegenzusteuern, wenn es uns nicht gelingt,
die erforderlichen Weichen jetzt zu stellen, auf einen
finanz- und wirtschaftspolitischen Abgrund zu, der
nicht nur die politische Gestaltungs- und Handlungs-
fähigkeit für Generationen blockieren wird, sondern
auch die Selbständigkeit des Bundeslandes massiv
gefährdet.

Diese Dramatik ist nicht nur bei der interessierten
Öffentlichkeit meiner Einschätzung nach bisher im
Bewusstsein zu wenig angekommen, sondern auch
in breiten Teilen der Bevölkerung.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Man hat ihnen ja auch immer et-

was anderes erzählt!)

Wir müssen, wollen wir die politische Handlungs-
und Gestaltungsfähigkeit erhalten, wollen wir die
Selbständigkeit Bremens erhalten und wollen wir auch
den Menschen eine Zukunft in den beiden Städten
geben,  Perspektiven  und  Wege  formulieren,  wie
Bremen und Bremerhaven aus dieser an sich ausweg-
losen  Situation  durch  Weichenstellungen  heraus-
kommen können.
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Wir als CDU wollen diese Herausforderung anneh-
men. Wir sehen eine Perspektive für Bremen und
Bremerhaven. Wir wollen Bremen und Bremerhaven
als moderne, als lebenswerte und leistungsstarke
Städte weiterentwickeln, in denen das Wirtschafts-
und Arbeitsplatzwachstum fortgesetzt werden kann
und muss, damit Arbeitsplätze gesichert und geschaf-
fen werden, damit die Menschen in Bremen eine
Zukunft haben,

(Beifall bei der CDU)

in der auch der Bildungs- und Wissenschaftsstand-
ort weiter gestärkt wird und eine zentrale Rolle in der
Zukunftsstrategie Bremens einnehmen kann,

(Abg. Frau M ö b i u s  [SPD]: Schön
geredet!)

in der die Familienfreundlichkeit verbessert wird, in
der eine Haushaltskonsolidierung umgesetzt wird, die
wieder Luft für politische Gestaltung schafft und
letztendlich die Selbständigkeit Bremens sichert.

Die Selbständigkeit Bremens, meine Damen und
Herren, ist kein Selbstzweck. Die Selbständigkeit
Bremens ist auch kein Festhalten an veralteten Struk-
turen. Bremens Selbständigkeit begründet sich in der
Tradition unserer Stadt, in der Entwicklung über
Jahrhunderte hinweg als Handels- und Hafenstadt
mit der jetzigen Bedeutung. Sie begründet sich in der
Überzeugung, dass gerade leistungsfähige und
schlagfertige Einheiten, mit denen sich die Menschen
in der Region identifizieren und zum Selbstbewusst-
sein der Stadt gehören, erfolgreicher den Struktur-
wandel und die Herausforderungen der Zukunft
bewältigen können als starre und unflexible Gebil-
de, die in ihrer Gleichheit sich weder ge-genseitig
befruchten noch innovativ sind.

Das Bundesland Bremen ist ein wertvoller und
unverzichtbarer Bestandteil des deutschen Födera-
lismus und daher nicht wegzudenken. Hieraus erge-
ben sich der Weg und die Ziele der dritten Sanierungs-
phase, mit der Bremen und Bremerhaven die Ziele
und Grundlagen einer zukünftigen Haushalts- und
Finanzpolitik legen muss. Gestaltungsfähigkeit bleibt
dabei nur mit einem konsequenten und stringenten
Handeln.

Nach unserer Auffassung, meine Damen und Her-
ren, ergeben sich zwei Handlungsstränge aus dem
Ausbleiben des Kanzlerbriefs.

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]: Da sind
wir jetzt gespannt!)

Zum  einen  muss  die  ungerechte  Finanzsystema-
tik  beseitigt  werden.  Bremen  ist  ein  starker  Wirt-
schaftsstandort. Bremen hat das zweithöchste Brutto-
inlandsprodukt  pro  Einwohner  in  Deutschland  und

liegt im oberen Drittel der Regionen in Europa. Bre-
men hat eine hohe Arbeitsplatzdichte, Bremen hat
einen hohen Bestand an Arbeitsplätzen, die sich leider
durch die hohe Pendlerquote auch im Umland nie-
derschlagen. Bremen werden durch die Steuerver-
teilung 36 Prozent seiner eigenen Finanz- und Steu-
erkraft genommen. Dies ist nicht akzeptabel. Daher
hat die große Koalition verabredet, den Klageweg zum
Bundesverfassungsgericht  vorzubereiten.  Abschlie-
ßend  muss  eine  Entscheidung  dazu  noch  gefällt
werden. Es ist aber auch klar, ein Klageweg ist kein
Blankoscheck für die Darstellung zukünftiger Haus-
halte.

Der zweite Handlungsstrang, meine Damen und
Herren, sind die eigenen Bemühungen für die Wie-
derherstellung der politischen Gestaltungsfähigkeit.
Dazu  zählen  natürlich  finanzpolitische  Zielsetzun-
gen. Genannt ist hier der Ausgleich des Primärsal-
dos  als  Mindestziel,  meine  Damen  und  Herren, in
einer mittelfristigen Finanzplanung, ein Mindestziel,
um die Zins-Schulden-Spirale außer Kraft zu setzen.
Das  setzt  voraus,  die  Zuwachsrate  bei  den  Ausga-
ben  bei  0,2  Prozent  einzufrieren,  die  Personal-  und
sonstigen Kosten um jährlich 0,5 Prozent zu senken,
und führt durch die Tatsache, dass die Zinsleistun-
gen dennoch von knapp 500 Millionen auf 700 Mil-
lionen Euro pro Jahr  ansteigen,  zu  der  Konsequenz,
dass  in  den sonstigen konsumtiven Ausgaben bis
zum Jahr 2009 170 Millionen Euro eingespart wer-
den müssen. Wer die Enge des bremischen Haushalts
kennt,  der  weiß,  dass  dies  hohe  Anforderungen
an  Rückgrat  und  Mut  zur  Erreichung  dieses  Ziels
setzt.

Ein  verfassungskonformer  Haushalt  muss  dabei
in  der  langfristigen  Finanzplanung  weiter  Ziel  der
Haushaltspolitik sein und darf nicht aus dem Auge
verloren werden. Grundsätzlich muss Bremen in allen
Bereichen deutliche Sparanstrengungen vornehmen.
Die Umsetzung von Sparbeschlüssen sollte sich dabei
nach folgenden Kriterien richten:

Erstens, langfristig wirkende strukturelle Verän-
derungen müssen gleichberechtigt zu kurz- und mit-
telfristigen Einsparungen behandelt werden.

Zweitens, pauschale Kürzungen für die Ressorts und
Budgets sind auf ein Mindestmaß zu begrenzen.

Drittens, trotz einer umfassenden Sparpolitik muss
die Politik eindeutige Prioritäten setzen. Dazu gehört
dann auch, dass einzelne Bereiche von Sparbemü-
hungen ausgenommen werden können.

Viertens, die Politik muss auch frühere Sparanstren-
gungen stärker gewichten und insbesondere Rück-
sicht auf die Bereiche nehmen, die schon hohe Spar-
beiträge geleistet haben.

Fünftens, auch die regionale Verteilung der Be-
lastungen im Land Bremen muss berücksichtigt wer-
den.
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Sechstens, zusätzliche Unterstützung verdienen
Projekte, die Arbeitsplätze sichern und zusätzliche
schaffen.

Siebtens, die Unterstützung von Projekten, die zur
Neubürgergewinnung beitragen, sollen bei den Spar-
anstrengungen gesondert beachtet werden.

Achtens, in der Regel sollen keine Kürzungen bei
Projekten erfolgen, die gleichzeitig oder zeitlich ver-
setzt zu höheren Kosten in anderen Bereichen füh-
ren.

Umsetzen und erreichen lassen sich die Ziele und
Schritte nur, wenn Strukturen geändert werden, wenn
alle Maßnahmen und Ausgaben auf den Prüfstand
gestellt werden. Es darf keine Tabus geben. Insbe-
sondere den Strukturveränderungen muss ein be-
sonderes Augenmerk gewidmet werden. Es macht
keinen Sinn, meine Damen und Herren, die zehnte
pauschale Kürzungsquote nach dem Motto „Es lebe
der Rasenmäher“ auf die Ressorts zu legen, um dann
am  Ende  eines  Jahres  festzustellen,  dass  es  nicht
funktioniert.

Daher müssen, wenn wir die ehrgeizigen Ziele er-
reichen wollen, die Strukturen verändert werden. Das
betrifft eine Erhöhung der Flexibilität im Personal-
bereich ebenso wie neue Beschäftigungsmodelle im
öffentlichen Dienst, genauso wie den Aufwand und
die  Organisation  von  Verwaltungsaufgaben,  den
Abbau von Doppelstrukturen und Doppelförderun-
gen in Verwaltung, im Zuschussbereich und auch die
Kooperation mit Dritten, seien es Private oder ande-
re Kommunen und Länder, und die Reduzierung von
Leistungen, die sich am Schnitt anderer Bundeslän-
der und Kommunen orientieren müssen. Aber auch
Einnahmeverbesserungen und erhöhte Anforderun-
gen an Investitionen hinsichtlich Arbeitsplatzeffek-
te und fiskalischer Rentabilität müssen konsequent
umgesetzt werden.

Die große Koalition, das haben auch die Ausfüh-
rungen von Frau Linnert deutlich gemacht, ist dabei
die einzige politische Konstellation, die zurzeit die-
se Aufgabe bewältigen kann.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ich wusste nicht, dass ich das ge-

sagt hätte!)

Beruhigen Sie sich doch! Die Erfolge der großen Ko-
alition sind Belege hierfür. Die Bilanz der ersten und
zweiten Sanierungsphase ist beeindruckend,

(Widerspruch beim Bündnis 90/Die
Grünen)

die Begrenzung der Ausgabenentwicklung, das Er-
reichen einer strukturellen Haushaltsverbesserung,
die Einleitung des wirtschaftlichen Aufholprozesses

durch Strukturwandel, mehr Wachstum und mehr Be-
schäftigung.

(Beifall bei der CDU)

Die  Auflagen  des  Finanzplanungsrats  sind  seit
1995 konsequent eingehalten worden. Zu Beginn des
Sanierungszeitraums wurde ein Ausgabenwachstum
von 24,3 Prozent von 1994 bis zum Jahre 2003 ver-
einbart. Tatsächlich lag das Ausgabenwachstum Bre-
mens in diesem Zeitraum bei 8,1 Prozent. Im Vergleich:
Die Westländer und -gemeinden lagen bei 16 Pro-
zent. Das entspricht einem Eigenbeitrag in Höhe von
308 Millionen Euro. Auch das Niveau der konsumti-
ven Primärausgaben im Jahre 2005 lag am unteren
Niveau, unter den Stadtstaaten Hamburg und Ber-
lin. Auch die Zinssteuerquote, meine Damen und Her-
ren, hat sich im Sanierungszeitraum um 6,2 Prozent
auf 10,2 Prozent dem Länder- und Gemeindeschnitt
angenähert.

Die Investitionsquote, in den achtziger Jahren noch
weit unter dem Bundesdurchschnitt mit zirka zwölf
Prozent, seit 1995 kontinuierlich gesteigert, um im Jah-
re 2001 den Bundesdurchschnitt anderer Länder zu
erreichen von zirka 14,5 Prozent, um zuletzt auf knapp
18 Prozent zu steigen! Nicht als Selbstzweck, meine
Damen und Herren, sondern um den Strukturwan-
del in Bremen und Bremerhaven einzuleiten, Arbeits-
plätze zu sichern und neu zu schaffen und den Men-
schen eine Zukunft zu sichern, die Sicherung und
Schaffung von 35 000 Arbeitsplätzen in dem Zeit-
raum!

(Beifall bei der CDU)

Daher ist ein überdurchschnittliches Investitionsni-
veau auch weiterhin dringend erforderlich.

Aber auch die negative Abkoppelung vom Bun-
destrend beim Wirtschaftswachstum, bei der Arbeits-
losigkeit wurde gestoppt. Hat sich die Arbeitslosig-
keit von 1999 bis zum Jahre 2000 um minus 3,35
Prozent entwickelt, ist sie im Bund gleich geblieben.
Das Wirtschaftswachstum von 1999 bis 2003 in Bre-
men plus 4,66 Prozent, der Bund nur 4,1 Prozent! Das
Bruttoinlandsprodukt, die Einwohner, von 1999 bis
2003 ein Plus von 5,14 Prozent, beim Bund nur 2,83
Prozent!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Warum 1999 bis 2003 eigentlich?)

Bei den Standortbedingungen sind wir im Ranking
und  in  den  Umfragen  in  der  Dynamik  und  in  der
Verbesserung der Standortbedingungen immer weit
vorn. Der Strukturwandel hat auch in den Bereichen
Forschung und Entwicklung zu einem Anstieg der
Arbeitsplätze in der privaten Wirtschaft in diesem Be-
reich geführt.
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Aber auch die Erschließung von Gewerbeflächen
ist eine Erfolgsbilanz. Die Vermarktungsleistung von
1991 bis 1994 in der Ampelzeit lag bei zirka 26 Hek-
tar pro Jahr. Die Vermarktungsleistung von 1995 bis
2004, also auch die schlechten Jahre waren dabei,
lag bei 37,4 Hektar pro Jahr. Es sind allein mit der
Gewerbeflächenvermarktung, nicht mit der Erschlie-
ßung, 25 000 Arbeitsplätze gesichert und geschaffen
worden.

(Beifall bei der CDU)

Es sind mit der Gewerbeflächenvermarktung In-
vestitionen bei privaten Unternehmen von 1995 bis
zum Jahre 2004, ein privates Investment, von über
1,2 Milliarden Euro in Gang gesetzt worden, 25 000
Arbeitsplätze gesichert und geschaffen worden. Das
bedeutet auch, 25 000 Familien eine Perspektive und
Zukunft zu geben. Das sind die Erfolge und die Spra-
che der Erfolge der großen Koalition, meine Damen
und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Aber  auch  die  positive  Einwohnerentwicklung,
die wir seit einigen Jahren zu verzeichnen haben, be-
legt diesen Trend. Übersetzt in Projekte und nicht ab-
strakte  Zahlen  heißt  das  die  Wiederbelebung  des
Vulkan-Geländes in Bremen-Nord, die Stärkung des
Luft- und Raumfahrtstandortes Airbus und EADS, die
eingeleiteten Maßnahmen zur Entwicklung der Über-
seestadt, der Speicher XI ist hier ein sehr gutes Bei-
spiel, Stadt der Wissenschaft 2005, die Gründung der
IUB, die Leistungen der Universität und Hochschu-
len in Bremen und Bremerhaven und auch die Dis-
kussion der Bremer Universität im Zusammenhang
mit der Eliteuniversität, die Steigerung der Attrakti-
vität der Innenstadt, der Schlachte, der Bau des Con-
trescarpe-Centers und der Stärke des Einzelhandels.
Der AWD-Dome, das Messe- und Congresszentrum,
die Sanierung der Museen und der Kunsthalle sind
hier ein eindeutiger Beleg und auch der Bau des Uni-
versums eine der wesentlichen Stützen des Städte-
tourismus in Bremen.

(Beifall bei der CDU)

Aber  auch  der  Bau  der  Verkehrsinfrastruktur,
der Bau des Hemelinger Tunnels, damit die Entlas-
tung eines ganzen Stadtteils in Hemelingen, der Aus-
bau der A 27, der A 281, Haven Höövt, die Stadtteil-
zentren in Gröpelingen, aber auch die Strukturrefor-
men im Bildungsbereich, der Ausbau der Hafenin-
frastruktur, CT III a, CT IV, der Osthafen, die Schleuse
in  Oslebshausen,  die  Erweiterung  des  Deutschen
Schifffahrtsmuseums, T.I.M.E. Port in Bremerhaven,
der Zoo am Meer oder die Aufwertung der Innen-
stadt in Bremerhaven und die anstehenden Investi-

tionen Alter/Neuer Hafen, die hoffentlich bald be-
ginnen!

(Beifall bei der CDU)

Die  Arbeit  der  großen  Koalition  hat  trotz  Rück-
schläge ihre Ziele erreicht, hat den Strukturwandel
vorangebracht  und  hat  den  Menschen  in  unse-
rem Lande wieder eine Perspektive gegeben. Den-
noch stellt sich die Frage nach zehn Jahren Sanie-
rungsarbeit, ob es Alternativen zu dem eingeschla-
genen Weg des Sparens und Investierens gegeben
hat, und hier ist der Vergleich mit dem Bundesland
Saarland immer sehr hilfreich, weil das Saarland ein
größeres Gewicht auf die Entschuldung gelegt hat.
Wer sich die Regierungserklärung des Ministerprä-
sidenten Müller aus dem letzten Jahr durchliest oder
die Sparbeschlüsse, die jetzt das Saarland vollziehen
muss,  wird  feststellen,  das  Saarland  steht  bei  wei-
tem nicht besser da, sondern nach meinem Eindruck
eher schlechter.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Und da re-
giert die CDU!)

Die  Anzahl  der  Schließungen  von  Grundschulen
im Saarland ist hier ein eindeutiges Zeichen. Auch
das Saarland prüft den Weg nach Karlsruhe und setzt
den  Weg  auf  Verhandlungen  mit  dem  Bund.  Aber
einmal  gerechnet  für  Bremen  hätte  eine  reine  Ent-
schuldung im Jahre 2004 bedeutet, dass wir zirka 50
Millionen Euro weniger an Ausgaben für Zinsen und
für den Schuldendienst hätten, aber die Effekte für
die erhöhten Sozialhilfekosten im Jahre 2004, gerin-
gere  Steuereinnahmen,  insbesondere  im  Bereich
der Gewerbesteuer und durch die Einwohnerbehör-
den, würden unter dem Strich bedeuten, dass wir 40
bis 60 Millionen Euro weniger im Jahr in den Kas-
sen Bremens als bei dem von Bremen gewählten Weg
hätten. Das Ergebnis bedeutet 100 Millionen Euro
weniger in den Kassen. Ich glaube, auch dies zeigt,
diese Zahl macht eindrucksvoll deutlich, dass der Weg
des Sanierens, des Sparens und des Investierens sich
für Bremen als alternativlos dargestellt hat.

(Beifall bei der CDU)

Die  Alternativen  der  Grünen  konnten  wir  nicht
nur an den Ausführungen von Frau Linnert gerade
eben zur Kenntnis nehmen, sondern sie wurden auch
in der vergangenen Woche mit einem vielseitigen Pa-
pier der interessierten Öffentlichkeit zur Kenntnis
gegeben: „Bereit für Veränderungen“. Mutige Worte,
mutige Überschriften, „die Grünen sind bereit für Ver-
änderungen“, heißt es dort, „und scheuen keine un-
bequemen Wahrheiten“. Da heißt es dann bei den
Grünen auf vier Seiten, es wird beschrieben, was nicht
geht: Das geht nicht, dies geht nicht, und jenes geht
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nicht. Bei Sozialaufgaben darf nicht gespart werden,
bei Bildung, Wissenschaft und Kindergärten wollen
sie mehr ausgeben, und Unternehmen sollen sich
zukünftig wieder außerhalb der bremischen Gren-
zen ansiedeln. Spielräume sollen genutzt werden, aber
in keiner Zeile wird beschrieben, wo die Grünen kon-
kret ansetzen wollen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sie müssen einmal zitieren, wo

das steht!)

Im  Gegenteil,  mit  falschen  Behauptungen  und
Argumenten werden politische Kapriolen betrieben,
ein politischer Hochseilakt mehr oder weniger durch-
geführt. Mit den Einsparungen bei Investitionspro-
jekten will man die Probleme im konsumtiven Bereich
lösen. Ein neues Gefängnis soll nicht gebaut werden,
obwohl die Kosten hierfür noch nirgendwo enthal-
ten  sind.  Bei  der  Überseestadt  dürfen  baufällige
Schuppen nicht abgerissen werden, um sich dann
sicherlich vor der Architektenkammer wieder hinzu-
stellen,  dass  die  große  Koalition  zu  wenig  für  die
Überseestadt macht. Meine Damen und Herren, das
ist nicht glaubwürdig!

Zuletzt sprechen sich die Grünen gegen den Bau
des Universums aus,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das gibt es schon!)

so  heißt  es  dort  in  diesem  Papier  –  ja,  lesen  Sie
einmal Ihr eigenes Papier durch! –, obwohl dieses
Projekt schon seit vier Jahren steht und 500 000 Be-
sucher im Jahr hat.

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist

doch Gaga, was der da erzählt!)

Meine Damen und Herren, Sie sollten sich Ihre
eigenen Papiere, bevor Sie sie der Öffentlichkeit prä-
sentieren, noch einmal durchlesen, dann bleiben Ihnen
solche Peinlichkeiten erspart.

Sie haben hier heute eben gerade auch wieder
keine finanzpolitischen Ziele angegeben. Was wol-
len Sie denn finanzpolitisch erreichen? Wollen Sie
hemmungslos Schulden machen? Das wäre die Kon-
sequenz Ihrer Handlungsalternativen, die Sie eben
gegeben haben.

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das sagen
Sie! Sie leben doch ausschließlich von

Schulden!)

Das, was Sie betreiben, meine Damen und Herren,
ist eine finanzpolitische Geisterfahrt, bei der am Ende
im Bundesland Bremen nach einem wirtschaftspoli-
tischen Kurzschluss die Lichter ausgehen und die
Selbständigkeit Bremens verloren ginge.

Lassen Sie mich zusammenfassen, meine Damen
und Herren! Bremen muss mit einer sehr schweren
Situation  klarkommen.  Durch  das  nicht  eingelös-
te Versprechen des Bundeskanzlers wird Bremen in
seinen Bemühungen einer Konsolidierung des Haus-
halts um Jahre zurückgeworfen. Wir befinden uns in
einer dramatischen Haushalts- und Finanzlage. Die
notwendigen Einsparungen, die in der Umsetzung
der finanzpolitischen Ziele getroffen werden müssen,
werden an vielen Stellen in Bremen und Bremerha-
ven zu schmerzhaften Einschnitten führen, Einschnitte,
die wir sicherlich bisher noch nicht vornehmen muss-
ten.

Der  wirtschaftliche  Strukturwandel  ist  eingelei-
tet. Der Strukturwandel muss aber auch fortgesetzt
werden, Bremerhaven gilt dabei ein besonderes Au-
genmerk. Die Politik der großen Koalition setzt mit
der dritten Sanierungsphase darauf, die Selbständig-
keit zu erhalten, die Gestaltungs- und Handlungs-
fähigkeit  in  einem  größeren  Maße  wieder  herzu-
stellen und die finanzpolitischen Zielsetzungen zu er-
reichen.

Der eingeschlagene Weg ist mit Risiken verbun-
den. Der eingeschlagene Weg verlangt von den Ver-
antwortlichen Mut, Rückgrat, Überzeugungskraft und
Durchhaltevermögen. Bremen und Bremerhaven ha-
ben aber mit diesem Weg eine Perspektive, eine Per-
spektive für die Zukunftsfähigkeit unseres Bundes-
landes. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Böhrnsen.

Abg. Böhrnsen (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Da die bremische Lage durchaus
ernst ist, ist mir auch an einer ernsthaften Debatte
gelegen, und deswegen möchte ich mich eigentlich
nicht an kleinkarierten politischen Scharmützeln be-
teiligen. Herr Kastendiek, das gilt auch für Teile Ih-
res Beitrags!

(Beifall bei der SPD – Abg. P f l u g r a d t
[CDU]: Im ersten Satz fängt er damit gleich

an!)

Herr Kastendiek, um dort noch fortzusetzen, Ko-
alitionen,  das  sage  ich  einmal  ganz  offen,  sind  für
mich  auch  nicht  Objekte  von  Schwüren,  sondern
Koalitionen  sind  ja  bekanntlich  Zweckbündnisse.
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Sie müssen zeigen, dass sie die Herausforderungen
meistern können, und da stehen wir vor einer ganz
entscheidenden Phase dieser Koalition. Wir sprechen
über die Lage dieser großen Koalition, wenn sie diese
großen Herausforderungen angepackt hat, und das
muss in den nächsten Tagen sein. Carsten Sieling und
ich haben gesagt, es muss ein Ruck durch diese Ko-
alition gehen, und dabei bleibe ich! Es gab eine ge-
wisse Lähmung, und die muss überwunden werden.
Bremens Lage ist so, dass wir uns keine Lähmung
erlauben können, und das müssen wir in den nächsten
Tagen zeigen, Herr Kastendiek!

(Beifall bei der SPD)

Eine dritte Vorbemerkung: Ich glaube, Sie sind in
der Aufzählung der Erfolge der großen Koalition nicht
zu überbieten. Mir ist nichts aufgefallen, was ich da
noch hätte hinzufügen können. Herr Kastendiek, wir
müssen aber doch den Menschen in Bremen und Bre-
merhaven auch erklären, warum wir denn von einer
Zäsur sprechen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja! Wenn das alles so toll war!)

Wenn wir sagen, alle Ziele dieser großen Koalition
sind erreicht,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, das versteht man irgendwie

nicht!)

dann passt das irgendwie nicht zur Zäsur.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Meine Damen und Herren, ich spreche sehr gern
von Erfolgen, aber ich finde, es muss auch eine ge-
hörige Portion Selbstkritik dabei sein. Wir müssen die
Wahrheit sagen, sonst kommen wir nicht zu ordent-
lichen Ergebnissen!

(Beifall bei der SPD)

Die Wahrheit ist, meine Damen und Herren, wenn
man sagt, Bremen hat ein Haushaltsproblem, so ist
es richtig und doch zugleich völlig missverständlich.
Wir haben ein Haushaltsproblem, ein gewaltiges so-
gar, aber wir haben eines, das mehr ist als irgendei-
ne Delle in unserem Etat. Ich finde, man muss es deut-
lich aussprechen: Wir haben ein Problem, das wir aus
eigener Kraft unter den gegebenen Rahmenbedin-
gungen nicht lösen können und das für unser Bun-
desland existentiell ist. So ist die Lage. Da braucht

man ganz wenige Zahlen, um diese Lage auch deut-
lich zu machen.

2005 umfasst unser Haushalt vier Milliarden Euro.
Davon sind nach Auslaufen der Sanierungszahlun-
gen und nach dem Ergebnis der Verhandlungen zum
Kanzlerbrief 1,1 Milliarden Euro nicht durch Einnah-
men gedeckt. Das heißt, wir müssen 1,1 Milliarden
Euro neue Schulden machen. Diese Schulden machen
wir, um Investitionen in Höhe von 700 Millionen Euro
zu finanzieren, das ist das, was gewissermaßen in den
verfassungsgemäßen Bereich gehört. Wir brauchen
aber neue Schulden, um in Höhe von 400 Millionen
Euro konsumtive Ausgaben zu leisten.

Nun braucht man nicht mehr viel Phantasie, um
sich auszurechnen, wohin das führt, wenn man Jahr
für Jahr in dieser Weise Schulden machen muss. Es
führt nämlich dazu, dass wir in erster Linie von Zin-
sen erdrosselt werden, das ist doch völlig klar. Des-
wegen, meine Damen und Herren, sprechen wir da-
rüber, wie wir die politische und finanzielle Hand-
lungsfähigkeit dieses Bundeslandes wiederherstel-
len können, nicht sichern können, wie wir sie wie-
derherstellen können. Das ist die Lage.

Ich würde gern hinzufügen, um das zu unterstrei-
chen,  dass  nach  meiner  Einschätzung  Bremens
Selbständigkeit, Bremens Überlebensfähigkeit in ei-
ner  Weise  bedroht  ist,  wie  es  in  unserer  jahr-
hundertealten  Geschichte  noch  nicht  der  Fall  war.
Ich sage es ohne jedes Pathos, aber ich glaube, dass
man  sich  diese  durchaus  auch  historische  Dimen-
sion deutlich machen muss, damit wir die Dramatik
unserer  Lage  erkennen,  die  richtigen  Schlüsse  aus
der Analyse unserer Situation ziehen und uns auf den
Weg machen können, Bremen eine Zukunft zu ge-
ben.

(Beifall bei der SPD)

In der Tat, der Begriff ist schon mehrfach genannt,
auch der Präsident des Senats hat ihn gebraucht:
Bremen steht vor einer tief greifenden Zäsur. Es geht
nicht um irgendeine Feinjustierung, es geht nicht da-
rum, ein Quentchen mehr hier und ein Quentchen
weniger dort, sondern es geht um eine grundlegen-
de Neuausrichtung unserer Sanierungspolitik, mei-
ne Damen und Herren.

Gerade wenn man weiß, dass ein „Weiter so wie
bisher“ nicht geht, gibt es sicherlich Anlass, auch Bi-
lanz zu ziehen. Dazu ist in der Mitteilung des Senats
vieles aufgeschrieben worden, ich will darauf nicht
im Einzelnen eingehen, aber ein Aspekt ist mir doch
wichtig gerade als Sozialdemokrat: Wir haben sehr
große Anstrengungen deshalb unternommen, weil wir
Arbeitsplätze  schaffen  und  Arbeitsplätze  sichern
wollten. Da haben wir uns eben nicht, wie wir es im
Bundesland Berlin im Augenblick sehen können,
gesagt, da lohnt es sich nicht zu investieren, weil wir
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in unserem begrenzten Bereich sowieso keine Effekte
erzielen können. Nein, meine Damen und Herren,
wir haben zum Beispiel nach dem Ende des Bremer
Vulkan 1996 nicht so gedacht, sondern wir haben uns
aufgemacht, Arbeitsplätze neu zu schaffen, und die
Erfolge kann man in dieser Stadt sehen. Diese Poli-
tik für Arbeitsplätze war richtig, und sie bleibt rich-
tig, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD)

Ich denke, zu einer selbstbewussten Politik gehört
auch, dass man sich zu seinen Fehlern bekennt. Es
gibt natürlich Fehler, man muss es doch gar nicht noch
einmal sagen, Musical und Space-Park sind die Chif-
fren dafür geworden. Allerdings, ich füge auch immer
hinzu, da soll doch bitte keiner Schadenfreude ha-
ben! Wir haben doch ein großes Interesse, dass es am
Ende keine endgültig gescheiterten Projekte sind. Da-
rüber muss man auch reden und vielleicht auch in
diesem Sinne.

Meine Damen und Herren, über einen Punkt gibt
es aber bestimmt kein Darumherumreden, da sind
wir gescheitert, da haben wir das Ziel nicht erreicht,
und das muss man selbstkritisch feststellen: Die Be-
freiung des Landes aus der extremen Haushaltsnot-
lage ist auch nach zehn Jahren Sanierungszahlun-
gen noch nicht gelungen. Die Schere zwischen Aus-
gaben und Einnahmen ist nicht kleiner geworden,
und der Schuldenberg ist gewachsen. Dabei haben
wir alle Auflagen des Sanierungsabkommens einge-
halten. Wir sind dennoch von einem verfassungskon-
formen Haushalt so weit entfernt wie noch nie. Das
ist die Lage.

Für diese Entwicklung gibt es klare Ursachen. Frau
Linnert, ich habe mit Interesse gehört, dass wir uns
da einig sind. Wir sind uns einig, dass auch heute noch
wie 1992, als das am 27. Mai jenes Jahres durch das
Bundesverfassungsgericht festgestellt worden ist, sich
das Land Bremen in einer unverschuldeten extremen
Haushaltsnotlage befindet. Ich finde es ganz wich-
tig, dass an diesem Punkt auch klar ist, dass dieses
Parlament gemeinsam dieser Überzeugung ist. Un-
sere Haushaltslage ist nichts Hausgemachtes, son-
dern hat mit der Einnahmeentwicklung in allen Län-
dern und dem Bund zu tun, dass sich die Einnahmen
eben nicht so entwickelt haben, wie wir alle es ver-
mutet haben.

In Bremen sind die jährlichen Steuereinnahmen
gesunken, obwohl die Wirtschaft in unserem Lande
gleichzeitig gewachsen ist. Deshalb ist es parteiüber-
greifend doch so, dass wir gemeinsam sagen können:
Wir haben kein Ausgabeproblem, wir haben ein Ein-
nahmeproblem. Wer von einem Einnahmeproblem
spricht, der muss über den so genannten Kanzlerbrief
reden, und das will ich hier auch tun.

Ich sage Ihnen ganz offen: Ich bin davon ausge-
gangen, dass der Kanzlerbrief eine konkrete Absichts-
erklärung ist. Natürlich wussten wir, dass die tatsäch-
lich im Haushalt eingestellte Summe von über 500
Millionen Euro jährlich eine Maximalforderung war.
Wir wussten, dass die Mindereinnahmen Bremens
nicht ausschließlich auf die Steuerreform und ihre
Folgen für die öffentlichen Haushalte zurückzufüh-
ren waren, sondern dass auch konjunkturelle Entwick-
lungen eine Rolle gespielt haben.

Worum ging es seinerzeit bei dem Kanzlerbrief, was
war  der  Anlass?  Es  ging  um  die  Steuerreform
der rotgrünen Bundesregierung. Das mit der Steu-
erreform anvisierte Ziel einer steuerlichen Entlastung
der Bürgerinnen und Bürger und auch der Unterneh-
men wurde von allen Parteien der Bundesrepublik
parteiübergreifend geteilt. Der CDU und der FDP ging
die  steuerliche  Entlastung  nicht  weit  genug.  Die
Christ- und Freidemokraten wollten zum Beispiel den
Spitzensteuersatz erheblich weiter senken, als die rot-
grüne Bundestagsmehrheit es beschlossen hatte, aber
die Richtung weniger Steuern wurde gemeinsam ver-
treten.

Wie immer man über diese Steuerreform gedacht
hat und denkt, ich verhehle nicht, dass ich da durchaus
meine  eigenen  Gedanken  habe,  wenn  ich  an  die
Ausstattung der öffentlichen Gebietskörperschaften
in Deutschland denke, eines ist aber doch völlig klar:
Aus Bremer Sicht kam die Steuerreform zur Unzeit.
Unsere  Haushaltslage  war  extrem,  uns  stand  das
Wasser bis zum Hals. Bremen versuchte, sich durch
gewaltige Anstrengungen aus der extremen Haus-
haltsnotlage zu befreien, und zwar mit durchaus, wie
wir alle wissen, sehr schmerzhaften Sparrunden. In
dieser Situation eine Steuerreform zu bekommen, die
auf steuerliche Entlastung zielt und damit – zumindest
zunächst, so war ja die Absicht – zu erheblichen Ein-
nahmeeinbußen der öffentlichen Haushalte führt, das
war eine Katastrophe für Bremen.

Das,  was  uns  auf  der  einen  Seite  an  Hilfe  zur
Selbsthilfe gegeben wurde, wurde uns auf der an-
deren Seite durch Steuersenkungen genommen. Unter
dem Strich war es ein Nullsummenspiel. Die Steu-
erreform hat praktisch die Sanierungshilfen des Bun-
des konterkariert und damit unseren Ansatz in der
Sanierungspolitik zum Scheitern verurteilt. Weil in
Bremen diese Bedrohungslage gesehen wurde, hat
sich der Senat bei den Beratungen über die Steuer-
reform für eine Strategie entschieden, die sich von
der anderer Bundesländer deutlich unterschied. Wir
wollten uns nicht, wie zum Beispiel Mecklenburg-
Vorpommern oder Berlin, mit einmaligen Investitio-
nen abfinden lassen. Bremen ist diesen Weg nicht
gegangen, ich denke, zumindest aus damaliger Sicht
zu  Recht  nicht,  weil  uns  das  überhaupt  nicht  wei-
tergeholfen hätte. Henning Scherf und Bernd Neu-
mann haben in dieser Situation darauf gesetzt, eine
schriftliche  Zusage  des  Bundes  zu  bekommen,  die
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mit der Steuerreform verbundenen Einnahmeausfälle
auszugleichen. Das ist der Hintergrund des Kanzler-
briefs.

Wenn der Kanzler uns dann schriftlich versichert
hat, dass ein „erneutes Abgleiten der Sanierungslän-
der in eine extreme Haushaltsnotlage durch die fi-
nanziellen Auswirkungen der Steuerreform nicht
zugelassen werden darf, um eine ansonsten erforder-
liche Fortführung der Sanierungshilfen zu vermei-
den“, so lese ich das gerade aufgrund der Vorge-
schichte, und ich habe es so gelesen, als eine Zusage,
Bremen bei der Überwindung der durch die Steuer-
reform zusätzlich verursachten Probleme zu helfen,
wenn diese eintreten.

Meine  Damen  und  Herren,  es  ist  und  bleibt
richtig: Wir haben ein Recht darauf, mit unseren Pro-
blemen nicht allein gelassen zu werden. Vor diesem
Hintergrund, sage ich ganz ausdrücklich, bin ich sehr
enttäuscht darüber, dass wir keine dauerhafte Hilfe
aus Berlin erhalten. Das uns vorgestellte Ergebnis der
Verhandlung ist enttäuschend, und zwar ohne Wenn
und  Aber.  Wir  wissen  alle,  dass  es  uns  in  der  ge-
genwärtigen Haushaltssituation nicht grundsätzlich
hilft,  bei  den  Investitionen  einmalig  entlastet  zu
werden.

Wir alle wissen, dass die Einnahmen, die für den
Kanzlerbrief im Haushalt eingestellt sind, konsum-
tive Einnahmen sind. Wir sind davon ausgegangen,
dass diese Einnahmen nicht nur einmalig erfolgen,
sondern über Jahre hinweg. So hat der Senat, so haben
die Koalitionsfraktionen den Kanzlerbrief verstanden,
und so sind wir mit ihm umgegangen. So haben wir
ihn auch in unsere Planungen und Beschlüsse ein-
gebunden. Ich denke, dass das von der Sache her
logisch und legitim war, nicht in dem Sinne, dass wir
mit dem Kanzlerbrief die Sicherheit hatten, das Geld
auch zu bekommen, aber mit der Sichtweise, dass wir
bei der Überwindung der extremen Haushaltsnotlage
nicht noch zusätzliche, vom Bund verursachte Ein-
nahmeausfälle kompensieren hätten können. Das galt
zu der Zeit, als der Kanzlerbrief geschrieben wurde,
und das gilt auch heute noch: Ohne weitere Hilfen
wird Bremen keinen verfassungskonformen Haushalt
aufstellen können.

Meine Damen und Herren, dabei unterstellt das
Wort Hilfe, dass das Bundesland Bremen aus sich
heraus nicht lebensfähig sei. Das aber ist falsch. Wir
sind im europäischen Vergleich eine der reichsten
Regionen überhaupt. Unser Problem ist die ungerechte
Verteilung der Einkommensteuer und der Umsatz-
steuer. Deshalb gilt nach wie vor das Motto, mit dem
schon die Regierung von Klaus Wedemeier vor dem
Bundesverfassungsgericht 1992 erfolgreich geklagt
hat: Wir fordern, was uns zusteht. Das aber brauchen
wir, denn ohne das, was uns zusteht, können wir auf
Dauer nicht existieren, und deshalb, glaube ich, gibt
es auch keine Patentrezepte, wie es denn nun wei-
tergehen soll.

Übrigens, Stichwort Klage beim Bundesverfas-
sungsgericht: Ich werbe sehr dafür, dass wir es nicht
zu einem Kanzlerbrief zwei machen,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

dass wir nicht glauben, dass es so wie beim Amts-
gericht in Bremen und Bremerhaven auf einen Post-
eingangsstempel ankommt, dass die Klage dort vor-
liegt, sondern eine solche Klage muss erstens gut vor-
bereitet sein, sie muss zweitens auch sorgfältig die
Chancen und die Risiken abschätzen, und sie muss
sicherlich auch zum richtigen Zeitpunkt eingebracht
werden. Lassen Sie uns mit diesem wahrscheinlich
notwendigen Instrument so umgehen, dass wir es zum
Besten Bremens einsetzen, aber das Beste Bremens
nicht gefährden!

Ich bin zweitens der Auffassung, dass wir uns für
unsere weitere Politik realistische Ziele setzen sol-
len.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das finde ich auch!)

Dazu gehört Selbstkritik, Herr Kastendiek, deswe-
gen meine Eingangsbemerkung, und zur Selbstkri-
tik gehört, dass die große Koalition in den letzten zehn
Jahren ihre jeweils gesteckten Ziele bei der Haus-
haltskonsolidierung nicht erreicht hat! Ich glaube, es
ist viel einfacher, sein Ziel realistisch zu setzen, um
dann zu sagen, es ist noch nicht das endgültige Ziel,
aber wir haben eines, das wir mit einer gewissen
Wahrscheinlichkeit erreicht haben. Ich will es selbst-
kritisch  auch  sagen:  Ich  halte  es  rückblickend
durchaus für einen Fehler, dass wir den verfassungs-
konformen Haushalt 2005 gewissermaßen wie eine
Monstranz vor uns hergetragen haben.

Dieses Ziel war nie Politikersatz, sondern unsere
Ziele müssen sich politisch-inhaltlich definieren, aber
nicht an irgendeiner Zahl. Im Übrigen, meine Damen
und Herren, ein verfassungskonformer Haushalt ist
nicht etwas, worüber man eigentlich politisch entschei-
den kann, ob man ihn will oder nicht will, er steht in
der Verfassung. Deswegen ist das große Ziel, immer
diesen zu erreichen.

Meine  Damen  und  Herren,  ich  glaube,  dass  es
Patentrezepte nicht gibt, wir sie auch nicht behaup-
ten sollten, ich glaube auch nicht, dass wir am Frei-
tag  bei  dem  anstehenden  Koalitionsausschuss  ein
solches Patentrezept finden werden. Aber eines ist
doch  ganz  klar,  dass  wir  Bremerinnen  und  Bre-
mer uns nicht aufgeben werden. Wir werden weiter-
kämpfen.

Bremen kann auf eine Jahrhunderte alte Traditi-
on als Stadtrepublik zurückblicken, dazu stehen wir.
Die Vorteile der Selbständigkeit müssen aber auch
für die Bürgerinnen und Bürger in Bremen und Bre-
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merhaven erfahrbar sein. Die Selbstständigkeit ist kein
Selbstzweck,  sondern  nach  unserer  Überzeugung
Voraussetzung dafür, Bremen und Bremerhaven als
lebenswerte, als attraktive Städte zu erhalten und
weiterzuentwickeln.

(Beifall bei der SPD)

Es  ist  übrigens  ausgesprochen  spannend,  wenn
man noch einmal nachliest, wie die Wiedererlangung
der Staatlichkeit Bremens nach dem Zweiten Welt-
krieg diskutiert worden ist, also in den Jahren 1946
und  1947.  Da  ist  immer  gesagt  worden,  wir  defi-
nieren uns nicht aus uns selbst heraus, sondern aus
unserer Rolle, die wir im föderalen System und für
das sich neu entwickelnde Deutschland spielen kön-
nen.

Wilhelm Kaisen hat seinem Freund, dem damali-
gen niedersächsischen Ministerpräsidenten, Hinrich
Wilhelm Kopf, zwar immer deutlich gesagt, wir wol-
len nicht die politischen Tage Bremens als niedersäch-
sische Provinz beenden, aber das war immer nur ein
Teil der Argumentation, vielmehr ging es darum, die
Bedeutung der bremischen Selbstständigkeit eben
insgesamt herauszustellen und in Deutschland deut-
lich zu machen. Das, glaube ich, ist auch für uns der
Weg, wir müssen nach innen und nach außen mit
guten Argumenten für unsere Selbstständigkeit wer-
ben.

Meine  Damen  und  Herren,  was  wir  selbst  tun
können, das wollen wir tun, und das müssen wir tun.
Das heißt, es führt auch kein Weg daran vorbei, wir
müssen noch mehr sparen, das ist die bittere Wahr-
heit, alle Sparpotentiale sind auszuschöpfen, ob in-
vestiv oder konsumtiv. Ich stimme auch meinen Vor-
rednern zu – jedenfalls habe ich es so verstanden, dass
sie es so gesagt haben –, mit den bisherigen Instru-
menten der Sparpolitik wird das nicht mehr weiter-
gehen.

Ein Vorgehen, der Begriff ist, glaube ich, von bei-
den gefallen, nach dem Rasenmäherprinzip, also ein
mathematisches Herunterbrechen des Konsolidie-
rungsbetrags auf einzelne Ressorts, ist kein taugli-
ches Verfahren. Ein solches Verfahren wird es des-
halb mit der SPD auch nicht geben. Wir müssen noch
mehr sparen, trotz aller Sparrunden in der Vergan-
genheit, trotz der Tatsachen, dass wir in vielen Be-
reichen an einer Grenze angelangt sind. Zu einer
äußerst restriktiven Haushaltspolitik gibt es überhaupt
keine Alternative, aber gerade weil wir wissen, dass
wir an Grenzen angelangt sind, weil wir wissen, dass
die gesellschaftlichen Probleme an vielen Stellen nicht
kleiner geworden sind, sagen wir, wir brauchen eine
Sparpolitik, die uns nicht technokratisch daherkommt,
sondern die sich ihrer sozialen Verantwortung auch
bewusst ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Das  heißt  für  mich  zum  Beispiel,  Bremen  kann
es sich nicht leisten, auf wichtigen Zukunftsfeldern
wie  zum  Beispiel  der  Kinderbetreuung  oder  der
Bildung hinter die Standards anderer Großstädte zu-
rückzufallen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir das täten, worin läge die Begründung un-
serer Selbständigkeit? Andererseits, auch das muss
man sofort hinzufügen, können einzelne Ressortbe-
reiche nicht von vornherein von den Sparbemühun-
gen ausgenommen werden, und deshalb werden wir
Schwerpunkte setzen müssen. Diese Schwerpunkte
heißen in dieser Zeit, nicht mehr oben daraufsatteln,
sondern sie werden unter den gegebenen Bedingun-
gen nur über interne Umschichtungen möglich ge-
macht werden können.

Es gibt Grenzen des Sparens, die nicht überschritten
werden können. Eine ungerechte Einschränkung der
Lebensverhältnisse  in  Bremen  und  Bremerhaven
würde das verfassungsrechtliche Gebot der Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse verletzen. Ein Ver-
gleichsmaßstab für die Grenze des Sparens ist dabei
sicher auch die Ausgabenstruktur anderer Großstädte.
Dabei kann es nicht um eine phantasielose Anglei-
chung an den ermittelten Durchschnitt gehen, son-
dern es müssen die jeweils spezifischen Besonder-
heiten berücksichtigt werden, denn, meine Damen
und Herren, wir wollen uns doch nicht zur grauen
Maus der Bundesrepublik heruntersparen, so dass wir
von außen nicht mehr als eigenständiges Land mit
eigenständigen Projekten und spezifischen Charak-
teristika in den einzelnen Politikfeldern zu erkennen
sind. Als graue Maus jedenfalls hat Bremen keine
Überlebenschance, davon bin ich überzeugt.

(Beifall bei der SPD)

Wir  werden  bei  der  Herausforderung,  Bremer
in  Bremen  zu  halten  und  neue  Bürgerinnen  und
Bürger für Bremen und Bremerhaven zu gewinnen,
nicht punkten, wenn wir beim Vergleich etwa der Kin-
derbetreuung  oder  Schulversorgung  in  jedem  Fall
hinter unseren niedersächsischen Nachbargemein-
den  liegen.  Bei  den  Angeboten  für  die  älter  wer-
dende  Gesellschaft  haben  wir  eine  Chance, rück-
kehrwillige ehemalige Bremerinnen und Bremer aus
den inzwischen zu groß gewordenen Einfamilienhäu-
sern im Umland zurückzuholen, aber nicht, wenn wir
schlechter sind als andere, sondern nur, wenn wir
mithalten können oder besser sind als andere.

Auch deshalb ist es richtig, beim Sparen inhaltli-
che Schwerpunkte zu setzen, und ich wiederhole, es
wird nicht möglich sein, oben daraufzusatteln. Die
Chance, die wir ergreifen müssen, wenn wir nicht zu
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reinen Zahlenhanseln werden wollen, liegt daran, an
einigen Stellen überdurchschnittlich zu sparen, da-
mit an anderen Stellen weiterhin sichtbar politische
Akzente gesetzt werden können.

Meine Damen und Herren, der größte Ausgaben-
block in unserem Haushalt sind die Personalkosten.
Deshalb gebietet es die Ehrlichkeit zu sagen, dass wir
die Personalkosten senken müssen. Ich stelle mir vor,
dass wir dazu neue Instrumente wie Arbeitszeitver-
kürzung ohne Lohnausgleich nutzen, um möglichst
viele Arbeitsplätze zu sichern. Aber ich füge auch
hinzu, Sozialdemokraten sehen den Personalbereich
nicht als bloßen Ausgabenblock. Der unausweichli-
che Modernisierungsprozess kann nur zusammen mit
den Beschäftigten gelingen.

Für den Erhalt der Qualität im öffentlichen Dienst
brauchen wir auch künftig engagierte Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen.  Engagierte  Mitarbeiter  sind  das
wichtigste Kapital eines jeden Unternehmens, und
dieses Kapital sollten wir nicht durch unqualifizier-
te Angriffe zum Beispiel auf die Mitbestimmung der
Beschäftigten aufs Spiel setzen, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, dass Attacken auf die Mitbestimmung der
Beschäftigten und das Drohen mit betriebsbeding-
ten Kündigungen äußerst kontraproduktiv sind, wenn
man am Ende zu ordentlichen, zu vernünftigen Er-
gebnissen kommen will.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, auf den Prüfstand ge-
hören auch Instrumente, die zur Effizienzsteigerung
des so genannten Konzerns Bremen geschaffen wur-
den, besonders die Gesellschaften, die einen Teil der
öffentlichen Aufgaben im privatrechtlichen Gewand
erledigen sollen. Es zeichnet sich ab, dass Doppel-
strukturen geschaffen wurden, die es zu verringern
gilt. Es zeichnet sich, auch das will ich offen anspre-
chen, ein Denken in Gesellschaften ab, das aus mei-
ner Sicht nicht zu akzeptieren ist.

Mit der Sicherheit der Rückkehr in den öffentlichen
Dienst  und  seiner  Versorgung  wird  etwa  auf  Ge-
schäftsführerebene das Selbstbewusstsein privater
Unternehmensführer durchaus entwickelt. Das macht
sich nicht nur an der Bezahlung fest, sondern auch
an der mitunter mangelnden Bereitschaft, sich in die
Karten schauen zu lassen, sich der öffentlichen Ver-
antwortung zu stellen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich stelle fest, dass sich das Bewusstsein, Teil des
Konzerns Bremen zu sein, verringert hat, dass die-

ses Bewusstsein schwindet. Dieses Bewusstsein gilt
es wieder zu fördern, und dazu kann sicher auch bei-
tragen, sich in die Gehaltsstruktur einzuordnen und
sich dem Chef des Konzerns, dem Bürgermeister, un-
terzuordnen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich bin fest davon über-
zeugt, es dient der Glaubwürdigkeit, wenn Personal-
kosten nicht nur im unteren Lohn- und Gehaltsniveau
reduziert werden, sondern auch in den höheren Eta-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, das Ende der Sanie-
rungszahlungen und das hohe Haushaltsdefizit er-
fordern nicht nur ein Sparen bei den konsumtiven
Ausgaben, sondern auch eine deutliche Absenkung
der Investitionsausgaben, der Präsident des Senats
hat es angesprochen. Dazu noch einmal der Hinweis:
Unsere Investitionsausgaben im Lande Bremen pro
Einwohner liegen derzeit doppelt so hoch wie in Berlin
und in Hamburg! Die Investitionsquote liegt mindes-
tens – sage ich mit Blick auf Frau Linnert – bei 18,6
Prozent aktuell, während das Sanierungssicherstel-
lungsgesetz, das wir im Jahr 1999 beschlossen ha-
ben, für das Jahr 2005 eine Investitionsquote von 14,2
Prozent vorsieht. Welche Investitionen noch gehen
und welche nicht, welche sparsamer gehen und wel-
che gar nicht, das müssen wir im Einzelfall entschei-
den. Ohne Alternative ist für mich aber, meine Da-
men und Herren, dass Investitionen, gleich welcher
Art, eben nicht vom Sparen ausgenommen werden
dürfen.

(Beifall bei der SPD)

Nach unserer Auffassung lässt die Haushaltssitu-
ation Bremens die Vorgriffe auf die Haushaltsjahre
2011 bis 2014 in der geplanten Höhe auch nicht mehr
zu. Um allen Missverständnissen vorzubeugen, wir
wollen uns nicht von der Investitionspolitik grund-
sätzlich verabschieden, Investitionen zur Wirtschaft-
kraftstärkung sind gerade  angesichts der anhalten-
den Massenarbeitslosigkeit in Bremen und Bremer-
haven unverzichtbar, aber auch bei den Investitio-
nen ist eine Konzentration auf das Unabdingbare, ist
eine Schwerpunktsetzung erforderlich.

Wir  glauben,  dass  uns  dabei  die  Unterschei-
dung  zwischen  Grundinvestitionsprogramm  und  An-
schlussinvestitionsprogramm nicht mehr besonders
viel hilft. Die Basis für ein gesondertes Anschlussin-
vestitionsprogramm ist mit Auslaufen der Sanierungs-
zahlungen ohnehin entfallen. Wir brauchen, das ist
die Überzeugung der SPD-Bürgerschaftsfraktion, eine
Investitionspolitik aus einem Guss, eine Politik, bei
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der  die  Sanierung  des  Bestehenden  Vorrang  hat,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Es  wird  in  den  kommenden  Jahren  weniger  auf
die Initiierung neuer Projekte ankommen, sondern
auf  die  Konsolidierung  des  Erreichten  und  die  Lö-
sung vorhandener Probleme. Da will ich ganz offen sa-
gen, ich glaube, dass einige Verwaltungen da noch
lernen müssen, das erleben wir gerade bei der Ge-
werbeflächenplanung, jedenfalls bei dem, was wir aus
dem Hause Wirtschaft dazu bislang vorgelegt bekom-
men, dass die Zeichen der Zeit da noch nicht richtig
erkannt sind. Das Ressort kündigt seit Monaten ein
neues Gesamtkonzept für die Gewerbeflächenpla-
nung an, macht aber dennoch schlicht weiter wie bis-
her. Deswegen will ich auch mit aller Deutlichkeit
sagen: Das wird es so mit uns nicht weiter geben, wir
werden da konsequent bleiben!

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich weiß, unsere Spar-
maßnahmen, unsere Einschnitte bei den Investitio-
nen  und  die  Nutzung  unserer  sehr  bescheidenen
Möglichkeiten zur Einnahmeverbesserung werden
nicht ausreichen, um unter den gegebenen Rahmen-
bedingungen in absehbarer Zeit einen verfassungs-
konformen Haushalt zu erreichen. Ein solcher Haus-
halt ist aber, da komme ich auf meine Eingangsbe-
merkung zurück, langfristig die Voraussetzung für die
politische und finanzielle Handlungsfähigkeit und den
Erhalt der Selbständigkeit Bremens.

Deshalb  müssen  wir  die  Politik  der  Konsolidie-
rung und der Schwerpunktsetzung mit einer nach
innen und nach außen gerichteten Kampagne flan-
kieren, mit der Bremens Ansprüche an eine angemes-
sene und faire Behandlung im föderalen System the-
matisiert  wird.  Wir  müssen  und  wir  werden  das
Unsere dazu tun, um eine gerechte Behandlung Bre-
mens  auch  durchzusetzen,  und  wir  werden  dafür
auch alle Instrumente nutzen. Dazu gehört wie ge-
sagt auch mit kluger Vorbereitung, dass wir unsere
berechtigten Ansprüche möglicherweise durch eine
Klage  beim  Bundesverfassungsgericht  versuchen
durchzusetzen.

Meine  Damen  und  Herren,  zusammengefasst:
Wenn wir jetzt nicht einschneidend handeln, fahren
wir das bremische Staatsschiff auf Grund

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Senatsbarkasse!)

oder  fahren  wir  Bremen  vor  die  Wand.  Wenn  wir
jetzt  zu  unserer  Verantwortung  stehen,  wenn  wir
deutlich machen, dass wir das Unsere tun, um die Sa-

nierung  Bremens  zu  packen,  dann  haben  wir  kei-
ne Gewissheit, dass wir es packen, aber wir haben
eine Chance. Die Antwort auf diese Alternative ist,
glaube ich, klar: Wir wollen und wir werden diese
Chance ergreifen. – Ich danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Regierungserklärungen bieten ge-
meinhin die Chance, grundsätzliche Neuerungen und
Umsteuerungen in der Politik der Öffentlichkeit und
vor  allem  dem  Parlament  gegenüber  darzulegen.
Gemessen daran ist die heutige Regierungserklärung
enttäuschend. Von grundsätzlicher politischer Neu-
erung und Umsteuerung der bisherigen Politik, vor
allem der Haushalts- und Finanzpolitik, habe ich lei-
der in der Mitteilung des Senats nichts gelesen und
auch vorhin bei der Regierungserklärung nichts ge-
hört. Das einzig Neue ist das Eingehen auf die ge-
platzten Hoffnungen aufgrund des Kanzlerbriefes und
die vorsichtige Ankündigung, dass man nun doch den
Weg nach Karlsruhe zum Bundesverfassungsgericht
gehen will. Ansonsten liest man in der Mitteilung des
Senats  auf  vielen  Seiten  nur  die  Erläuterung  und
Rechtfertigung der bisherigen Sanierungspolitik und
die Ankündigung einer weiteren dritten Sanierungs-
phase. Für einen dringend nötigen politischen Neu-
anfang ist das nach meiner Auffassung viel zu we-
nig.

Auch der letzte Anhänger dieser Koalition muss
inzwischen zur Kenntnis nehmen, dass das zentrale
Anliegen dieser Koalition , die bremischen Haushalte
zu sanieren, nicht gelungen ist. Das ist vorhin in ei-
nigen Redebeiträgen auch schon zugestanden wor-
den. Die Koalition in Bremen, die sich selbst den Ti-
tel „Sanierungskoalition“ gegeben hat, ist mit ihrer
Sanierungspolitik und mit ihrer Haushalts- und Fi-
nanzpolitik grandios gescheitert, und damit – das sage
ich auch ganz deutlich – ist eigentlich auch die Koa-
lition gescheitert.

Keines  der  Sanierungsziele  wurde  erreicht,  die
Zahlen  der  Erwerbstätigen  und  der  Beschäftigten
sowie  der  Arbeitslosen  sind  nicht  besser,  sondern
im  Sanierungszeitraum  sogar  schlechter  gewor-
den. Auch die so genannte Zinssteuerquote, das heißt
das  Verhältnis  von  Zinsen  und  Steuereinnahmen,
ist  nur  vorübergehend  etwas  besser  geworden.
Bremen  liegt  aber  immer  noch  weit  an  der  Spit-
ze  aller  Bundesländer  und  wird  nach  Berechnung
des Finanzsenators bereits im Jahr 2009 wieder den
Stand wie vor der Sanierung erreicht haben. Die Haupt-
ursache für dieses schlechte Verhältnis ist die stark
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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steigende Zahl der Zinsausgaben. Sie steigen näm-
lich in den nächsten vier Jahren ganz gewaltig an,
und das ist die Kehrseite der hemmungslosen – so wie
das eben gesagt wurde – Investitionspolitik.

Die Schulden liegen trotz der milliardenschweren
Sanierungszahlungen heute um gut 25 Prozent hö-
her als zu Beginn der Sanierung, bei etwa zwölf Mil-
liarden Euro, und das ohne die Schulden außerhalb
der  bremischen  Haushalte!  Das  Schlimmste:  Der
Haushalt 2005, der erste nach Ablauf der Sanierungs-
phase, war schon bei seiner Verabschiedung Mitte
letzten  Jahres  nicht  verfassungskonform,  und  die
Verfassungskonformität des Haushalts war eines der
zentralen Anliegen der bremischen Sanierung. Der
Haushalt 2005 konnte nur mit einer Chimäre, dem
so genannten Kanzlerbrief, zum Ausgleich gebracht
werden. Jeder Kundige wusste schon damals bei der
Verabschiedung des Haushalts, dass dieser Kanzler-
brief ein unverbindliches wertloses Stück Papier dar-
stellte, eine reine Fiktion, eine Rechengröße im Haus-
halt für Naive und Gutgläubige. Nur die Matadore
dieser Koalition haben an der Fiktion Kanzlerbrief fest-
gehalten, die Bürger hinter das Licht geführt und uns
suggeriert, dass unsere Haushaltsnöte durch ihn be-
seitigt werden könnten.

Nun aber zeigt sich, dass die Zweifel an der Wert-
haltigkeit des Kanzlerbriefs und damit an der Serio-
sität der Haushalts- und Finanzpolitik dieser Koali-
tion von Anfang an berechtigt waren. Der Kanzler-
brief war von Beginn an eine Luftnummer, er löst sich
vielleicht, wenn wir Glück haben, in ein paar einma-
lige investive Maßnahmen auf. Unser strukturelles
Haushaltsdefizit im konsumtiven Bereich von immer-
hin inzwischen weit über 600 Millionen Euro wird
jedoch nicht beseitigt, und das wäre nötig, um die
Haushalte verfassungskonform zu machen.

Von Bremerhaven will ich an dieser Stelle über-
haupt  nicht  reden.  Die  Entwicklung  dort  ist  noch
dramatischer. Alle wirtschafts- und finanzpolitischen
Kennwerte  sind  in  Bremerhaven  noch  viel  schlim-
mer und noch viel schlechter als hier in Bremen. Die
bremische Sanierung ist, und das ist eine bittere Fest-
stellung, an Bremerhaven vorbeigegangen. Das ist
wahrlich kein Erfolg der bremischen Sanierung. In-
zwischen  dämmert  es  auch  der  Koalition,  dass  die
Wirklichkeit  des  Haushalts  und  damit  unserer  po-
litischen  Gestaltungsmöglichkeit  weit  von  der  schö-
nen  Traumwelt  entfernt  ist,  die  man  uns  immer
vorgespiegelt  hat,  dass  es  so  nicht  weitergehen
kann.

Die SPD-Führungsspitze hat mit ihrem Papier vom
Januar 2005 zumindest versucht – und Herr Böhrn-
sen hat eben ja, denke ich, in die gleiche Richtung
argumentiert und viel Richtiges gesagt –, das Ruder
herumzureißen und in die Realität zurückzukehren.
Das macht die Fehler der Vergangenheit zwar nicht
vergessen, aber Einsicht ist der erste Schritt zur Bes-
serung. Von der CDU habe ich diesbezüglich leider

bisher nichts gehört. Eben habe ich zum ersten Mal
Andeutungen von Herrn Kastendiek in seinem Re-
debeitrag hier in dieser Debatte gehört. Offenbar ist
der Neubesinnungsprozess dort noch ganz am An-
fang der Entwicklung.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Immer
schlecht, wenn man ein vorgefertigtes

Manuskript hat!)

Die bitteren haushalts- und finanzpolitischen Re-
alitäten, vor denen wir stehen, besagen doch nichts
anderes, als dass wir uns nichts mehr vormachen
dürfen, uns ehrlich machen müssen, dass Bremen in
einer äußerst schwierigen finanzpolitischen Situati-
on steht und um seine Unabhängigkeit kämpfen muss
und dass wir uns am Ende wohl selbst werden hel-
fen müssen. Das bedeutet nach meiner Auffassung
sparen, sparen und nochmals sparen, auch wenn das
in vielen Bereichen an die Substanz geht. Sparen heißt
in unserem Fall: Wir müssen an die Leistungen selbst
und an die Leistungsstandards heran. Aufgabenkri-
tik ist vorhin genannt worden, das kann ich nur un-
terstreichen.

Wir müssen uns von manchen schönen Träumen
und auch von Tabus verabschieden, und wir müssen
uns deutlich machen, dass wir uns vieles einfach nicht
mehr leisten können. Wir müssen uns auf das Not-
wendige beschränken, und das sehe ich auch, dass
da  Schwerpunkte  notwendig  sind,  und  bei  allen
Ausgaben, auch und insbesondere bei den Investi-
tionen, auf Rentierlichkeit und Notwendigkeit ach-
ten. Die Koalition muss endlich das Ganze sehen und
nicht nur die eigene Klientel und nicht nur den ei-
genen parteipolitischen Vorteil.

Im  Gegensatz  zu  dem,  was  hier  vorhin  gesagt
wurde, bin ich der felsenfesten Überzeugung, dass
sich  Bremen  bei  seinen  eigenen  Leistungsange-
boten eher im unteren Bereich der Länder bewegen
muss, und nicht, wie man das lesen und hören konnte,
auch eben wieder, im oberen Bereich. Ein Land, das
auf die Hilfe anderer angewiesen ist oder darauf re-
flektiert, muss sich bescheiden und stark zurückneh-
men. Die bremische Selbständigkeit muss durch er-
hebliche eigene Anstrengungen auch verdient wer-
den. Nur dann kann man bei anderen Verständnis
und Entgegenkommen erhoffen.

Manche meinen nun, auch in dem erwähnten SPD-
Papier und in der Regierungserklärung ist das gesagt
worden,  auch  eben  hier  in  dieser  Debatte  ist  das
wieder erwähnt worden, dass wir zur Lösung unse-
rer Haushaltsmisere ein weiteres Mal zum Bundes-
verfassungsgericht  gehen  sollten.  Dazu  muss  man
wissen, dass in Karlsruhe bereits eine Klage dieser
Art anhängig ist, nämlich die von Berlin, und dabei
spielt  die  bremische  Sanierungspolitik  eine  nicht
unwesentliche  Rolle.  Außerdem  muss  man  sehen,
dass die meisten Bundesländer inzwischen ebenfalls
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große Haushaltsprobleme haben und einige mög-
licherweise auch die Kriterien einer Haushaltsnotlage
erfüllen.

Schließlich: Auch der Bund hat riesige Haushalts-
probleme  und  überschreitet  jetzt  schon  zum  wie-
derholten Mal die so genannten Maastricht-Kriteri-
en.  Nicht  zuletzt  muss  man  wissen,  dass  die  Fi-
nanzverteilung zwischen Bund und Ländern bis zum
Jahr  2019  gesetzlich  festgeschrieben  ist  und  dass
Bremen  dem  seinerzeit  ausdrücklich  zugestimmt
hat. Ich sehe also nicht, wie angesichts dieser Sach-
lage eine  neuerliche  Klage  Bremens  beim  Bun-
desverfassungsgericht ausgehen kann. Wenn Bremen
klagt, dürfte  es  weitere  Klagen  geben.  Das  Saar-
land hat derartige Überlegungen schon öffentlich an-
gestellt.

Ich selbst stehe einer neuerlichen Klage Bremens
sehr skeptisch gegenüber. Ich sehe nämlich die gro-
ße Gefahr, dass in einem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht nur die Erfolglosigkeit der bre-
mischen Sanierungspolitik festgestellt, sondern auch
die Eigenständigkeit des Landes Bremen in Frage ge-
stellt wird. Warum hören Sie nicht auf den früheren
Finanzsenator und jetzigen Bundestagsabgeordne-
ten Volker Kröning, der schon lange vor der Illusion
des Kanzlerbriefes gewarnt hatte und der jetzt drin-
gend von einer neuerlichen Klage Bremens in Karls-
ruhe abrät.

Ich  sehe  im  Übrigen  auch  nicht,  wie  ein  even-
tuell erfolgreiches Urteil in Karlsruhe im Konzert mit
den anderen Bundesländern und dem Bund umge-
setzt werden soll. Wir lösen das gesamte Finanzver-
fassungsgebilde, das wir im Bundesgebiet haben, da-
mit auf, das heißt, es steht zur Diskussion, und wer
weiß,  wie  Verhandlungen  um  Geld  ausgehen,  der
weiß, wie das dann hier am Ende für uns in Bremen
ausgehen kann.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Aber  wir  haben  finanzpolitisch

gar keine andere Wahl, Herr Wedler!)

Das wird sehr schwierig sein, weil alle anderen
Länder  genauso  an  der  Grundstruktur  festhalten
werden.  Deshalb  sehe  ich  für  Bremen  höchstens
marginale Veränderungen, wenn wir uns da über-
haupt Veränderungen erhoffen können, denn eines
ist für mich auch klar: Ein Dauersanierungsfall Bre-
men  wird  niemand  im  Bund  und  in  den  anderen
Ländern wollen, und wesentliche Veränderungen an
der Grundstruktur unserer bundesstaatlichen Finanz-
verfassung  wird  es  nicht  geben.  Alle  Hoffnungen,
die  darauf  gerichtet  sind,  sollten  wir  sehr  stark
zurücknehmen. Ich glaube, das sind Hoffnungen, die
wir schon einmal nicht erfüllt gesehen haben bei dem
Stichwort  Kanzlerbrief.  Nicht  ohne  Grund  wurden
bei  den  Beratungen  der  Föderalismuskommission
der bundesstaatliche Finanzausgleich und die Neu-
strukturierung  der  Bundesländer  ausgeklammert.

Das  hatte  seinen  tieferen  Grund,  weil  sonst  über-
haupt  nichts  in  Gang  gekommen  wäre,  und  wenn
wir uns da erst verbeißen, sehe ich erhebliche Pro-
bleme.

Deswegen sind wir zuallererst selbst gefragt. Wer
sich nicht selbst hilft, dem hilft auch kein anderer. Wir
müssen uns primär selbst helfen, denn sonst werden
diejenigen Recht bekommen, die Bremens Unabhän-
gigkeit beschneiden wollen und schon heute seine
Selbständigkeit in Frage stellen. Dann bliebe Herrn
Scherf der zweifelhafte Ruhm, die Freiheit und Un-
abhängigkeit Bremens über das Roland-Jahr hinaus
zwar gerettet, aber letztendlich doch verspielt zu ha-
ben.

Angesichts des Umgangs mit dem Kanzlerbrief
möchte ich dem Senat und der Koalition eine Mah-
nung nicht ersparen: Täuschen Sie uns und die Öf-
fentlichkeit nicht über die Chancen einer Klage in
Karlsruhe! Beginnen Sie mit Ihren Hausaufgaben jetzt,
und kommen Sie keinesfalls auf die Idee, den nächsten
Haushalt auf ein noch nicht ausgesprochenes und
gegebenenfalls noch nicht einmal anstehendes Ur-
teil zu buchen! Nur was man ganz konkret schwarz
auf weiß besitzt, das kann man dann auch – das ist
ein altes Sprichwort – getrost nach Hause tragen. Das
habe ich schon als Kind gelernt, und das sollten wir
auch hier bei unseren Überlegungen in Bremen be-
herzigen.

Ich bleibe also dabei: Es führt kein Weg daran
vorbei, uns auf uns selbst zu besinnen. Die große Ko-
alition muss sich ehrlich machen, sie muss das Schei-
tern ihrer bisherigen Haushalts- und Finanzpolitik
eingestehen, sie muss den Bürgern reinen Wein ein-
schenken, vor allem hier in Bremen, und sie muss
endlich anfangen, auch unliebsame, oder wie die
Kammer hier in Bremen sagt, unpopuläre Entschei-
dungen zu fällen. Ein Blick nach Niedersachsen, wo
die FDP ja mitregiert, könnte dabei sicherlich sehr
lehrreich sein.

Ich kann dem Bürgerschaftspräsidenten nur zustim-
men, der in seiner Neujahrsansprache mit Blick auf
den Kanzlerbrief und die großen Entscheidungen, vor
denen Bremen in diesem Jahr steht, zu mehr Offen-
heit und Transparenz den Bürgern gegenüber gera-
ten hat. Ich finde es gut, wenn das Parlament eine
Enquete-Kommission zum Thema „Bremen 2020 –
Sanierung und Zukunftssicherung“ einsetzt. Die
Nichteinlösung des Kanzlerbriefs und die dadurch
aufgeworfenen Probleme zwingen dazu, dass wir uns
hier in Bremen neu aufstellen und über alles reden
und dabei aber auch offen und ehrlich mit den Bür-
gern umgehen. Wir sollten dabei dann nicht nur auf
die anderen und den angeblich so schlechten bun-
desstaatlichen Finanzausgleich schie-len, sondern uns
auf uns selbst besinnen und auf den vom Grundge-
setz vorgegebenen Rahmen. – Vielen Dank für die
Aufmerksamkeit!
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Das ist ja nett, dass
ich auch noch einmal an die Reihe komme, trotz vor-
hergehender Meldung, aber es ist egal. Herr Böhrn-
sen, dass Sie an den Kanzlerbrief geglaubt haben,
zeigt mir deutlich, dass Sie sogar heute noch an den
Weihnachtsmann glauben.

Meine Damen und Herren, die Regierungserklä-
rung des Senats hört sich im ersten Moment sehr
positiv für Bremen an. Für mich aber ist diese Regie-
rungserklärung nichts anderes als eine große Mär-
chenstunde. Herr Dr. Scherf, Ihre Regierungserklä-
rung war eine eindeutige glasklare Bankrotterklärung
für das Bundesland Bremen und sonst gar nichts. In
Ihrer beschönigenden Regierungserklärung haben
Sie wahrscheinlich wohlwissend folgende wichtige
Punkte Ihres politischen Versagens vergessen zu
erwähnen. Das macht nichts, dafür werde ich jetzt
einmal Klartext reden. Alle Punkte Ihres politischen
Versagens jetzt hier heute aufzählen zu wollen, würde
den zeitlichen Rahmen dieser Landtagssitzung bei
weitem erheblich überschreiten.

Meine Damen und Herren, Sie haben die Klein-
gartenpachten  unsozial  und  überdurchschnittlich
erhöht, Sie haben bei den Beamten unverantwortli-
che Kürzungen beim Weihnachtsgeld, bei Pensionen
und Streichung des Urlaubsgeldes rücksichtslos vor-
genommen, und ein Ende Ihrer katastrophalen Po-
litik und Kürzungen ist noch nicht abzusehen bei
verlängerten Wochenarbeitszeiten ohne Lohnaus-
gleich. Herr Bürgermeister Dr. Scherf hat eine Ge-
haltsabsenkung mit den niedrigen Lebenshaltungs-
kosten in Bremen begründet. Nun soll uns Herr Dr.
Scherf  auch  einmal  zeigen,  wie,  wo  und  wann  im
Allgemeinen in Bremen die niedrigen Kosten zu finden
sind und wie diese angeblich allgemeinen niedrigen
Lebenshaltungskosten, die unsozialen Kürzungen und
die steigenden Kosten für unserer Bürgerinnen und
Bürger aufgefangen oder ausgeglichen werden kön-
nen, aber das wird uns Herr Dr. Scherf ja gleich er-
klären.

Des Weiteren warten wir meines Wissens immer
noch auf die Rückbuchung einer Fehlbuchung des
Finanzressorts von sage und schreibe 1,7 Millionen,
damit aber noch lange nicht genug! Sie haben in Ihrer
Erklärung vergessen zu erwähnen, dass das kleine
Bremen im Jahr eine Milliarde DM nur an Zinsen für
seine Schulden bezahlen muss. Sie haben ganz ver-
gessen zu erwähnen, dass Bremen mit unzähligen
Scheinfirmen Schulden macht, die im Haushalt meines
Erachtens nicht auftauchen, dass meines Wissens der
Haushalt mit falschen Zahlen schöner geredet wird,
als er in Wirklichkeit ist, dass die Stadt Bremerha-
ven durch Ihre Politik 27 Prozent Arbeitslosigkeit hat
und so weiter.

Nun,  meine  Damen  und  Herren,  kommt  das  Al-
lerhärteste, wirklich das Allerhärteste: Sie haben sich,
wovor  ich  Sie  schon  nachweislich  immer  deutlich
gewarnt habe, auf das Wort eines SPD-Bundeskanz-
lers verlassen, der meiner Meinung nach noch nie,
aber auch noch nie sein Wort gehalten hat, immer
nach dem Motto „heute versprochen, morgen gebro-
chen“.  Ich  meine  den  dubiosen  Kanzlerbrief,  für
dessen  restliche  Brotkrümel  sich  unser  Bürger-
meister Dr. Scherf sogar noch brieflich großherzig be-
dankt hat oder besser gesagt das Bundesland Bre-
men blamiert und lächerlich gemacht hat. Wenn das
nicht so traurig wäre, könnte man direkt darüber la-
chen.

Meine Damen und Herren, Sie haben auch ganz
vergessen,  dass  durch  Ihre  Politik  die  Gewalt an
Schulen im unerträglichen Maße ausufert, dass die
innere Sicherheit für unsere Bürgerinnen und Bür-
ger schon lange nicht mehr gewährleistet ist. Das beste
Beispiel ist doch die erschreckende Tatsache, dass
es in Bremen aufgrund der Abschaffung des Brech-
mitteleinsatzes möglich ist, und ich glaube, nur in
Bremen möglich ist, dass man schwarzafrikanische
und andere Drogendealer laufen lassen muss. Das
ist für die Deutsche Volksunion unerträglich.

Herr Senator Röwekamp, wenn so Ihre Politik der
harten Hand aussieht, dann einmal gute Nacht für
die innere Sicherheit Bremens! Für mich ist das kei-
ne Politik der harten Hand, sondern eine Politik auf
Kosten  der  inneren  Sicherheit  eines  kuscheligen
Patschhändchens. Tatsache ist doch, dass Sie irrsin-
nigerweise Polizeireviere, Meldeämter und so wei-
ter geschlossen haben und wahrscheinlich weiter
schließen werden.

Dass unsere Kinder in Bremer Schulen durch feh-
lende Investitionen frieren müssen wie im Schulzen-
trum Börder Straße und auch anderen – –.

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen: Bördestraße!)

Ja, Bördestraße! Sie wissen, was ich meine! Das ist
schon einmal ganz gut so, aber Sie tun nichts dage-
gen!

Meine  Damen  und  Herren,  dass  unsere  Kinder
durch  Ihre  verfehlte  Bildungspolitik  sprich  Pisa,
Iglu-Studio, Iglu-Studie, keine Zukunft mehr haben,

(Heiterkeit bei der SPD und beim Bün-
dnis 90/Die Grünen)

dass unsere Kinder in Bremen – wenn Sie darüber
lachen können, ist das Ihr Problem! – nur sehr schwer
einen Ausbildungsplatz oder eine Lehrstelle bekom-
men – –.
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(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ein bisschen Ahnung muss man

ja schon haben!)

Beruhigen Sie sich doch, Herr Dr. Güldner, ich fange
doch gerade erst an! Sie können nachher noch einmal
etwas sagen!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wenn es nach mir geht, können

Sie auch wieder aufhören!)

Ja,  das  weiß  ich!  Weil  Sie  es  nämlich  nicht  ver-
stehen!

Meine Damen und Herren, das ist ja schon fast
unmöglich, dass unsere Kinder hier eine Lehrstelle
bekommen. Ihre Gewerbeansiedlung ist erbärmlich
gescheitert.  Gewerbepark  Hansalinie,  Büropark
Oberneuland, Technologiepark an der Universität und
so  weiter,  Leerstände  ohne  Ende!  Das  ist  Ihre
Politik, oder aber Ihr Musicaldesaster, Space-Park-
Desaster und so weiter! Ihre verschwenderische Groß-
mannssuchtpolitik ist ein Fass ohne Boden, ein Fass
ohne Ende. Sie haben auf Kosten und zu Lasten un-
serer Bürger und auf Kosten der Zukunft unserer Kin-
der eine unverantwortliche Steuergeldverschwen-
dung ungeahnten Ausmaßes betrieben.

Außerdem werden Sie durch Hartz IV, Ein-Euro-
Jobs sowie durch Billiglohnarbeiter aus aller Herren
Länder für eine noch höhere Arbeitslosigkeit und
weiteren drastischen Sozialabbau verantwortlich sein.
Das sage ich Ihnen heute schon voraus! Alles ist bis
jetzt eingetroffen und übertroffen worden! Sie wer-
den auch weiterhin im verstärkten Maße dafür ver-
antwortlich sein, dass immer mehr Firmen ins osteu-
ropäische Ausland abwandern werden oder noch
mehr mittelständische Unternehmen und andere
Unternehmen und Firmen in Bremen und Bremerha-
ven Insolvenz anmelden müssen. Dafür tragen Sie die
politische Verantwortung! So, und jetzt können Sie
darüber lachen!

Meine Damen und Herren, angesichts dieser er-
schreckenden Tatsachen heute eine solche Regie-
rungserklärung abzugeben ist an Unehrlichkeit und
Schamlosigkeit nicht mehr zu überbieten. Sie sind mit
Ihrer Sanierungspolitik erbärmlich gescheitert, Sie
sind mit Ihrer Politik insgesamt erbärmlich geschei-
tert! Damit gefährden Sie die Selbständigkeit des
Bundeslandes Bremen.

Meine Damen und Herren, die eben ach so groß-
artig gehaltene Regierungserklärung war eine ein-
zigartige Katastrophe. Es war eine gruselige Märchen-
stunde und sonst gar nichts. Ich sage Ihnen aber im
Namen  der  Deutschen  Volksunion,  Sparen  allein
sichert  nicht  die  Selbständigkeit  und  die  Zukunft
des Landes Bremen. Sie müssen dringend die Ein-
nahmesituation des Landes verbessern. Sparen aller-

dings sollten Sie zum Beispiel bei den Geschäftsfüh-
rergehältern der unzähligen städtischen Gesellschaf-
ten. Wenn Herr Böhrnsen hier sagt, dass man das Ge-
halt der Geschäftsführer dem des Bürgermeisters un-
terordnen soll, dann meine ich doch wohl, dass es nicht
heißen soll, dass man nun das Gehalt von Bürgermeis-
ter Dr. Scherf verdoppelt oder verdreifacht. Das ma-
chen wir dann selbstverständlich im Namen der Deut-
schen Volksunion nicht mit!

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Dann
sind wir ja beruhigt!)

Alle Bauvorhaben schnellstens auf den Prüfstand
zu  stellen  ist  dringend  erforderlich,  zum  Beispiel
die Subventionen für das unsägliche Zech-Hotel in
Bremerhaven und so weiter. Die Liste Ihrer unsäg-
lichen und nicht mehr nachvollziehbaren Subven-
tionspolitik ist unendlich. Ich jedenfalls werde mich
mit dieser Regierungserklärung nicht zufrieden ge-
ben,  weil  Sie  mit  Ihrer  verfehlten  Politik  niemals,
aber auch niemals einen verfassungskonformen Haus-
halt  erreichen  werden.  Ich  kann  Ihnen  versichern,
dass  ich  als  Bremerhavener  Abgeordneter  meine
ganze Kraft und Energie dafür einsetzen werde, dass
die Sorgen und die Interessen der Stadt Bremerha-
ven  und  ihrer  Bevölkerung  von  Ihnen  anständig
und mit Respekt vertreten werden und die Bremer-
havener  von  Bremen  nicht  laufend  untergebuttert
werden oder, besser gesagt, übers Ohr gehauen wer-
den.

Herr Dr. Scherf, die Bürger des Landes Bremen
fragen sich doch schon seit Jahren, wann Sie end-
lich das effektiv politisch umsetzen wollen, was Sie
uns hier seit Jahren vorpredigen: Wir müssen dies tun,
wir müssen jenes tun. Fangen Sie also endlich damit
an, Ihre seit Jahren beschönigenden Predigten auch
politisch umzusetzen! Wenn Ihre ach so erfolgreiche
Politik vollzogen worden ist, wie Sie immer so schön
sagen und behaupten, dann frage ich mich und die
Bürger fragen sich auch, warum dann zum Beispiel
das schöne, kleine Bremerhaven eine unerträgliche,
noch beschönigte Arbeitslosigkeit von zirka 27 Pro-
zent hat, wenn Ihre Politik so in Ordnung ist. Das ist
Ihr Ergebnis Ihrer ach so erfolgreichen Politik. Es ist
eine Politik der Schande und sonst gar nichts!

Zuletzt  noch  ein  guter  Rat  an  die  Mickymaus-
redakteure des Satireblättchens „taz“: Vielleicht soll-
ten  Sie  etwas  weniger  kiffen,  weniger  Alkohol
schlappern,

(Unruhe beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das geht ja nun gar nicht! Per-

sönliche Verunglimpfung!)

dann würden Sie hier im Plenarsaal auch keine um-
herfliegenden, Nase bohrenden Gespenster sehen!



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 052104

(A) (C)

(B) (D)

Also, ihr Hascherls der Satirezeitung „taz“: Vielleicht
etwas weniger kiffen, weniger Alkohol schlappern,
denn ansonsten überholen Sie mit Ihren Wahnvor-
stellungen noch das hetzerische und rassistische Blatt
von 1933, den „Stürmer“, und das wollen wir doch
nicht, oder?

Also: Etwas weniger kiffen, weniger Tabletten hi-
neinwerfen, das vernebelt den Verstand, und das wol-
len wir nicht! – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Tittmann,
das zeigt ja, wes Geistes Kind Sie sind,

(Beifall)

dass Sie glauben, dass Sie von hier aus Vertreterin-
nen und Vertreter der freien Presse als Mickymaus-
redakteure verunglimpfen können

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Und verglei-
chen mit dem „Stürmer“!)

das zeigt, und das ist noch geschmeichelt, Sie wis-
sen nicht, was Sie tun, ich glaube, Sie wissen das nicht!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Doch, das
weiß ich!)

Ich glaube, Sie meinen, dass Sie für Ihre Klientel hier
einen guten Auftritt machen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das meinte
ich!)

Es ist nur peinlich! Wir leben in einem Land mit
Pressefreiheit, und es gehört sich einfach nicht, Pres-
seorgane dermaßen zu beschimpfen, und es gehört
sich überhaupt nicht, Menschen so zu verunglimp-
fen. In meiner politischen Tradition kommt so etwas
nicht vor, in Ihrer offensichtlich doch!

(Beifall – Zurufe vom Bündnis 90/Die Grü-
nen – Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Im Üb-
rigen sollte der Präsident so etwas auch rü-

gen!)

Herr Tittmann, Sie haben weder die Ernsthaftig-
keit noch das Wissen, um sich darüber hier aus-
einander zu setzen, wie eigentlich die finanziellen
Grundlagen unseres Gemeinwesens sind. Sie liefern
hier die ewig gleiche Tirade hart an der Beleidigung
und Beschimpfung der Akteure ab, aber machen
keinen einzigen Vorschlag, der sich in die Wirklich-

keit umsetzen ließe, was man denn eigentlich anders
machen könnte.

Auf eine Sache, die Sie hier wieder gemacht ha-
ben, weil Sie damit ja nur Instinkte bedienen wol-
len, will ich gern noch ein bisschen genauer einge-
hen. Die Bremerhavener werden von den Bremern
über das Ohr gehauen!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Jawohl!)

Sie wissen nicht, wovon Sie reden! Wenn Sie sich
vielleicht irgendwann einmal mit Zahlen beschäfti-
gen würden, dann schauen Sie sich das an, wie in
Wirklichkeit Bremerhaven im Finanzausgleich zwi-
schen den Kommunen Bremen und Bremerhaven ge-
stellt ist!

(Zuruf von der SPD: Kann er nicht! – Abg.
Frau B e r k  [SPD]: Er kann ja nicht lesen!)

Als Kommune in einem Niedersachsen würde Bre-
merhaven 100 Millionen Euro an Ausgleich verlie-
ren. Das ist die finanzielle Wirklichkeit, wie Bremen
und Bremerhaven sich zueinander verhalten.

(Beifall)

Sie bedienen die Dummheit von Menschen, deren
Bestreben darin besteht, immer nur den Schuldigen
woanders zu suchen. Glauben Sie ja nicht, dass auf
so einer Kultur irgendeine sinnvolle Politik gedeihen
kann!

(Beifall)

Ich wollte gern noch zwei Sachen zu meinen Vor-
rednern sagen, zu Herrn Kastendiek und zu Herrn
Böhrnsen, um noch einmal herauszubekommen, wo
eigentlich die Differenzen bezüglich der Bewertung
der Lage sind. Mir ist noch einmal aufgefallen, dass
es mit der CDU fast unmöglich geworden ist, über
Finanzpolitik zu reden.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Weil Sie
keine Vorstellungen haben!)

Es ist nicht möglich, mit Ihnen darüber zu reden. Große
Teile Ihrer Rede bestanden aus Sachen, die ich in
vielen Punkten teilen würde. Sie haben viele Dinge
genannt wie auch der Senat in seiner Regierungser-
klärung, die hier in den letzten Jahren, auch nicht
nur in Zeiten der großen Koalition, sondern auch
davor, gemacht wurden, die sinnvoll waren, die er-
folgreich waren, die wir alle gemeinsam wollten oder
manchmal auch nicht, die sinnvolle Projekte in Bre-
men zum Beispiel im Wissenschaftsbereich gewesen
sind. Es hat sogar Gewerbeflächen und Wohnungs-
bauflächen gegeben, die sinnvoll waren und gemein-
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sam hier beschlossen wurden. Es geht aber darum,
dass man auch neben all dem sich über die ökono-
mischen und fiskalischen Grundlagen für Politik un-
terhalten muss, oder wollen Sie allen Ernstes sagen,
dass ein völlig pleite gegangener Staat, der jegliche
finanzielle Handlungsfähigkeit verloren hat, dadurch
überlebensfähig wird, dass alle Straßen repariert sind,
noch mehr Tourismusprojekte und noch mehr Gewer-
beansiedlungen gebaut wurden?

Das wollen Sie doch nicht ernsthaft. In Wirklich-
keit ist es so, dass bei unserem ökonomischen Sys-
tem und dem Finanzausgleich, so wie er funktioniert,
ein Missverhältnis zwischen der realen Finanz- und
Wirtschaftskraft einer Region und den Einnahmen,
die der Staat hat, besteht. Für diese Situation müs-
sen Sie doch Politik machen, und es genügt das ewig
neue Beschwören nicht, wie schön es in Bremen ge-
worden ist, sondern auch Sie werden sich damit be-
schäftigen müssen, dass die finanzpolitischen Kon-
sequenzen des Kurses, den Sie in den letzten Jah-
ren hier gefahren haben, die fiskalische Situation un-
seres Haushalts so katastrophal sind wie nie zuvor,
Herr Böhrnsen hat es gesagt, und das sind einfach
die Fakten.

Das  heißt  nicht,  dass  Sie  alles  falsch  gemacht
haben,  das  heißt  auch  nicht,  dass  es  nicht  sinn-
voll war, auf das Universum oder auf den Wissen-
schaftsbereich zu setzen, das heißt auch nicht, dass
die Investition in die IUB falsch war, das haben wir
nie behauptet, es heißt aber, dass die finanziellen Ziele
nicht  erreicht  werden,  und  das  sehe  ich  wie  Herr
Böhrnsen, das wird, wenn wir nicht ganz viel Glück
haben, sehr gut sind und viel Geschick haben, der
Eigenständigkeit Bremens den Hals kosten, weil es
keine Eigenständigkeit geben kann ohne fiskalische
Grundlagen.

Es  geht  auch  nicht  darum,  einen  allgemeinen
Streit um die Investitionen anzuzetteln. Nirgendwo
sagen Grüne, dass Investieren nicht sinnvoll ist. Die
letzten Jahre waren aber dadurch gekennzeichnet,
dass vor allen Dingen sehr viel Geld vorhanden war.
Sie werden zugeben müssen, dass die Kultur des
genauen  Hinsehens,  ob  eine  Investition  vielleicht
wünschbar, aber damit auch gleichzeitig bezahlbar
ist, unter Ihrer Ägide schwer gelitten hat. Wir wer-
fen Ihnen nicht nur vor, dass es Flops gegeben hat,
über die haben wir hinlänglich geredet, und ich fin-
de das auch irgendwann selbst langweilig, das muss
man Ihnen nicht immer wieder unter die Nase rei-
ben, Sie wissen, was Sie gemacht haben, aber Sie
könnten dann vielleicht auch einmal mit ein bisschen
mehr Nachdenklichkeit hier in die Bütt treten, an-
statt so zu tun, als sei alles das Gelbe vom Ei gewe-
sen.

Es ging nicht nur um die Flops, es ging auch da-
rum, dass Sie verschwendet haben. Es ist nicht er-
forderlich, überall chinesischen Granit auszulegen,
wenn  man  denn  konkurrieren  will  mit  anderen

Standorten.  Es  ist  auch  nicht  notwendig,  überbor-
dende Straßenausbauten zu machen oder den Heme-
linger  Tunnel  zu  bauen.  Es  ging  nicht  nur  um  die
Flops,  sondern  es  ging  auch  einfach  um  das  Maß-
stäbliche,  um  das  Zuviel.  Es  ist  nicht  notwendig,
ein völliges Überangebot an Gewerbeflächen auszu-
weisen, eine Nummer kleiner hätte es auch getan.
Das ist doch die Kritik, womit Sie einfach nichts an-
fangen können!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Als Letztes will ich noch sagen, dass es auch Ge-
meinsamkeiten gibt, auch mit uns. Wir werden uns
mit dafür einsetzen, die Eigenständigkeit Bremens
zu retten. Wir werden Vorschläge machen wie eben
in  meiner  Rede  auch.  Wir  werden  aber  mit  einer
Haltung da herangehen, die sich vielleicht doch ein
bisschen vom Senat oder Teilen des Hauses hier un-
terscheidet. Ich sehe das so, wie es eben auch in der
Rede von Herrn Böhrnsen eher betont wurde, Bre-
mens Selbständigkeit ist kein Selbstzweck. Es geht
darum,  dass  es  den  Bürgerinnen  und  Bürgern hier
gut gehen soll, denen gegenüber ist Politik verpflichtet.
Wenn  sich  dann  herausstellt,  dass  wir  finanziell
nicht auf Beine kommen, die eine Lebensfähigkeit
sichern, dann wird man sich nach anderen Wegen
umsehen müssen. Das ist noch lange hin, und ich hoffe,
dass da noch ganz viel in den nächsten Jahren pas-
sieren kann, aber wir werden keine Blut-Schweiß-
und-Tränen-Politik mitmachen, mit der man den Bre-
merinnen und Bremern alles Mögliche zu-mutet, was
sich stark unterscheidet vom Standard anderer Groß-
städte, und immer nur damit wedeln, dass man nur
so die Eigenständigkeit retten könnte. Das ist genau
das Gegenteil von richtig, das ist falsch, damit wür-
de man sie nur verspielen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Frau Linnert, Ihren Strauß wür-
de ich gern aufnehmen wollen, nur, Sie müssten dann
selbst schon die eigenen Voraussetzungen bringen,
welche finanzpolitischen Ziele Sie sich für die kom-
mende mittelfristige Finanzplanung in Ihrem Sinne
denn vorstellen. Wie sieht es denn aus? Wie wollen
Sie die Zinssteuerquote reduzieren? Wie wollen Sie
dieses Ausgabenwachstum darstellen, und wo wol-
len Sie Schwerpunkte setzen?

Genau das habe ich Ihnen auch vorgeworfen in
meiner Rede, Frau Linnert, und darauf sind Sie in
Ihrem zweiten Beitrag auch nicht eingegangen, dass
Sie  immer  nur  das  gesagt  haben,  was  nicht  geht,
aber nicht gesagt haben, was Ihre konkreten Vorstel-
lungen finanzpolitischer Art sind, wie Sie sich zum
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Ausgleich des Primärsaldos stellen und wie Sie sich
zum  verfassungskonformen  Haushalt  darstellen.
Hierzu fehlen schlichtweg Ihre Aussagen, meine Da-
men und Herren.

Dann Ihr Vorwurf der Maßstäbe und Hemelinger
Tunnel! Ich muss sagen, das ist schon ziemlich aben-
teuerlich. Ich weiß nun nicht, wie lange die Geschichte
des Hemelinger Tunnels zurückgeht, Bürgermeister
Scherf wird es aufgrund seiner langen Tätigkeit und
Erfahrung  aus  dem  Senat  sicherlich  im  Einzelnen
sagen können, aber es ist eine unendliche Geschichte.
Es ist eine unendliche Geschichte, weil über mehre-
re Legislaturperioden ein Versprechen, eine Zusage
für den größten Arbeitgeber hier im Lande nicht ein-
gehalten worden ist. Wir haben es durch die Maß-
nahmen  und  Beschlüsse  der  großen  Koalition ge-
schafft, dieses Versprechen aus dem Jahre 1978 ein-
zuhalten, umzusetzen, und, was viel wichtiger ist, wir
haben hier dem größten Arbeitgeber in dieser Stadt
in dem internen Wettbewerb der Werke von Daim-
ler-Chrysler einen nicht zu unterschätzenden Wett-
bewerbsvorteil in dem Bemühen um Sicherung und
Schaffung  zusätzlicher  Arbeitsplätze  geschaffen,
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Unterhalten Sie sich bitte einmal mit dem Werks-
vorstand und mit den Arbeitnehmervertretern bei
Daimler-Chrysler, die werden Ihnen sagen, was die
Maßstäbe bremischer Politik sind. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Regie-
rungserklärung des Senats Kenntnis.

Wahl eines Mitglieds des Vorstands

(Wahl eines Schriftführers/
einer Schriftführerin)

Für die Wahl einer Schriftführerin ist von der SPD-
Fraktion die Abgeordnete Sybille Böschen vorgeschla-
gen worden.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Es ist vereinbart worden, die Wahl gemäß Paragraph
58 unserer Geschäftsordnung als geheime Wahl in
Wahlkabinen durchzuführen.

Ich  gebe  Ihnen  jetzt  einige  Regularien  für  den
Ablauf der Wahl bekannt. Die Ausgabe der Stimm-
zettel  und  Wahlumschläge  erfolgt  nach  Namens-
aufruf  an  dem  Tisch  rechts  neben  den  Wahlka-
binen. Bitte gehen Sie dann mit Ihrem Stimmzettel
in eine der beiden Wahlkabinen und vermerken dort
Ihre Wahlentscheidung auf dem Stimmzettel! Sie
haben die Möglichkeit, mit Ja, Nein oder Stimment-
haltung zu entscheiden. Fehlt eine Kennzeichnung,
gilt  die  Stimme  als  nicht  abgegeben.  Enthält  der
Stimmzettel mehr Kennzeichnungen als zu Wählende,
ist  er  ungültig.  Falten  Sie  den  Stimmzettel,  und
stecken Sie ihn in den mitgegebenen Wahlumschlag.
Es wird gebeten, den Umschlag nicht zuzukleben.
Werfen Sie dann den Stimmzettel in die Wahlurne!

Ich weise darauf hin, dass die Schriftführerinnen
Stimmzettel  zurückzuweisen  haben,  die  erstens
außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet oder in
den  Wahlumschlag  gelegt  wurden,  zweitens  nicht
in  den  Wahlumschlag  gelegt  wurden,  drittens  sich
in  einem  Wahlumschlag  befinden,  der  offensicht-
lich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise
von den übrigen abweicht. Stimmzettel, die Zusät-
ze oder Kennzeichnungen enthalten, sind ungültig,
wenn sie den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei
erkennen lassen oder die Person des Wählers erkenn-
bar wird.

Sollte sich ein Abgeordneter beim Ausfüllen des
Stimmzettels verschreiben, kann er bei den Schrift-
führerinnen gegen Rückgabe des alten Stimmzettels
einen neuen Stimmzettel erhalten.

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Wahl.

Der Wahlgang ist eröffnet.

Ich rufe nun die einzelnen Abgeordneten auf.

(Es folgt der Namensaufruf.)

Meine Damen und Herren, ich frage, ob alle Ab-
geordneten einen Stimmzettel abgegeben haben.

Es scheint der Fall zu sein.

Dann stelle ich fest, alle Abgeordneten haben ei-
nen Stimmzettel abgegeben.

Der Wahlgang ist geschlossen.

Ich bitte die Schriftführerinnen, die Auszählung vor-
zunehmen!

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag), bis das Auszählungsergebnis vorliegt.

(Unterbrechung der Sitzung 12.51 Uhr)

*
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Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 12.59
Uhr.

Präsident Weber: Die unterbrochene Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Ich  gebe  Ihnen  das  Wahlergebnis  der  Wahl ei-
ner Schriftführerin bekannt. Ausgegebene Stimm-
zettel 79, abgegebene Stimmzettel 79, vernichtete
Stimmzettel  null.  Mit  Ja  stimmten  66,  mit  Nein
stimmten  neun,  Stimmenthaltungen  vier,  ungültig
keine.

Meine Damen und Herren, damit stelle ich fest, dass
die Abgeordnete Sybille Böschen die Mehrheit der
Stimmen  erreicht  hat,  die  nach  Paragraph  9  Ab-
satz 1 der Geschäftsordnung erforderlich ist.

Ich frage die Abgeordnete Sybille Böschen, ob sie
die Wahl annimmt.

(Abg. Frau B ö s c h e n  [SPD]: Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren, ich neh-

me die Wahl an! – Beifall)

Ich gratuliere Ihnen zur Wahl und wünsche Ihnen
eine gute, vertrauensvolle Arbeit im Vorstand der
Bremischen Bürgerschaft.

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die
Sitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.00 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 14.32
Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die unterbrochene
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Auf der Besuchertribüne begrüße ich herzlich
Schüler einer Arbeitslehre-Projektgruppe der zehn-
ten Klasse der integrierten Stadtteilschule Johann-
Heinrich-Pestalozzi aus Gröpelingen. Herzlich will-
kommen!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, bevor wir erneut in die
Tagesordnung eintreten, möchte ich noch einmal
zurückkommen auf die Debatte vor der Mittagspause.
Ich spreche hier den Abgeordneten Tittmann an. Herr
Tittmann, Sie haben in ihrer letzten Rede vor der
Mittagspause  einen  Zusammenhang  hergestellt
zwischen der „taz“ und dem „Stürmer“. Nicht nur
für diesen Zusammenhang, den Sie hergestellt ha-
ben, sondern auch für die Verunglimpfung, die Sie
in Ihren Sätzen vorher zum Ausdruck gebracht ha-

ben, wie es aus dem Protokoll hervorgeht, erteile ich
Ihnen im Nachhinein einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis
90/Die Grünen)

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen 14 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „FFH-An-
meldung“. Die Anfrage ist unterschrieben von dem
Abgeordneten Tittmann, DVU.

Bitte, Herr Tittmann!

Abg. Tittmann (DVU): Ich frage den Senat:

Erstens: Ist es zutreffend, dass die Außenweser als
FFH-Anmeldung insbesondere für die Uferbereiche
bei der EU erfolgen muss?

Zweitens: Wie sieht der Senat die gesetzmäßige
Grundlage bei der EU?

Drittens: Welche finanziellen negativen Folgen kann
eine Nichtanmeldung der FFH-Bereiche bei der EU
für das Bundesland Bremen haben?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Eckhoff.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Die EU-Kommission hat gegenüber Vertretern der
deutschen Küstenländer in diversen Gesprächen die
aus ihrer Sicht als Lebensraumtyp „Ästuar“ einzu-
stufenden Gebiete benannt. Dabei wurde für Bremen
die  Weser  bei  Bremerhaven  genannt.  Zum  Ästuar
gehören der Wasserkörper und die Uferzonen, wo-
bei vor Kajen und Industrieanlagen ein Streifen aus
der Gebietsmeldung ausgenommen werden kann.
Rechtliche Grundlage ist die FFH-Richtlinie 92/43/
EWG vom 21. Mai 1992.

Die EU-Kommission kann in dem gegen Deutsch-
land gerichteten Vertragsverletzungsverfahren die
Festsetzung eines Zwangsgeldes oder Pauschalbe-
trages beim Europäischen Gerichtshof beantragen;
dieser entscheidet letztlich. Die Bundesregierung hat
angekündigt, dass sie derartige Zwangsgelder zur
Begleichung an die Länder weiterreichen wolle, die
die Gerichtsentscheidung verursacht hätten.

(Abg. Tittmann [DVU]: Schönen Dank!)
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Vizepräsident  Ravens:  Die  zweite  Anfrage  trägt
den  Titel  „Brechmitteleinsatz“.  Die  Anfrage  ist
unterschrieben  von  dem  Abgeordneten  Tittmann,
DVU.

Bitte, Herr Tittmann!

Abg. Tittmann (DVU): Ich frage den Senat:

Erstens: Ist es zutreffend, dass der auf tragische
Weise bei einem Brechmitteleinsatz im Polizeigewahr-
sam  ums  Leben  gekommene  schwarzafrikanische
mutmaßliche Drogendealer kein Asylbewerber oder
anerkannter Asylant war?

Zweitens: Trifft es zu, dass sich der mutmaßliche
schwarzafrikanische Drogendealer illegal in der BRD
aufgehalten hat?

Drittens: Welche rechtmäßige Beurteilung hat der
Senat bei Personen, die sich illegal in der BRD auf-
halten?

Vizepräsident Ravens: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu eins und zwei: Der Verstorbene war abgelehn-
ter Asylbewerber. Es bestand kein gesetzlicher An-
spruch auf einen Aufenthalt im Bundesgebiet. Die
Ausreisepflicht konnte jedoch wegen eines tatsäch-
lichen Abschiebungshindernisses nicht durchgesetzt
werden. Die für die Rückführung erforderliche Pass-
ersatzpapierbeschaffung war aufgrund der nicht ge-
klärten Staatsangehörigkeit nicht möglich. Die Ab-
schiebung musste deshalb ausgesetzt werden, und
es wurden Duldungen erteilt.

Zu drei: Die im Falle eines illegalen Aufenthaltes
von Ausländern seitens der zuständigen Behörden
einzuleitenden Verfahren sind im Zuwanderungsge-
setz im Detail geregelt. – Soweit die Antwort des
Senats!

Vizepräsident Ravens: Besteht der Wunsch einer
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Tittmann (DVU): Bitte, würden Sie zur Kennt-
nis nehmen, dass diese Abschiebepraxis der illega-
len Asylbewerber, die sich trotzdem hier aufhalten,
für die Deutsche Volksunion unerträglich ist! – Ich
danke Ihnen!

Vizepräsident Ravens: Die dritte Anfrage befasst
sich mit dem Thema „Versicherungsrechtliche Ab-
sicherung des freiwilligen Engagements von Eltern
in Schulen“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten  Jäger,  Rohmeyer,  Kastendiek  und
Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Jäger (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie werden Eltern, die sich für die Schulgemein-
de engagieren, zum Beispiel durch Malerarbeiten oder
sonstige  Tätigkeiten  in  Schulgebäuden,  versiche-
rungsrechtlich abgesichert?

Inwiefern bestehen Möglichkeiten, die sich enga-
gierenden Eltern durch eine Haftpflicht- und/oder Un-
fallversicherung abzusichern?

Welche Planungen bestehen im Senat, das elterli-
che freiwillige Engagement zu unterstützen?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen eins und zwei: Das ehrenamtliche
Engagement der Eltern für die Schule erstreckt sich
zum einen auf die Übernahme von Wahlämtern in
Ausübung  der  Elternvertretungsrechte  nach  dem
Bremischen Schulverwaltungsgesetz und zum ande-
ren auf die Mitarbeit bei Schulveranstaltungen in Ab-
sprache  mit  der  Schulleitung,  wozu  auch  die  bei-
spielhaft genannten Malerarbeiten gehören. In bei-
den Fällen stehen die ehrenamtlich tätigen Eltern
unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversiche-
rung gemäß Paragraph 2 Absatz 1 beziehungswei-
se 2 des Sozialgesetzbuches VII. Sie sind demnach
dann in den Schutzbereich der gesetzlichen Unfall-
versicherung einbezogen, wenn sie in ein schulisches
Gremium gewählt werden oder von der Schulleitung
im Rahmen des freiwilligen Engagements persönlich
beauftragt werden und ihre Aktivitäten im schulischen
Interesse liegen.

In den genannten Fällen unterliegt die ehrenamt-
liche Elternarbeit auch einem Haftpflichtdeckungs-
schutz gegenüber Dritten.

Zu  Frage  drei:  Die  erweiterten  Möglichkeiten
der Anwahlen der Schulen durch die Eltern wie auch
die in der neuen Zeugnisordnung verbesserte Be-ra-
tung der Eltern durch die Schule werden zu einer hö-
heren Identifikation der Eltern mit den Schulen ih-
rer Kinder führen. Mit dem in Kürze in Kraft treten-
den geänderten Bremischen Schulgesetz soll außer-
dem ein verstärkter Anspruch der Eltern auf umfas-
sende  Informationen  durch  die  Schule  festgelegt
werden.

Auf der Basis höherer Identifikation mit der Schu-
le und besserer Informationen über die Schule wer-
den sich Eltern bei der Gestaltung des Schullebens
noch stärker engagieren. Es ist außerdem geplant,
positive Beispiele des Engagements von Eltern noch
stärker als bisher in der Öffentlichkeit zu würdigen.
– Soweit die Antwort des Senats!
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Vizepräsident Ravens: Besteht der Wunsch einer
Zusatzfrage? – Bitte schön, Herr Jäger!

Abg. Jäger (CDU): Herr Senator, sind Sie bereit,
sofern das nicht in den letzten Wochen gerade auf-
grund einer Anfrage schon geschehen ist, den Schulen
Ihre Interpretation der Rechtssicherheit noch einmal
mitzuteilen, insbesondere unter Betrachtung der Tat-
sache, dass die Schulgebäude inzwischen von der GBI
verwaltet werden und sich hier natürlich neue Fra-
gen auftun gerade eben bei der handwerklichen Mit-
arbeit und Renovierung von Schulen, soweit dies im
Rahmen ordnungsrechtlicher Dinge wünschenswert
und möglich ist?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das will ich gern veranlassen und
habe auch ein bisschen die Hoffnung, dass die Fra-
ge von der Presse zum Anlass genommen wird, da-
rüber zu berichten und den Eltern hier eine Klarheit
zu verschaffen.

Vizepräsident Ravens: Die vierte Anfrage betrifft
die Vermittlung der jüngeren deutschen Geschich-
te im Unterricht. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Rohmeyer, Kastendiek und Frak-
tion der CDU.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Inwiefern werden – nach Schularten differenziert
– in den Lehrplänen im Lande Bremen Unterrichts-
inhalte zur Entwicklung der deutschen Geschichte
der Nachkriegszeit vorgesehen?

Welche Unterrichtsmaterialien stehen den Lehre-
rinnen und Lehrern zur Vermittlung der deutschen
Geschichte seit der Wiedervereinigung zur Verfü-
gung?

Inwiefern sieht der Senat in der Zusammenarbeit
mit externen Institutionen oder in Exkursionen ein
geeignetes Mittel zur Vermittlung der jüngeren deut-
schen Geschichte an Bremer Schulen, und, wenn ja,
welche Institutionen bieten sich dafür an?

Vizepräsident Ravens: Auch diese Anfrage wird
beantwortet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu  Frage  eins:  Die  gültigen  Lehrpläne  des  Lan-
des  Bremen  weisen  für  den  Lernbereich  Welt/
Umwelt/Gesellschaft/Politik  sowie  für  die  Fächer
Geschichte und Politik für alle Schularten des all-
gemein bildenden Bereichs der Sekundarstufe I und
II  didaktisch  differenziert  Themen  beziehungsweise

Unterrichtsinhalte  zur  Entwicklung  der  deutschen
Geschichte der Nachkriegszeit aus. Die Lehrpläne ge-
ben  ergänzend  methodische  Hinweise  sowie  An-
regungen für fächerübergreifende Bezüge und Pro-
jekte. In beruflichen Schulen wird das Thema im Fach
Politik behandelt.

Zu  Frage  zwei:  Neben  den  für  die  Sekundar-
stufe I zugelassenen Lehrwerken gibt es vielfältige
Unterrichtsmaterialien und Handreichungen des Lan-
desinstituts  für  Schule  zur  Konkretisierung  der  Lehr-
planvorgaben.  Außerdem  werden  den  Schulen Vi-
deoproduktionen und Videoangebote der Landesbild-
stelle  zur  jüngsten  deutschen  Geschichte  zur  Ver-
fügung  gestellt.  Die  Schulen  nutzen  vielfach  kos-
tenlose Materialien, die zum Beispiel von der Bun-
deszentrale und auch Landeszentrale für politische
Bildung angeboten werden.

Eine weitere wichtige, inzwischen allgemein zu-
gängliche Quelle für Unterrichtsmaterialien ist das
Internet mit umfangreichen Materialangeboten zur
jüngeren  Geschichte  Deutschlands,  die  zum  Teil
kostenfrei herunterzuladen sind.

Zu  Frage  drei:  Eine  Zusammenarbeit  mit  ex-
ternen  Institutionen,  die  Beteiligung  an  bremischen
Initiativen  und  überregionalen  Demokratieprogram-
men  zur  Bearbeitung  der  Nachkriegsgeschichte
sowie  an  europäischen  Wettbewerben  bietet  sich
nicht nur an, sondern wird von den bremischen Schu-
len auch intensiv und außerordentlich vielfältig ge-
nutzt.

Das Einbeziehen außerschulischer Lernorte ist un-
verzichtbarer Bestandteil der schulischen Lernkon-
zepte. Die wohl intensivste Zusammenarbeit besteht
mit der Landeszentrale für politische Bildung. Darüber
hinaus gibt es Kontakte zu den Stiftungen der Par-
teien. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, können Sie
mir sagen, wie aktuell die von uns hinterfragten und
von Ihnen genannten gültigen Lehrpläne, nach Schul-
arten differenziert, sind? Wann wurden diese erlas-
sen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das kann ich Ihnen jetzt spontan
nicht mitteilen, das würde ich Ihnen noch einmal
differenziert im Rahmen der Deputation gern mitteilen
wollen.

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage?
– Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Eine Zusatzfrage zu den
Büchern, Herr Senator: Ist Ihrer Meinung nach si-
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chergestellt,  dass  in  allen  Schulen  auch  aktuelle
Schulbücher verwendet werden, wohlwissend, dass
wir den Schulen ein Budget zur Verfügung gestellt
haben,  ist  es  ja  Aufgabe  der  Schulaufsicht,  auch
dafür zu sorgen, dass eben keine Schulbücher mit
Staaten  wie  Tschechoslowakei,  Jugoslawien,  So-
wjetunion, DDR im Unterricht mehr verwendet wer-
den!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator  Lemke:  Das  ist  völlig  richtig,  aber  Sie
haben ja eben schon angedeutet: Den Schulen ste-
hen  die  Budgets  zur  Verfügung.  Wieweit  Sie  die
Mittel  dann  entsprechend  ausgeben,  steht  zum
großen  Teil  in  der  Autonomie  der  Schule,  die  wir
auch in der Deputation immer gemeinsam stärken
wollen. Wir wollen die Schulen ja nicht gängeln bis
zum letzten Heft, zum letzten Buch, aber Sie haben
völlig Recht: Bei vielen Gesprächen und auch Besu-
chen habe ich auch immer wieder darauf hingewie-
sen, dass die Bücher auf aktuellem Stand sein müs-
sen.

Gerade auch im mathematischen Bereich gibt es
immer noch etliche Bücher mit D-Mark-Ausweisun-
gen. Damit bin ich natürlich sehr unzufrieden und for-
dere auch von den Schulen, dass das entsprechend
umgestellt wird. Andererseits sagen mir die Schul-
leiter, sie setzen Prioritäten, und manche Prioritäten
setzen sie anders, als wir das wünschen. Ich habe aber
durchaus auch Verständnis für Prioritätensetzungen
angesichts klammer Kassen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, sind Sie trotz-
dem mit mir der Auffassung, dass es Aufgabe der
Schulaufsicht ist sicherzustellen, dass aktuelle Schul-
bücher vorhanden sind?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Im Rahmen des Haushalts ja!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, in Ihrer
Antwort auf Frage zwei sprechen Sie von den Video-
produktionen und Videoangeboten der Landesbild-
stelle. Ist bei der anstehenden Diskussion, auch zur
Zukunft der Landesbildstelle im Rahmen der Umstruk-
turierung LIS, Ihrer Auffassung nach sichergestellt,
dass es auch in Zukunft solche Produktionen geben
wird?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Dass es solche Produktionen ge-
ben wird, wird mit Sicherheit sicherzustellen sein. Ob
es von der Landesbildstelle sicherzustellen sein wird,
stelle ich in Frage. Da gibt es auch andere Möglich-
keiten, das entsprechend sicherzustellen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Unabhängig von der Struk-
tur ist das pädagogische Angebot für die Schulen si-
chergestellt?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Auf jeden Fall!

Vizepräsident  Ravens:  Vielen  Dank,  Herr  Sena-
tor!

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die Sicherheits-
und Brandschutzerziehung an Schulen im Land Bre-
men. Die Anfrage ist unterschrieben von den Abge-
ordneten Knäpper, Rohmeyer, Kastendiek und Frak-
tion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Knäpper!

Abg. Knäpper (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat die Notwendig-
keit einer dauerhaft abgesicherten Sicherheits- und
Brandschutzerziehung im Rahmen des Schulunter-
richts?

Zweitens: Wie bewertet der Senat die bisher ge-
machten Erfahrungen in der Sicherheits- und Brand-
schutzerziehung?

Drittens: Wie könnte die Vermittlung von Sicher-
heits- und Brandschutzaspekten in der Schule stär-
ker berücksichtigt werden, zum Beispiel durch eine
Beteiligung von Feuerwehrleuten beziehungsweise
THW-Angehörigen?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Im Land Bremen finden wie in zahl-
reichen weiteren Bundesländern Sicherheits- und
Brandschutzerziehung im Rahmen der allgemeinen
Lehrpläne der Schulen statt. Die Erziehung zu rich-
tigem Verhalten bei Brand- und Unfallgefahren ist
damit Teil des Bildungs- und Erziehungsauftrages in
allen Schularten und Klassenstufen.

Als flankierende Maßnahme besteht seit 1999 ein
Konzept  zur  Brandschutzerziehung,  das  die  Feu-
erwehr  Bremen  mit  dem  Senator  für  Bildung  und
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Wissenschaft abgestimmt hat und flächendeckend in
den dritten und vierten Klassen der Grundschulen um-
gesetzt wird. Das Konzept sieht vor, dass der über-
wiegende Teil der Brandschutzerziehung von den
Lehrkräften der Schulen erbracht wird, die dabei von
ausgebildeten Brandschutzerziehern unterstützt wer-
den. Diese stehen in allen Feuerwachen als Ansprech-
partner zur Verfügung, verfügen über einsatzfähiges
Lehrmaterial und werden in den Schulen im Rahmen
der Brandschutzerziehung tätig.

Zu Frage zwei: Bremen hat mit dem Konzept zur
Brandschutzerziehung eine Vorbildfunktion übernom-
men, wie viele Anfragen aus dem Umland zeigen. Von
1999 bis Ende Februar 2005 wurden rund 450 Un-
terrichtseinheiten an den Schulen nach diesem Kon-
zept durchgeführt. 8250 Schüler und Schülerinnen
nahmen daran teil.

Zu  Frage  drei:  Wegen  des  mit  großem  Erfolg
umgesetzten Konzepts zur Sicherheits- und Brand-
schutzerziehung ist die Zahl der unterstützend täti-
gen Beamten der Feuerwehr Bremen kontinuierlich
erhöht worden, so dass im ersten Halbjahr 2005 eine
Zahl von 20 Brandschutzerziehern erreicht worden
ist.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte sehr!

Abg. Knäpper (CDU): Herr Senator, ist der Senat
auch weiterhin bereit, daran festzuhalten? Wir fei-
ern zum Beispiel in diesem Jahr das fünfundzwan-
zigjährige Bestehen der Feuerwehrschule in Bremer-
haven. Ist der Senat weiterhin bereit, Tage der offe-
nen Tür bei den Feuerwehren mit den Schwerpunkten
Brandschutzerziehung durchzuführen, Projektwochen
bei der Feuerwehr anzubieten, Informationsveran-
staltungen auf diesem Gebiet mit Lehrkräften, aber
auch für Eltern durchzuführen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Im Rahmen des Möglichen auf je-
den Fall, ja!

Vizepräsident Ravens: Vielen Dank, Herr Senator!

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Verwen-
dung von Tropenholz“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Dr. Mathes, Frau
Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Ich bitte Frau Kollegin Dr. Mathes, die Anfrage zu
stellen!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Wir fragen den Senat:

Erstens:  In  welcher  Form  stellt  der  Senat  sicher,
dass bei öffentlich finanzierten Baumaßnahmen tro-

pische Hölzer nur dann verwendet werden, wenn sie
mit dem FSC-Forest Stewardship Council-Gütesie-
gel zertifiziert sind?

Zweitens: In welcher Form wird die Einhaltung
entsprechender Vorschriften kontrolliert?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu  eins:  Der  nach  der  Geschäftsordnung  des
Senats für den öffentlichen Bau zuständige Senator
für Bau, Umwelt und Verkehr hat mit seiner Dienst-
anweisung Nummer 416 vom 6. Mai 2003 Berück-
sichtigung  des  Umweltschutzes  bei  der  Durchfüh-
rung öffentlicher Baumaßnahmen des Landes und der
Stadtgemeinde bestimmt: Unter 2.2.5, spezielle Pro-
dukte,  findet  man  dort  unter  anderem:  Tropische
Hölzer dürfen verwendet werden, wenn zum Beispiel
durch  ein  Zertifikat  des  Forest  Stewardship  Coun-
cil,  FSC,  sichergestellt  werden  kann,  dass  das  Holz
aus nachhaltig forstwirtschaftlicher Produktion stammt.

In der Dienstanweisung 397 war die Verwendung
von tropischen Hölzern generell untersagt worden.
Durch die Dienstanweisung 416 können sie nunmehr
bei Vorliegen des FSC-Zertifikats wieder Verwendung
finden. Auch nach anderen anerkannten Zertifizie-
rungssystemen  erzeugte  tropische  Hölzer  können
verwendet werden, wenn im Einzelfall eine Gleich-
wertigkeit mit dem FSC-Standard erklärt wird. Die
Dienstanweisung bindet die Stellen des Ressorts, die
in der Regel mit der Planung und Ausführung von
Bauleistungen betraut sind.

Zu zwei: Sofern Planungen an freiberuflich Täti-
ge vergeben werden, obliegt die Kontrolle der be-
auftragenden Stelle. Zudem ist jede bauende Stelle
einer Fachaufsicht zugeordnet, der diese Kontrolle
obliegt.

Vizepräsident Ravens: Besteht der Wunsch einer
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Senator, ist Ihnen bekannt, wie viele Maßnah-
men mit dem Einsatz tropischer Hölzer im öffentli-
chen Bereich durchgeführt wurden, wo nicht das FSC-
Siegel zugrunde gelegt wurde, sondern, wie Sie sa-
gen, angeblich gleichwertige, die es aus meiner Sicht
nicht gibt?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Keinen blassen Schimmer! Da-
zu  hat  man  mir  auch  nichts  aufgeschrieben.  Das
müsste ich Ihnen bei nächster Gelegenheit beantwor-
ten.
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Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Senator Eckhoff: Ich bin gespannt, wie Sie mich
zu einer Sache fragen, bei der ich gesagt habe, ich
habe keinen blassen Schimmer, aber okay!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das wollen wir noch häufiger hö-

ren! – Heiterkeit)

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Mir fällt schon immer noch etwas ein!

Würden Sie es denn nicht auch für angemessen
halten, dass man diese Dienstanweisung dahin ge-
hend verändert, aus dieser Kann-Bestimmung eine
Muss-Bestimmung zu machen aufgrund der Tatsa-
che, dass es quasi keine Gütesiegel sind, die den ent-
sprechenden Standard haben?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator  Eckhoff:  In  aller  Regel,  und  das  ent-
nehme ich auch den Sachen, die man hier noch in
den Zusatzinformationen aufgeschrieben hat, ist es
so, dass nur das FSC-Siegel entsprechend akzeptiert
wird, und es sind nur begründete Einzelausnahmen.
Danach müsste ich mich jetzt noch einmal erkundi-
gen. Ich halte wie auch in anderen Bereichen das FSC-
Siegel – genauso wird sich ja auch zum Beispiel im
Bereich der Fischerei darüber unterhalten – durch-
aus für ein sinnvolles und vernünftiges. Deshalb ha-
ben wir es ja in unserer Dienstanweisung aufgenom-
men.

Schwierigkeiten, das sehen Sie eher bei der Be-
antwortung dieser Frage, sind, wie wir das außerhalb
unseres Ressorts auch für den Gesamtsenat sicher-
stellen, weil es dort auch aufgrund der Gründung der
Gesellschaften zu Veränderungen von Dienstaufsicht
und auch von Fachaufsicht gekommen ist und wir
diese Dienstanweisungen, die für unser Haus gelten,
an die anderen nur weiterleiten mit der Bitte, genauso
zu verfahren. Das ist hier eigentlich mehr das Pro-
blem: Ich kann gern noch einmal nachfragen, inwie-
weit andere Siegel auch einmal akzeptiert worden
sind, aber ich glaube, das Hauptproblem ist, dass wir
das, was in unserer Dienstanweisung steht, eben auch
für die anderen Ressorts sicherstellen. Bei der GBI,
um nur ein Stichwort zu nennen, werden natürlich
sehr  viele  Bauaufträge  vergeben,  und  da  ist  auch
senats- oder ressortübergreifend wichtig, dass dies
auch so eingehalten und so praktiziert wird.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Nur eine Bemerkung! Ich denke, das ist noch einmal

ein großes Thema, das wir dann wirklich in der Um-
weltdeputation behandeln sollten, insbesondere weil
es ja auch hier diesen Zusammenschluss der Tisch-
ler gibt, die schon mehrfach im Agenda-21-Prozess
ausgezeichnet sind.

Dann kann ich jetzt auch eine Frage stellen: Ha-
ben Sie denn Kenntnis darüber, dass gerade dies auch
nicht so angenommen wird, wie das wünschenswert
wäre? – Nein, lassen Sie einmal, es ist gut!

(Heiterkeit)

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Ich habe gerade noch überlegt,
wo jetzt der Zwischensprung zwischen der Bemer-
kung und der Frage war, aber wir können das The-
ma gern in der Umweltdeputation weiter besprechen.
Uns liegt allen daran, dass mit Tropenhölzern ins-
gesamt  kein  Mißbrauch  betrieben  wird.  Ich  glau-
be, das ist die Aussage, die wir auch für alle in die-
sem Haus treffen können, und daran zu arbeiten, das
wollen wir alle gemeinsam weiter verfolgen, und das
ist das politische Hauptziel, das wir haben. Dafür müs-
sen wir eben auch die entsprechenden Regelungen
schaffen, dass es in allen Senatsressorts sichergestellt
wird.

Vizepräsident Ravens: Vielen Dank, Herr Senator!

Die siebte Anfrage bezieht sich auf die Auswirkun-
gen des „Handlungskonzepts Binnenschifffahrt“. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Lehmann, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

Herr Lehmann, bitte stellen Sie die Anfrage!

Abg. Lehmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat das vor kurzem
vom Forum Binnenschifffahrt und Logistik vorgestellte
Handlungskonzept Binnenschifffahrt?

Zweitens: Welche Projekte und Maßnahmen lei-
tet  der  Senat  aus  dem  Handlungskonzept  für  die
künftige Hafenpolitik des Landes Bremen ab?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Bürgermeister Dr. Gloystein.

Bürgermeister Dr. Gloystein: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Das Forum Binnenschifffahrt und
Logistik hat sein Handlungskonzept am 18. Januar 2005
dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen übergeben. Der Senator für Wirtschaft
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und Häfen konstituierte daraufhin eine Arbeitsgruppe,
um  die  Interessen  der  bremischen  Häfen  und  der
ansässigen Unternehmen gegenüber dem Bund, den
anderen Ländern sowie den Verbänden zu koordi-
nieren. Aufgrund der Komplexität einiger Handlungs-
empfehlungen sowie der notwendigen Abstimmun-
gen  konnte  die  Arbeitsgruppe  bisher  noch  keine
abschließende Stellungnahme erarbeiten beziehungs-
weise abgeben.

Zu Frage zwei: Der überwiegende Teil der vorge-
legten Handlungsempfehlungen betrifft den Hoheits-
bereich der Bundesrepublik, insbesondere die Ge-
staltung fairer Standort- und Wettbewerbsbedingun-
gen  für  die  deutsche  Binnenschifffahrt.  Die  Freie
Hansestadt Bremen setzt einige vom Forum Binnen-
schifffahrt und Logistik aufgestellte Handlungsemp-
fehlungen bereits um beziehungsweise hat die not-
wendigen Entscheidungen für deren Umsetzung be-
reits getroffen. Als Beispiele seien genannt:

Die Verknüpfung der Seeschifffahrt mit der Fluss-
schifffahrt im Containerverkehr wird durch den vom
Senat beschlossenen speziellen Short-Sea-Shipping-
Terminal im Wendebecken des Nordhafens in Bre-
merhaven gestärkt.

Die Schaffung eines trimodalen Containerterminals
im Industriehafen durch das Unternehmen Weserport
wird von Bremen begrüßt. Im Rahmen des im letz-
ten Jahr vorgelegten Masterplans Industriehafen wer-
den Möglichkeiten analysiert, brachliegende wasser-
nahe Industrieflächen zu reaktivieren.

Bremenports erstellt im Auftrag des Senators für
Wirtschaft und Häfen einen Masterplan Hafen- und
Logistikzentrum links der Weser. Die Möglichkeiten
zur Schaffung eines Binnenschiffsanschlusses für das
GVZ Bremen über den Neustädter Hafen bilden ei-
nen Schwerpunkt dieser Masterplanung.

Der von Bremen geforderte und in den Bundesver-
kehrswegeplan  2003  aufgenommene  Ausbau  der
Mittelweser stärkt die Wettbewerbsposition der Bin-
nenschifffahrt  im  Containerhinterlandverkehr  der
bremischen Häfen. Durch ein Regierungsabkommen
nimmt Bremen Einfluss auf die Ausbaumaßnahmen
des Mittellandkanals.

Die Wettbewerbsposition der bremischen Häfen
wird durch die vom Senator für Wirtschaft und Hä-
fen für die Binnenschifffahrt initiierten Maßnahmen
gestärkt. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte sehr!

Abg. Lehmann (Bündnis 90/Die Grünen): Zur Flotte
der  Binnenschifffahrt!  Die  Flotte  glänzt  ja  in  der
Binnenschifffahrt durch sehr veraltete Schiffe. Gibt
es da Maßnahmen von Seiten des Senats, das zu än-

dern, beziehungsweise gibt es da auch ein gewisses
Druckmittel von Seiten des Senats in Richtung Bin-
nenschifffahrt?

(Zuruf von der CDU: Staatliche Flotte! – Bür-
germeister D r .  G l o y s t e i n : Die Se-

natsbarkasse! – Heiterkeit)

Wie steht der Senat dazu?

Vizepräsident  Ravens:  Bitte,  Herr  Bürgermeis-
ter!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Ein generelles Bin-
nenschifffahrtsprogramm wollen wir nicht auflegen.
Sie haben Recht, wie das allgemein ist. Dieses Fo-
rum  Binnenschifffahrt  und  Logistik  hat  sich  ja  ge-
nau dieses Themas angenommen. Unabhängig von
dem, was ich da jetzt bremenspezifisch gesagt habe,
hat sich dieses Forum der allgemeinen Fragen an-
genommen, wozu Bremen eben nur einen Teil bei-
tragen  kann.  Es  hat  eine  veränderte  steuerliche
Behandlung der Binnenschifffahrt gefordert. Das be-
zieht sich vor allem auf steuerliche Bedingungen und
auch auf  Veräußerungsgewinne,  die  für  die  Parti-
kuliere ja sehr wichtig sind, dann einer generellen
Ertüchtigung des Logistikstandorts, wo wir natürlich
auch als großer Logistikhafen einen großen Einfluss
haben.

Dann  sollen  die  Fördergelder  aus  der  Richtlinie
zur Förderung von Umschlagsanlagen des kombinier-
ten Verkehrs gezielter eingesetzt werden. Da hat das
Forum den Verdacht – das kann ich aber jetzt nicht
unterstützen –, dass diese zu Lasten des Binnenschiffs-
verkehrs  eingesetzt  werden.  Des  Weiteren  soll  die
Arbeits- und Sozialgesetzgebung innerhalb der Eu-
ropäischen Union harmonisiert werden, weil die Bin-
nenschiffer sich hier auch benachteiligt fühlen. Das
werden wir im Rahmen unserer allgemeinen Politik
im Bundesrat unterstützen, aber hier kein eigenes Bin-
nenschiffsprojekt beginnen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Lehmann (Bündnis 90/Die Grünen): Eine Zu-
satzfrage habe ich noch, und zwar wie die weiteren
Verlagerungspotentiale des Straßenverkehrs in Rich-
tung Binnenschifffahrt zwischen Bremerhaven und
Bremen sind. Gibt es da konkrete Planungen im Senat,
darauf hinzuwirken?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Es gibt darüber hi-
naus keine konkreten Planungen, aber das, was in
der Vorbereitung ist, ist schon von großer Wichtig-
keit.  Ich  komme  gerade  von  einem  Treffen  mit
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Maersk, der großen Reederei. Es ist ganz wichtig, dass
es zunächst einmal eine generelle Binnenschiffsan-
bindung in Bremerhaven gibt. Dies wird in der Wich-
tigkeit noch unterstützt dadurch, dass die Binnen-
schiffskapazität in der Mittelweser erhöht wird. Sie
würde erhöht, wenn die Vergrößerung von einer Con-
tainerschiffskapazität von 50 Containern pro Schiffs-
einheit in der jetzigen Kapazität auf ungefähr 90 Con-
tainer jetzt endlich käme. Ich sage es nur einmal im
Vergleich: Ein Rheinschiff würde 300 Container ha-
ben, aber trotzdem hilft das. Wenn wir es hinbekä-
men, von 50 auf 90 Container pro Schiff in der Mit-
telweser zu kommen, und dies hätte dann ja den An-
schluss an den Mittellandkanal, dann wäre es eine
große Erleichterung für Mitteldeutschland, Berlin und
so weiter.

Die zweite große Erleichterung tritt dadurch ein,
dass durch die Weseruntertunnelung in der A-281-
Version der Kontakt zwischen Bremerhaven und dem
GVZ um ungefähr eine Dreiviertelstunde verbessert
wird. Das ist ein Riesenvorteil.

Ein  dritter  großer  Vorteil  ist,  dass  sich  der  Kon-
takt zwischen Bremerhaven und Wilhelmshaven im
Kapazitätsausgleich  verbessert,  und  das  ist  heute
wichtig  und  wird  noch  viel  wichtiger,  wenn  Wil-
helmshaven auch den Jade Weser Port gebaut hat,
durch den Wesertunnel, der jetzt schon da ist, und
noch viel wichtiger durch den Ausbau der A 22, der
ja in der Projektion ist. Es gibt hier also ein System
von Verkehrsadern, Flüsse, Straßen und Eisenbah-
nen, die im Zusammenhang gesehen werden. Wenn
wir das in der Endabstimmung erreichen, bekommen
wir eine Optimierung auf allen Bereichen, und das
wird auch die umweltfreundlichste Lösung sein.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Lehmann (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, noch
eine Zusatzfrage, um das jetzt zu konkretisieren! Gibt
es da Planungen von Seiten des Senats, die Quote
der Binnenschifffahrt am Gesamtverkehrsgütersauf-
kommen zwischen Bremerhaven und Bremen zu stei-
gern?

Vizepräsident  Ravens:  Bitte,  Herr  Bürgermeis-
ter!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Das einzige, aber auch
das Wichtigste ist der Ausbau der Mittelweser und
die Unterstützung des allgemeinen Konzepts des Fo-
rums Binnenschifffahrt und Logistik.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage?

(Abg. L e h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, danke!)

Haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Wangenheim (SPD): Herr Senator, habe
ich Sie da eben richtig verstanden? Die Frage bezog
sich doch auf Bremen und Bremerhaven! Die Mittel-
weser liegt doch nicht.

Vizepräsident  Ravens:  Bitte,  Herr  Bürgermeis-
ter!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Deshalb habe ich ja
auch das GVZ erwähnt, das sind ja Bremen und Bre-
merhaven!

(Abg. Frau W a n g e n h e i m  [SPD]: Weil
Sie eben vom Ausbau der Mittelwe-

ser sprachen!)

Ja, das hat in der Tat damit nichts zu tun, aber der
Teil GVZ hat zwischen Bremen und Bremerhaven
schon etwas zu tun.

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. Vielen Dank, Herr Bürgermeister!

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Regelun-
gen für Frauen in Frauenhäusern seit dem 1. Janu-
ar 2005“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten  Frau  Hoch,  Frau  Linnert  und  Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen.

Ich bitte Frau Kollegin Hoch, die Anfrage zu stel-
len!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wer bewilligt und übergibt an die von
häuslicher Gewalt betroffenen Frauen, die sich in
akuten Krisensituationen in Frauenhäuser flüchten,
konkrete Unterstützung bis hin zur Ausgabe von
Bargeld für akute Bedarfe wie zum Beispiel Taxikos-
ten, Taschengeld, Erstausstattung einer neuen Woh-
nung, aber auch die Zusage zur Übernahme der Kos-
ten für den Aufenthalt im Frauenhaus?

Zweitens:  Wie  hat  der  Senat  sichergestellt,  dass
die Städte Bremen und Bremerhaven die Unterstüt-
zung und praktische Hilfe tatsächlich leisten, auf die
diese Frauen einen Anspruch nach Paragraphen 67
folgende SGB XII weiterhin haben und für die die
Städte auch unter der neuen Sozialgesetzgebung mit
Hartz IV zuständig sind?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:
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Zu eins: Soweit es sich in der Stadt Bremen um
erwerbsfähige Frauen handelt, bewilligt die Bagis die
Grundsicherung für die Frauen und erteilt Kosten-
übernahmescheine für den Aufenthalt im Frauenhaus,
die mit dem Amt für Soziale Dienste abgerechnet
werden. Bei Mittellosigkeit erhalten die Frauen eine
Abschlagzahlung, die direkt am Bargeldautomaten
eingelöst werden kann. Soweit unabweisbar Taxikos-
ten entstehen, müssen diese von den Frauenhäusern
aus den in den Pflegesätzen enthaltenen Anteilen für
Sachkosten getragen werden.

Auch das Sozialgesetzbuch II in Paragraph 23 Ab-
satz 3 sieht zusätzlich zur Regelleistung zusätzliche
Leistungen für die Erstausstattung der Wohnung vor.
Nicht geklärt werden konnte bisher eine Kostener-
stattung in den Fällen, in denen die Frau nicht in die
bisherige Wohnung zurückkehrt.

Nach Kenntnis des Senats sind in Bremerhaven von
der zum 1. Februar 2005 gegründeten Arbeitsgemein-
schaft noch keine Leistungen bewilligt worden. An-
träge werden von den Betroffenen wie bisher bei der
Agentur für Arbeit beziehungsweise beim Sozialamt
gestellt.

Zu zwei: Für Frauen, die nicht zum Personenkreis
gehören, der Ansprüche nach Sozialgesetzbuch II hat,
werden die Kosten für den Frauenhausaufenthalt wie
bisher nun nach Sozialgesetzbuch XII übernommen.
Verträge mit den Frauenhäusern auf der Grundlage
der geänderten Gesetzeslage werden zurzeit vorbe-
reitet.

Beim  Aufenthalt  in  einem  Frauenhaus  werden
Leistungen gemäß Paragraph 22 beziehungsweise
Paragraph 29 Sozialgesetzbuch XII für die Unterkunft
erbracht  und  Beratung  und  Unterstützung  gemäß
Paragraph 16 Absatz 2 Sozialgesetzbuch II bezie-
hungsweise Paragraph 11 Absatz 2 in Verbindung mit
Absatz 5 Sozialgesetzbuch XII. – Soweit die Antwort
des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, wann, schätzen Sie, wird das geklärt für
die Frauen, die nicht in die Wohnungen zurückkeh-
ren können? Sie sagten, diese Regelungen müssen
noch getroffen werden. Wann, schätzen Sie, werden
diese Regelungen getroffen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Ich hoffe, dass wir sehr bald mit
der Bagis zu einem einvernehmlichen Ergebnis kom-
men. Das kann ich jetzt so nicht beantworten, aber
ich denke, dass es noch so zwei bis vier Wochen dau-
ern wird.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Und in
der Zwischenzeit? An wen sollen sich die Frauen wen-
den?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Wenn es ein akuter Fall ist, wer-
den wir auch eine Einzelfalllösung finden, da bin ich
mir sicher, aber bis jetzt ist ein akuter Fall, bei dem
sozusagen eine Notsituation da war, die nicht gelöst
werden konnte, noch nicht an mich herangetragen
worden. Wenn Sie einen haben, dann sagen Sie mir
das bitte!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage?

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, danke!)

Eine  weitere  Zusatzfrage?  –  Bitte  sehr,  Frau
Schmidtke!

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Frau Senatorin, es ist
allen bekannt, dass Frauen viel zu häufig Opfer von
häuslicher Gewalt sind. Viel zu wenig wird darüber
gesprochen, und es ist ein Tabuthema, dass Männer
auch viel zu häufig ähnlichen Situationen ausgesetzt
sind. Ich finde, dass das ein ganz ernsthaftes Thema
ist. Meine Frage ist: Gibt es vergleichbare Hilfsmög-
lichkeiten für Männer?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Die Frage ist jetzt etwas schwierig
zu beantworten, weil es hier bei dieser Frage, die
gestellt worden ist, um Frauenhäuser geht. Wir ha-
ben bekanntermaßen keine Männerhäuser, wie Sie
wissen, aber die Leistungen, die jetzt im SGB II oder
im SGB XII enthalten sind, treffen natürlich glei-
chermaßen für Männer zu. Wie gesagt, die beson-
dere Situation, dass wir entsprechend Räumlichkei-
ten als Schutzfunktion für die Zielgruppe Männer, die
unter Gewalt leiden haben, ist so wie sie ist.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage?

(Abg. Frau S c h m i d t k e  [SPD]:
Danke, nein!)

Danke, Frau Senatorin!

Die  neunte  Anfrage  in  der  Fragestunde  befasst
sich mit dem Thema „Verstärktes Angebot für Kin-
derbetreuung seit dem 1. Januar 2005“. Die Anfra-
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ge trägt die Unterschriften der Abgeordneten Crue-
ger, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

Bitte, Herr Kollege Crueger!

Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Durch welche Maßnahmen hat der Senat sicher-
gestellt, dass arbeitslose Erwerbsfähige, denen eine
Beschäftigung oder eine Qualifizierung angeboten
wird, auch kurzfristig eine geeignete Betreuung für
ihre nicht schulpflichtigen Kinder erhalten?

Vizepräsident Ravens: Auch diese Anfrage wird
beantwortet von Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Für das laufende Kindergartenjahr 2004/2005 hat
das Amt für Soziale Dienste eine vorläufige Verfah-
rensregelung entwickelt, die zurzeit mit der Bremer
Arbeitsgemeinschaft  für  Integration  und  Soziales,
Bagis, abgestimmt wird. Gegenstand dieser Koope-
rationsvereinbarung ist unter anderem:

a) Leistungsempfänger nach Sozialgesetzbuch II,
die für Kinder von drei bis unter sechs Jahren und
sechs bis zehn Jahren personensorgeberechtigt sind
und kurzfristig in Arbeit/Beschäftigung, Ausbildung/
Qualifizierung  vermittelt  werden  und  bereits  eine
Tagesbetreuung bei KiTa Bremen, den Kindertages-
einrichtungen der freien Träger oder der gemeinnüt-
zigen Elternvereine in Anspruch nehmen, erhalten
eine Bescheinigung der Bagis über den gegebenen-
falls aufzustockenden Umfang von Tagesbetreuung.
Nach Vorlage dieser Bescheinigung in der Einrich-
tung ist dort zu klären, ob die erforderliche Aufsto-
ckung in der Einrichtung erfolgen kann. Sollte dies
nicht möglich sein, bestätigt die Einrichtung dies, und
die Personensorgeberechtigten wenden sich an die
Pflege in Bremen GmbH, PIB, zwecks Vermittlung
eines ergänzenden Angebotes an Tagespflege.

b) Leistungsempfänger nach Sozialgesetzbuch II,
die für Kinder von null bis drei Jahren personensor-
geberechtigt sind und kurzfristig in Arbeit/Beschäf-
tigung, Ausbildung/Qualifizierung vermittelt werden,
wenden sich mit der Bescheinigung der Bagis über
den entsprechenden Umfang der erforderlichen Ta-
gesbetreuung direkt an die PIB GmbH zwecks Ver-
mittlung eines Angebotes für Tagespflege.

Über die Finanzierung der in diesem Zusammen-
hang stehenden Kosten steht eine Entscheidung noch
aus, insofern steht die Kooperationsvereinbarung mit
der Bagis noch unter diesem Vorbehalt. – Soweit die
Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? – Bitte sehr!

Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Se-
natorin, mit welchem Zeitrahmen darf man denn für
das ganze Verfahren im Moment rechnen, also zwi-
schen Ausstellung der Bescheinigung bis zur schluss-
endlichen Zuweisung eines Versorgungs- beziehungs-
weise  Betreuungsplatzes?  Mit  wie  vielen  Wochen
kann man da rechnen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Sie haben gefragt – so habe ich
Ihre Frage interpretiert –, dass es um kurzfristige Re-
gelungen geht. Ich muss Ihnen sagen, ich weiß aus
der Praxis jetzt nicht genau, wie lange das dauert,
aber wenn das kurzfristig sein soll, dann erwarte ich
auch, dass das kurzfristig geregelt ist. Das ist ja auch
relativ einfach in einer Einrichtung, wenn die Beschei-
nigung da ist, zu klären, ob noch Kapazität da ist oder
nicht, das hat die Einrichtung ja sofort im Blick, und
das Weitere kann dann veranlasst werden. Das müsste
auch aus meiner Kenntnis heraus ziemlich schnell
geregelt werden können.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Se-
natorin, sind Ihnen Fälle bekannt, in denen seit dem
1. Januar 2005 – zugegeben, das ist jetzt noch nicht
so schrecklich lange her – ein Fall nicht zu einer ver-
nünftigen  Betreuungsversorgung  geführt  werden
konnte? Gibt es definitiv Eltern, die zwar Bedarf hät-
ten, aber bei denen der Bedarf bislang nicht gedeckt
werden konnte.

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Bezogen auf Hartz IV?

(Abg. C r u e g e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja!)

Ich überlege scharf, aber eine Beschwerde, die bei
mir angekommen sein könnte, fällt mir spontan nicht
ein. Ich will nicht ausschließen, dass es das nicht gibt.
Bei mir ist es jedenfalls nicht angekommen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Eine Frage
nach den Kosten! Bis wann, meinen Sie, wird es da eine
Einigung mit der Bagis geben?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!
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Senatorin Röpke: Wir werden auch diese Frage
dringend klären müssen, so wie wir viele andere Fra-
gen klären müssen, die mit Hartz IV zusammenhän-
gen: flankierende Maßnahmen, zum Beispiel Schuld-
nerberatung! Wir hatten dieses Thema neulich erst
in der Deputation. Das wird ein Teil des Gesamtpa-
kets sein, und wir werden das sukzessive abarbei-
ten. Mir ist daran gelegen, dass es so schnell wie mög-
lich passiert, aber wir sind nur ein Teil der Verhand-
lungspartnerschaft.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Eine letzte!
Frau Senatorin, sind wir uns einig darin, dass zum
Beginn des nächsten Kindergartenjahres, spätestens
aber gegen Ende dieses Jahres man noch einmal eva-
luieren muss, welche tatsächlichen Bedarfe im Zuge
von Hartz IV entstanden sind und mit welchen Grö-
ßenordnungen man womöglich bei einer Aufstockung
von vierstündigen Plätzen auf Ganztagesplätze da zu
rechnen hat in Zukunft?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Ja, selbstverständlich! Wenn Sie
da nachgefragt hätten, wie wir uns mittelfristig auf-
stellen, hätte ich Ihnen geantwortet, dass wir diesen
Bedarf erst einmal evaluieren müssen. Wir leben jetzt
alle mit Schätzzahlen, weil das gerade erst etabliert
worden ist. Sobald wir die Daten haben – darauf sind
wir auch angewiesen, dass wir die von der Bagis be-
kommen –, können wir unsere Planung darauf ein-
stellen. Auch für das nächste Kindergartenjahr ist mir
das wichtig. Ob das jetzt schon zuverlässig machbar
ist, hängt wie gesagt von der Datenlage ab. Wir müs-
sen das dann entsprechend auswerten. Klar ist, dass
die  Berufstätigen  einen  Anspruch  haben  nach  der
neuen Rechtslage. Das müssen wir auch gewährleis-
ten.

(Abg. C r u e g e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Danke schön!)

Vizepräsident Ravens: Vielen Dank, Frau Senatorin!

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „Er-
mittlungsverfahren wegen Beförderungserschlei-
chung – Belastung der Staatsanwaltschaft und Ge-
richte“. Sie ist unterzeichnet von den Abgeordneten
Grotheer, Dr. Sieling, Kasper, Böhrnsen und Frakti-
on der SPD.

Bitte, Herr Kollege Grotheer!

Abg. Grotheer (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Auf wie viel Prozent schätzt der Senat den
Anteil der Schwarzfahrer in Bussen und Straßenbah-
nen in Bremen und Bremerhaven?

Zweitens: Wie viele Ermittlungsverfahren wegen
Schwarzfahrten,  Beförderungserschleichung  nach
Paragraph 265 a StGB, bezüglich wie vieler Tatver-
dächtiger, gegebenenfalls Wiederholungstäter, hat die
Staatsanwaltschaft in Bremen und Bremerhaven, bitte
getrennt aufführen, in den Jahren von 2000 bis 2004
geführt?

Drittens: Sieht der Senat Möglichkeiten, ähnlich wie
in anderen Städten das Problem der Beförderungs-
erschleichung und damit die daraus resultierenden
Belastungen der öffentlichen Haushalte etwa durch
organisatorische Maßnahmen der Verkehrsunterneh-
men zu minimieren?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu  eins:  Mit  der  Schwarzfahrerquote  wird  zum
Ausdruck gebracht, wie viele Fahrgäste ohne gülti-
gen Fahrausweis angetroffen worden sind im Verhält-
nis zu den Fahrgästen, die insgesamt kontrolliert wur-
den.

Die Bremer Straßenbahn AG schätzt den Anteil der
Fahrgäste ohne gültiges Ticket in Bremen auf bis zu
zehn Prozent. Von den im Jahr 2004 kontrollierten
Fahrgästen wurden rund vier Prozent als Schwarz-
fahrer festgestellt. Die Differenz stellt eine – passend
zum Thema – so genannte Grauzone dar. Diese er-
gibt sich dadurch, dass auch auf Linien und zu Uhr-
zeiten geprüft werden muss, auf denen nur wenige
Schwarzfahrer angetroffen werden.

Nach Angaben der Verkehrsgesellschaft Bremer-
haven betrug die Schwarzfahrer-Quote im ersten
Halbjahr 2004  1,83 Prozent, und im zweiten Halb-
jahr reduzierte sich diese Quote auf 0,56 Prozent.

Zu zwei: Die Zahl der bei der Staatsanwaltschaft
Bremen wegen Erschleichens von Leistungen, Para-
graph 265 a StGB, in der Stadtgemeinde Bremen
geführten Ermittlungsverfahren hat sich wie folgt
entwickelt: 2000 5677, 2001 5488, 2002 2789, 2003
4646, 2004 5294.

Die Zahl bei der Staatsanwaltschaft Bremen, Zweig-
stelle Bremerhaven, wegen Erschleichens von Leis-
tungen in der Stadtgemeinde Bremerhaven geführ-
ten Ermittlungsverfahren hat sich wie folgt entwickelt:
2000 146, 2001 156, 2002 67, 2003 59, 2004 56.

Die genannten Zahlen beziehen sich überwiegend
auf den öffentlichen Personennahverkehr, soweit er
Busse und Straßenbahnen betrifft. Einem Teil der
Verfahren, der sich nicht genauer eingrenzen lässt,
liegen Straftaten zum Nachteil der Deutschen Bahn
zugrunde.
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Zu drei: Die Bremer Straßenbahn AG prüft zurzeit
den Fahrgasteinstieg vorn an der Fahrertür mit Vor-
zeigen des Fahrausweises im Busbereich ab 20 Uhr.
Nach dieser Testphase soll die Maßnahme analysiert
und bewertet werden. Im Straßenbahnbereich bie-
tet sich das Verfahren „Einstieg nur beim Fahrper-
sonal“ wegen der Besonderheit der Fahrzeuge – zum
Teil noch getrennte Wagen – und wegen der wesent-
lich längeren Aufenthaltszeiten an den Haltestellen
als bei Bussen nicht zur Übernahme an.

Die Verkehrsgesellschaft Bremerhaven teilt mit,
dass mit Beginn der Sommerferien, also ab Juli 2004,
die Einführung des kontrollierten „Einstiegs vorn“
erfolgte. Nach Einführung des kontrollierten „Ein-
stiegs vorn“ reduzierte sich die Schwarzfahrerquo-
te von 1,83 Prozent auf 0,56 Prozent. Die VGB will
weiter beobachten, ob sich der erzielte positive Ef-
fekt in den nächsten Monaten fortsetzt.

Der Senat begrüßt die von den beiden Verkehrs-
betrieben in Bremerhaven und Bremen eingeführten
kontrollierten Einstiegsverfahren im vorderen Bereich
der Busse. Der Senat erwartet von den Verkehrsbe-
trieben, dass diese dem Ressort Bau, Umwelt und Ver-
kehr über den Erfolg dieses Einstiegsverfahrens Be-
richt  erstatten.  Der  Senat  begrüßt  ferner  als  sinn-
volle Maßnahme zur Reduzierung von Schwarzfahrten
die Schwerpunktkontrollen, die bereits verstärkt in
Abstimmung mit der Polizei in Bremen und Bremer-
haven durchgeführt werden.

Zur Reduzierung von Schwarzfahrten wäre auch eine
Erhöhung des nach Bundesrecht festgelegten „erhöh-
ten Beförderungsentgeltes“ denkbar. Das gültige „er-
höhte Beförderungsentgelt“ wurde zum 1. 1. 2003 mit
Zustimmung des Bundesrates von 30 Euro auf 40 Euro
festgesetzt. Durch eine erneute Erhöhung könnte eine
weitere abschreckende Wirkung erzielt werden. Die-
ses Ziel kann aber nur mit Zustimmung der anderen
Länder erreicht werden.

Vizepräsident Ravens: Möchten Sie eine Zusatz-
frage stellen? – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Die Antwort ist zwar sehr
ausführlich, ich habe aber noch zwei kleine Nach-
fragen.

(Senator E c k h o f f : Das fand ich
auch!)

Schönen Dank, Herr Eckhoff, damit haben sich Ihre
Mitarbeiter sehr viel Mühe gegeben!

Wenn man sich die Zahlen anschaut, stellt man fest,
in Bremerhaven sind insgesamt 56 Ermittlungsver-
fahren wegen Schwarzfahrens im Jahr 2004 durch-
geführt worden, in Bremen-Stadt waren es 5294. Das
ist,  wenn  man  es  übersetzt,  in  Bremen  etwa  das
Zwanzigfache dessen, was in Bremerhaven an Ermitt-
lungsverfahren durchgeführt wird. Mir geht es vor

allem um die Frage der Belastung der Staatsanwalt-
schaft und der Polizei durch diese Verfahren. Kann
es sein, dass diese unterschiedlichen Zahlen auf eine
unterschiedliche Anzeigepraxis der Verkehrsunter-
nehmen zurückgehen? Es kann ja daran liegen, dass
in Bremerhaven nicht so viel angezeigt wird.

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Die Differenz ist ja sogar noch
größer. Das Zwanzigfache stimmt schon nicht, wenn
Sie die Größe der Gemeinden entsprechend berech-
nen. Man hatte mir gesagt, dass es im Endeffekt zwei
Gründe hat, zum einen, dass die Kontrollen nicht so
systematisch wie in Bremen stattfinden, und zum
zweiten, dass man in Bremerhaven auch bei der VGB
seit 2002 auf das Stellen von Strafanzeigen verzich-
tet und die Zahlen in aller Regel nur noch zugrunde
legen  die  Beförderung  der  Erschleichung  bei  der
Deutschen Bahn.

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage?
– Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Eine Frage habe ich noch!
Die Frage ist jetzt nicht vom Justizsenator, sondern
von Ihnen beantwortet worden, aber vielleicht wis-
sen Sie es auch: 5200 Ermittlungsverfahren, die im
Jahr durchgeführt werden! Wie viele Staatsanwälte
sind damit beschäftigt?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Diese Frage müssten Sie wirk-
lich noch einmal an den Justizsenator stellen. Die kann
ich Ihnen jetzt nicht beantworten.

(Abg. G r o t h e e r  [SPD]: Das habe ich
befürchtet! Danke schön!)

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. Vielen Dank, Herr Senator!

Die elfte Anfrage trägt die Überschrift „Arzneimit-
telverbrauch in Bremen“. Sie ist unterzeichnet von
den Abgeordneten Brumma, Böhrnsen und Frakti-
on der SPD.

Bitte, Herr Brumma, stellen Sie die Fragen!

Abg. Brumma (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie haben sich der Arzneimittelverbrauch
und die -kosten in den vergangenen drei Jahren im
Land Bremen entwickelt?

Zweitens: Inwieweit ist dieses Resultat auf bundes-
politische Effekte zurückzuführen?

Drittens:  Wie  werden  von  Seiten  der  Kranken-
kassen und der Vertretungen der Ärzteschaft die Steu-
erungsinstrumente  für  eine  Verringerung  des  am-
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bulanten Arzneimittelverbrauchs im Land Bremen
genutzt?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Dem Senat liegen keine auf das Land
Bremen bezogenen endgültigen Abrechnungsdaten
für die Arzneimittelkosten vor, da insoweit nur die
Ausgaben der landesunmittelbaren Krankenkassen
bekannt sind. Darin enthalten sind allerdings auch
die Ausgaben für die nicht im Land Bremen wohnen-
den Versicherten. Daten über Arzneimittelkosten im
Land Bremen lassen sich aber aus Informationen des
Deutschen Apothekenverbandes entnehmen, die sich
auf Apothekenumsätze im Bezirk der Kassenärztli-
chen Vereinigung Bremen beziehen. Dabei handelt
es sich jedoch nur um Anhaltswerte. Nach den Da-
ten des Deutschen Apothekenverbandes betrug der
Umsatz im Jahr 2002  191,56 Millionen Euro, im Jahr
2003  181,29 Millionen Euro – also minus 5,36 Pro-
zent –, im Jahr 2004  147,39 Millionen Euro, also mi-
nus 18,7 Prozent.

Zu Frage zwei: Erstmals im Jahr 2003 konnte der
in den Vorjahren bestehende Aufwärtstrend bei den
Arzneimittelausgaben nicht nur gestoppt, sondern so-
gar umgekehrt werden. Begünstigt wurde diese Ent-
wicklung durch die Gesetzgebung, die im Jahr 2003
mit  dem  Beitragssatzsicherungsgesetz  und  dem
Zwölften SGB-V-Änderungsgesetz und im Jahr 2004
mit dem Gesundheitssystem-Modernisierungsgesetz
auf die Arzneimittelpreise Einfluss nahm.

In welchem Umfang der Rückgang der Arzneimit-
telausgaben auf die Gesetzgebung des Bundes oder
auf das Engagement der Vertragspartner im Land
Bremen zurückzuführen ist, lässt sich nicht eindeu-
tig ermitteln. Allerdings ist – wie bereits von 2002 zu
2003 – der Rückgang von 2003 zu 2004 im Land Bre-
men deutlich stärker ausgefallen als im Bundesge-
biet, und zwar um 18,7 Prozent gegenüber 11,2 Pro-
zent. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die in
der Antwort auf Frage drei dargestellten Bemühun-
gen der Vertragspartner erheblich zu dem Ausgaben-
rückgang beigetragen haben.

Zu Frage drei: Die Vertragspartner im Land Bre-
men nutzen die ihnen gebotenen Möglichkeiten zur
Einflussnahme auf die Arzneimittelverordnungen
konsequent. So unterliegt das Verordnungsverhalten
der Ärzte der Wirtschaftlichkeitsprüfung nach Para-
graph 106 SGB V, die von den Krankenkassen und
der Kassenärztlichen Vereinigung gemeinsam wahr-
genommen wird.

Seit  2003  ist  das  Wissenschaftliche  Institut  der
Ortskrankenkassen in der Lage, Monatsberichte über

das  Verordnungsverhalten  jedes  Arztes  zu  liefern.
Diese Berichte setzen Krankenkassen, Kassenärzt-
liche Vereinigung und Pharmazeutische Beratungs-
stelle ein, um die gemeinsam durchgeführte Beratung
der Ärztinnen und Ärzte zielgenauer und daher mit
verbesserter Qualität durchführen zu können.

In Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Sozial-
politik der Universität Bremen führen die bremischen
Betriebskrankenkassen das Projekt BKK Arzneimit-
telberatung durch, bei dem die zu Lasten der betei-
ligten Krankenkassen verordneten Arzneimittel an-
onymisiert nach verschiedenen Kriterien ausgewer-
tet und den verordnenden Ärzten die Auswertungen
vorgestellt werden, so dass sie daraus Rückschlüsse
für ihr Verordnungsverhalten ziehen können. – So-
weit die Antwort des Senats!

Vizepräsident Ravens: Eine Zusatzfrage?

(Abg. B r u m m a  [SPD]: Bei diesen Aus-
führungen, vielen Dank, das war sehr aus-

führlich!)

Frau Kollegin Dr. Mohr-Lüllmann, bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Eine Frage
von mir! Die Arzneimittelausgaben sind deutlich
zurückgegangen, noch deutlich mehr als im Bundes-
durchschnitt. Inwieweit betrifft das eigentlich auch
möglicherweise den Rückgang von notwendigen Ver-
ordnungen, so zum Beispiel auch von Impfungen, gibt
es dazu Erkenntnisse?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Da muss ich jetzt ehrlich gesagt
passen. Ich habe mich jetzt nur auf Arzneimittel vor-
bereitet.

Vizepräsident Ravens: Eine Zusatzfrage? – Bitte,
Frau Kollegin!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Oder andere
notwendige Arzneimittel? Es geht um notwendige Ver-
ordnungen.

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Die Frage nehme ich noch einmal
mit, die kann ich jetzt nicht fundiert beantworten.

Vizepräsident Ravens: Vielen Dank, Frau Senatorin!

Die zwölfte Anfrage befasst sich mit dem Thema
„Ermöglichung von Trimestern an den Hochschu-
len  im  Lande  Bremen“.  Sie  ist  unterzeichnet  von
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den Abgeordneten Jäger, Kastendiek und Fraktion
der CDU.

Bitte, Herr Kollege Jäger!

Abg. Jäger (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Inwieweit können Trimester an den Hoch-
schulen im Lande Bremen dazu beitragen, die Hoch-
schulausbildung  stringenter  und  kürzer  zu  gestal-
ten?

Zweitens:  Welche  weiteren  Konsequenzen  sieht
der Senat bei einer freiwilligen Option der Hochschu-
len, einzelne Studiengänge in Trimesterform anzu-
bieten, und welche bundesweiten und internationalen
Erfahrungen hinsichtlich Trimestern sind dem Senat
bekannt?

Drittens: Wie beurteilt der Senat die Schaffung ge-
setzlicher Rahmenbedingungen für Trimester im Rah-
men von mehr Autonomie für die bremischen Hoch-
schulen, und ist der Senat bereit, den Hochschulen
entsprechende Gestaltungsmöglichkeiten einzuräu-
men?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Einteilung des Studienjahrs in
Trimester kann zu einer zeitlichen Straffung des Stu-
diums beitragen.

Zu Frage zwei: Das Nebeneinander von Semestern
und Trimestern würde nicht nur die Lehrveranstal-
tungsplanung in den Hochschulen, sondern auch den
Wechsel der Studierenden an eine andere Hochschule
in Deutschland erheblich erschweren.

Die vollständige Umstellung auf Trimester hätte
ganz  erhebliche  negative  Auswirkungen  auf  die
Hochschulforschung, die nur in den Semesterferien
kontinuierlich betrieben werden kann. Außerdem
müssten  viele  Studierende  ihre  Erwerbstätigkeit
während der Veranstaltungszeiten erhöhen, so dass
die  Studiendauer  sich  insgesamt  kaum  verkürzen
dürfte.  Dagegen  steht  die  bessere  Auslastung  der
Veranstaltungsräume und eine gleichmäßigere Ver-
teilung des Arbeitsanfalls beim Dienstleistungsper-
sonal.

Lediglich Niedersachsen sieht Trimester im Hoch-
schulgesetz  als  Option  vor.  Acht  niedersächsische
Hochschulen haben mit der Einführung so genann-
ter Intensivstudiengänge davon Gebrauch gemacht.
Baden-Württemberg will an den Pädagogischen Hoch-
schulen Trimester einführen. Ansonsten haben eini-
ge private Hochschulen eine Trimestereinteilung.

Im Ausland wird das Studienjahr ganz unterschied-
lich eingeteilt: Es gibt Semester, Trimester und Quar-
ters, häufig mit unterschiedlichen Anfangszeiten. Da-
bei sind die Regelungen in den einzelnen Ländern
nicht immer einheitlich.

Zu  Frage  drei:  Sofern  die  Hochschulen  es  wün-
schen,  würde  der  Senat  der  Bremischen  Bürger-
schaft eine Ergänzung von Paragraph 48 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes vorschlagen, die ihnen die
Möglichkeit einräumt, für bestimmte Studienange-
bote Trimester einzuführen. – Soweit die Antwort des
Senats!

Vizepräsident Ravens: Möchten Sie eine Zusatz-
frage stellen?

(Abg. J ä g e r  [CDU]: Keine Nachfrage!
Vielen Dank!)

Die dreizehnte Anfrage trägt die Überschrift „Ein-
haltung der Schulpflicht im Lande Bremen“. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Roh-
meyer, Kastendiek und Fraktion der CDU.

Ich bitte den Kollegen Rohmeyer, die Anfrage vor-
zutragen!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Inwiefern liegen dem Senat Erkenntnisse darüber
vor, dass Eltern die Schulpflicht ihrer Kinder syste-
matisch umgehen, genannt: Rebellion gegen die Schul-
pflicht?

Wie hoch ist der Anteil derjenigen Schülerinnen
und Schüler, die, obwohl sie der Schulpflicht unter-
liegen, nicht regelmäßig am Unterricht teilnehmen,
aber nicht unter die klassische Schulvermeiderpro-
blematik fallen?

Sofern diese Problematik auch in Bremen in sig-
nifikanter Weise besteht, durch welche Maßnahmen
möchte der Senat die Einhaltung der Schulpflicht
gewährleisten?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Fragen eins und zwei: Es gibt keine Hinweise
darauf, dass Eltern in Bremen oder Bremerhaven in
signifikant erkennbarem Umfang ihre Kinder dem
Unterricht entziehen. Die Zahl der Schülerinnen und
Schüler der aus den letzten Jahren bekannten Fälle
liegt im einstelligen Bereich. – Soweit die Antwort des
Senats!

Vizepräsident Ravens: Eine Zusatzfrage? – Bitte
sehr!
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Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, liegt es da-
ran, dass Sie keine Erkenntnisse haben, dass Ihnen
keine Erkenntnisse gemeldet wurden oder dass bisher
nicht kontrolliert wurde, ob alle Kinder und Jugend-
lichen im schulpflichtigen Alter auch der Schulpflicht
nachkommen?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Unterricht hat Vorrang, Herr Roh-
meyer, das wissen Sie! Deshalb prüfen wir sehr ge-
nau,  aus  welchen  Gründen  unsere  Schülerinnen
und Schüler nicht in die Schule kommen. Es sind uns
in den letzten Jahren drei Fälle bekannt gewesen,
drei in Bremen und Bremerhaven, die aus religiösen
Gründen ihre Kinder nicht in den normalen staatli-
chen Schulunterricht geschickt haben. Zwei davon
sind durch entsprechende Zwangsmaßnahmen der
Behörden dazu gekommen, ihre Kinder wiederum in
den Schulen in Bremen und Bremerhaven anzumel-
den, und eine Familie ist nach Dänemark verzogen,
wo sie ihre Kinder nicht in die staatlichen Schulen
geben muss. Bei einer so unbedeutenden Zahl bei
70 000 Schülerinnen und Schülern, werden Sie zu-
geben, ist es eine zu vernachlässigende Zahl. Wir
gehen aber jeder einzelnen Schulpflicht selbstver-
ständlich nach.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere
Zusatzfrage? – Bitte schön!

Abg.  Rohmeyer  (CDU):  Herr  Senator,  es  liegen
Ihnen  demnach  auch  keine  Erkenntnisse  vor,  wo-
nach  –  wie  gesagt,  das  ist  auch  auf  meiner  Seite
nicht bestätigt, aber es ist mir zu Ohren gekommen
– Eltern, die weiter in Bremen wohnen, ihre Kinder
bei  Kopenhagen  in  eine  Schule  der  Scientology-
Organisation  gesteckt  haben,  obwohl  sie  ja  dem-
nach, wenn die Eltern hier wohnen, schulpflichtig wä-
ren?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Über das hinaus, was ich Ihnen
gerade eben berichtet habe, ist mir nichts bekannt,
Herr Abgeordneter Rohmeyer!

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Danke
schön!)

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage?
– Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Wangenheim (SPD): Herr Senator, gehe
ich Recht in der Annahme, dass unsere Zeugnisse jetzt
doch auch alle Fehltage enthalten?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Selbstverständlich, Frau Abgeord-
nete Wangenheim!

Vizepräsident Ravens: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Die vierzehnte und damit letzte Anfrage in der
Fragestunde betrifft die UN-Weltdekade „Bildung für
eine nachhaltige Entwicklung“. Die Anfrage trägt die
Unterschriften  der  Abgeordneten  Frau  Stahmann,
Schmidtmann, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Die Fragestellung übernimmt Frau Stahmann, bitte
schön!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: In welcher Form plant der Senat eine Be-
teiligung an der UN-Dekade „Bildung für eine nach-
haltige Entwicklung“?

Zweitens: Wie macht der Senat seine Aktivitäten
den Schulen und anderen Bildungseinrichtungen be-
kannt?

Drittens: Plant der Senat in dieser Frage eine Be-
teiligung am gemeinsamen norddeutschen Netzwerk
mit Schleswig-Holstein, Hamburg und Niedersach-
sen?

Vizepräsident Ravens: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Es ist geplant, folgende sechs um-
fangreiche Projekte an Bremer und Bremerhavener
Schulen durchzuführen:

Projekte des Arbeitsfeldes Umwelt und Entwick-
lung  am  Landesinstitut  für  Schule:  SINa-Projekt  –
Schulische  Indikatoren  für  Nachhaltigkeitsaudits  –
Intensive  Arbeit  mit  fünf  bis  sechs  Schulen  ab
Schuljahr  2005/06  zur  systematischen  Schulpro-
grammentwicklung  und  Profilbildung  in  Richtung
Nachhaltigkeit; EMAS-Verbundprojekt der EU – Eco
Management and Audit Scheme – zusammen mit der
Universität Bremen, dem Senator für Bau und Um-
welt,  der  Hochschule  Bremen,  dem  LIS  und  dem
Schulzentrum Koblenzer Straße. In diesem Verbund-
system institutionalisieren die teilnehmenden Orga-
nisationen ein Management zu Arbeits-, Gesundheits-
und Umweltaspekten, das regelmäßig überprüft und
zertifiziert  wird.  Unterstützung  und  Beratung  von
Agenda-Beauftragten in 17 Schulen bei Projektpla-
nungen im Sinne der Leitideen der Agenda 21, die
das Politikziel „der nachhaltigen Entwicklung“ for-
muliert; Angebote in der Referendariatsausbildung
zur  Schulcurriculumentwicklung  im  Sinne  der  Bil-



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 052122

(A) (C)

(B) (D)

dung für nachhaltige Entwicklung und zu Umwelt-
und Nachhaltigkeitsmanagement.

Projekte des Lehrerfortbildungsinstituts in Bremer-
haven: „Chat der Welten“ – umfangreiche Unterrichts-
projekte in Zusammenarbeit mit Kooperationspart-
nern wie „InWent“, Alfred-Wegener-Institut, Klima-
haus 8 Grad Ost; „Sommerschule Wasser“ – Veran-
staltungen im September 2005 für den dritten und
vierten Jahrgang der Grundschulen in Kooperation
unter anderem mit dem Alfred-Wegener-Institut, der
Hochschule Bremerhaven und dem Deutschen Schiff-
fahrtsmuseum.

Das Projekt „Globales Lernen Praktisch“ wird vom
Bremer Informationszentrum für Menschenrechte und
Entwicklung, BIZ, im Auftrag des Senats durchge-
führt. Dort wird der Dialog der Kulturen gefördert und
über globale Zusammenhänge und Abhängigkeiten
informiert. Darüber hinaus werden Jugendliche durch
die Projektarbeit darin unterstützt, sich für Menschen-
rechte einzusetzen und für eine zukunftsfähige Ent-
wicklung zu arbeiten.

Zu Frage zwei: Um die Erfahrungen und Ansätze
der Schulen zu verbreiten und zusätzliche Aktivitä-
ten anzustoßen wird der Senator für Bildung und Wis-
senschaft eine Unterstützung und Beratung bei Pro-
jektplanungen anbieten und Materialangebote sowie
Informations- und Fortbildungsveranstaltungen für
Lehrerinnen und Lehrer organisieren.

Zu Frage drei: Der Senat beteiligt sich nicht an den
von der Norddeutschen Partnerschaft geplanten über-
regionalen Konferenzen, denn der Schwerpunkt wäh-
rend der UN-Dekade wird auf die Unterstützung von
Aktivitäten hier vor Ort gelegt. – Soweit die Antwort
des Senats!

Vizepräsident Ravens: Haben Sie ein Zusatzfrage?
– Bitte!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Sind
Bremer Projekte bereits als UN-Dekade-Projekte aus-
gezeichnet worden?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das kann ich Ihnen nicht beant-
worten. Ich könnte es Ihnen aber über die Deputa-
tion nachreichen.

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Gibt
es besondere Kontakte oder Kooperationen mit dem
Unesco-Nationalkomitee?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das werde ich auch in der Depu-
tation nachreichen!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Danke!)

Vizepräsident Ravens: Eine weitere Zusatzfrage von
der Kollegin Frau Schwarz! – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Ich habe noch eine Er-
gänzungsfrage zu der Norddeutschen Partnerschaft.
Ich finde es ganz klug, dass da nicht unbedingt eine
Bremer Beteiligung auftaucht. Ich könnte mir aber
vorstellen, dass bei den Konferenzen auch Anregun-
gen entwickelt werden, die für die Umsetzung die-
ser Dekade sinnvoll sind. Gibt es jetzt eine Möglich-
keit, dass Sie diese Anregungen bekommen und auch
irgendwie bearbeiten und gegebenenfalls weiterlei-
ten?

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Auf jeden Fall! Mein Haus hat mir
aber ausdrücklich bescheinigt, dass es viel sinnvol-
ler ist, die Aktivitäten in den vielen Schulen hier in
Bremen und Bremerhaven zu fördern, als dass wir
Referenten auf Tagungen auf norddeutscher Ebene
schicken. Wichtig ist die Verwurzlung oder die Ver-
tiefung der Themenstellung hier in den Bremer und
Bremerhavener Schulen. Das stand im Vordergrund
der Antwort.

Es  ist  aber  trotzdem  klar,  dass  wir  uns  natür-
lich die Ergebnisse holen werden. Das können wir
logischerweise nachlesen. Da brauchen wir keine Re-
ferenten aus dem Alltagsgeschäft herauszuschicken,
um dann dort vor Ort tätig zu sein. Es wäre völlig kon-
traproduktiv, das zu verstärken und die Arbeit hier
in den Schulen zu vernachlässigen. Da wir unend-
lich viele Baustellen haben, muss man Prioritäten set-
zen. Ich konnte es absolut nachempfinden, dass man
gesagt hat, wir wollen es hier in den Schulen verstär-
ken und nicht die Referenten zu solchen Tagungen
schicken.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Vielen Dank, das sehe
ich genauso! Es geht mir nur darum, dass die Anre-
gungen und die Ideen, die dort entwickelt werden,
hier vielleicht hereingebracht werden können und
in die Schulen hineingebracht werden. Ansonsten teile
ich Ihre Auffassung.

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Senator!



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 05 2123

Senator  Lemke:  Das  ist  auf  jeden  Fall  sicherge-
stellt!

(Abg. Frau S c h w a r z  [SPD]: Ich
danke Ihnen!)

Vizepräsident Ravens: Vielen Dank, Herr Senator!

Damit ist der Punkt eins der Tagesordnung erle-
digt.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen kein
Thema beantragt worden.

Strafrechtliche und zivilrechtliche Maßnahmen
gegen „Stalking“ verbessern

Große Anfrage der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 18. November 2004

(Drucksache 16/456)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 24. Januar 2005

(Drucksache 16/514)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Dr. Scherf.

Ich gehe davon aus, Herr Bürgermeister, dass Sie
die Antwort nicht noch einmal mündlich vortragen
wollen! – Herzlichen Dank!

Wir werden in eine Aussprache eintreten.

Dann eröffne ich jetzt die Debatte.

Das Wort erhält der Kollege Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wir haben die Initiative für diese
Große Anfrage ergriffen, weil wir dem Thema Stal-
king eine große Bedeutung zumessen. Es gab in den
vergangenen Monaten eine bundesweite öffentliche
Debatte um die Frage, ob eine strafrechtliche Lösung
erfolgen sollte oder ob die Vorschriften des Gewalt-
schutzgesetzes verbessert werden sollen.

Wir meinten, dass es klug sei, zunächst nach den
Erfahrungen der Praxis zu fragen, um uns dann an-
schließend eine Auffassung zu bilden, mit der man
politisch weiterarbeiten kann. Wir finden, dass sich
diese Anfrage eigentlich jetzt schon gelohnt hat, denn
der Senat hat sich bei der Beantwortung – das darf
ich an dieser Stelle einmal sagen, wir haben ja an
anderer Stelle auch schon einmal Kritik geübt – viel

Mühe gegeben und eine sehr differenzierte Bewer-
tung vorgenommen.

Stalking ist leider kein deutscher Begriff. Es gibt
auch keinen deutschen Begriff dafür, sondern er ist
ein sehr unscharfer Sammelbegriff für Nachstellen,
für  Ausspähen,  für  Belästigen,  das  Ganze  an  der
Grenze zu verschiedenen Straftatbeständen wie der
Beleidigung, übler Nachrede, Körperverletzung, Be-
drohung,  Hausfriedensbruch,  Sachbeschädigung,
manchmal geht das Verhalten auch über diese Grenze
hinaus.

Nun hat das Gewaltschutzgesetz vom 11. Dezem-
ber  2001  hier  schon,  finden  wir,  ganz  erhebliche
Verbesserungen  gebracht,  denn  bis  dahin  gab  es
eigentlich nur zivilrechtlichen Schutz für die Betrof-
fenen, für die Geschädigten, der ganz schwer zu er-
reichen war, denn man musste beim Gericht – noch
früher beim Landgericht, seit Anfang der neunziger
Jahre bei den Amtsgerichten – einen Antrag auf Er-
lass einer einstweiligen Verfügung stellen und den
Sachverhalt glaubhaft machen. Am besten beauftragte
man damit einen Anwalt, wenn man es nicht bei der
Rechtsantragsstelle zu Protokoll geben wollte. Wenn
es alles gut ging, dann bekam man einen Gerichts-
beschluss, in dem stand, dass dem Gegner bestimmtes
Verhalten verboten wird oder bestimmtes Verhalten
aufgegeben wird.

Damit war aber das Problem nicht gelöst, denn dann
musste dieser Beschluss zunächst im Wege der Par-
teizustellung, wie die Juristen sagen – das hat mit den
politischen Parteien nichts zu tun –, zugestellt wer-
den. Das muss man als Betroffener selbst veranlas-
sen durch einen Gerichtsvollzieher, der die Sache in
die Hand nimmt. Wenn der Beschluss zugestellt war,
und es folgten Verstöße gegen diesen Gerichtsbe-
schluss, dann musste die so genannte Zwangsvoll-
streckung betrieben werden. Das heißt, man muss-
te als Betroffener einen Antrag auf Erlass eines Ord-
nungsgeldbeschlusses stellen oder einen Antrag auf
Erlass eines Zwangsgeldbeschlusses. Das hört sich
alles schon kompliziert an, und das ist auch so, denn
dann muss der Gegner wieder gehört werden. Dann
muss das Gericht einen Beschluss erlassen, der muss
wieder zugestellt werden. Dagegen können Rechts-
mittel eingelegt werden und so weiter. Das Ganze zog
sich also zum Teil monatelang hin, bis eine vorläufi-
ge Regelung getroffen worden war.

Das ist, das kann man ohne Übertreibung sagen,
ein  äußerst  kompliziertes  und  ganz  unhandliches
Verfahren gewesen, an dem so mancher Geschädigte
und auch so mancher Rechtsanwalt geradezu verzwei-
felt ist. Das Gewaltschutzgesetz hat erhebliche Ver-
besserungen gebracht, nämlich in der Weise, dass ein
Verstoß gegen Anordnungen des Gerichts – zustän-
dig sind die Amtsgerichte, dort die Zivilabteilung oder
die Familiengerichte – strafbewehrt ist. Das heißt, der
mühsame Weg durch die Zwangsvollstreckung bleibt
dem  Geschädigten  dann  erspart,  weil  mit  dem  ge-
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richtlichen  Beschluss  und  der  Strafandrohung  des
Strafgesetzbuches natürlich ein gewisser Druck auf
die  Täter  ausgeübt  wird.  Das  ist,  finden  wir,  rich-
tig.

Die Praxis beurteilt die Entwicklung, die sich dort
ergeben hat, durchaus positiv. Polizei, Staatsanwalt-
schaft, Gerichte und auch die Anwälte sehen es als
einen Fortschritt an, was der Bundestag vor einigen
Jahren  beschlossen  hat.  Allerdings  sehen  wir  wei-
teren Handlungsbedarf. Die Opfer, um die es hier geht,
sind  in  den  meisten  Fällen,  so  ist  es  auch  der
Antwort des Senats auf die Große Anfrage zu ent-
nehmen,  Frauen,  und  die  Vielzahl  der  Verfahren,
die vor den bremischen Gerichten in diesem Zusam-
menhang stattgefunden haben, macht deutlich, dass
wir eine Lösung brauchen, die noch direkter wirkt.
Es ist wahrscheinlich doch so, dass eine direkte Straf-
androhung mehr bewirkt. Die direkte Strafbarkeit von
Stalking bewirkt mehr als der Umweg, den der Bun-
destag zunächst gewählt hat, nämlich Verstöße ge-
gen gerichtliche Anordnungen unter Strafe zu stel-
len.

Das Problem dabei ist nur, dass ein solcher Straf-
tatbestand nach unserer Rechtsordnung sehr konkret
gefasst werden muss, denn wir können es nicht uferlos
den  Gerichten  überlassen  zu  entscheiden,  ob  sich
jemand strafbar gemacht hat oder nicht, sondern jeder
muss im Voraus wissen, was er tut, und jeder muss
auch wissen, ob er das Risiko einer Bestrafung ein-
geht. Das Bundesverfassungsgericht hat sich mehr-
fach mit solchen Fragen beschäftigt, und wir wissen,
dass wir es dort sehr genau nehmen müssen.

Nun  hatten  wir  im  Sommer  vergangenen  Jah-
res einen Gesetzesvorschlag aus Hessen, da ist ein
Herr Koch Ministerpräsident, deshalb hörten wir zu
diesem Vorschlag aus Hessen sozusagen reflexartig
in Bremen die Zustimmung der CDU zu dieser Idee,
einen bestimmten Straftatbestand einzuführen. Auch
wenn wir sagen, dass wir das im Prinzip jedenfalls
richtig finden, dass wir hier diesen Weg gehen, ei-
nen Straftatbestand zu schaffen, haben wir gesagt:
Eigentlich schon, aber es muss genauer gefasst wer-
den, so wie vorgeschlagen geht es nicht! Wie wir es
diskutiert haben, so sehen es auch außer uns ganz
viele andere Juristen. Es gibt mittlerweile eine gan-
ze Fülle von unterschiedlichen Vorschlägen zu die-
ser Frage. Wir sagen, wir sehen den Bedarf einer
Verbesserung. Daran soll der Senat weiter arbeiten,
aber es muss im Einzelnen geklärt werden, wie denn
die verfassungsrechtlichen Anforderungen erfüllt wer-
den können.

Es gibt aus mehreren Bundesländern Vorschläge,
an denen gearbeitet wird. Das ist auf einem guten
Weg, und wir sehen, dass sich der Senat sehr diffe-
renziert zu den einzelnen Vorschlägen geäußert hat.
Manches ist auch noch nicht zu Ende diskutiert. Es
geht mir persönlich auch so, dass ich den Vorschlä-
gen im Grundsatz vieles abgewinnen kann, aber ob

es richtig ist, einen neuen Tatbestand in der Straf-
prozessordnung  zu  schaffen,  der  es  ermöglichen
würde, Stalker zur Abschreckung in Untersuchungs-
haft zu nehmen, da habe ich so meine Zweifel, ob
das der Königsweg ist. Darüber wird man noch wei-
ter diskutieren müssen.

Wir  wollen  aber  auch,  dass  das  Gewaltschutzge-
setz präzisiert wird. Dazu gibt es Vorschläge. Auch
in  den  SPD-regierten  Bundesländern  gibt  es  For-
mulierungsvorschläge, aber wir sagen nicht, das ist
alles gut, weil es von der SPD in den anderen Bun-
desländern  mitgetragen  wird,  sondern  auch  da
sagen wir, es muss genau geschaut werden, welche
Veränderungen hier beschlossen werden sollen. Wir
sagen also, im Grundsatz ist es sinnvoll, aber bitte
doch  so,  dass  die  Praxis  der  Gerichte  damit  et-
was anfangen kann. Deshalb ist es notwendig, dass
hieran weiter ganz präzise gearbeitet wird. Wenn wir
es richtig verstehen, das ergibt sich aus der Antwort
des Senats, ist der Senat dabei, über die Arbeitsgruppe
des Bundesrates an diesem Thema zu arbeiten.

Insgesamt können wir sagen, das Gewaltschutz-
gesetz ist ein positives Beispiel dafür, wie gesetzli-
che Regelungen zum Schutz von sozial Schwäche-
ren in unserer Gesellschaft wirken können. Wir sind
da auf einem richtigen Weg. Wir sollten uns um die-
ses Thema hier nicht politisch zerstreiten, finde ich.
Das haben wir in der Vergangenheit auch nicht ge-
tan. Ich darf hier für meine Fraktion den Wunsch
äußern, dass der Senat uns über die weiteren Bera-
tungen im Bundesrat auf dem Laufenden hält, so dass
wir bei nächster Gelegenheit das Thema hier erneut
aufrufen können. – Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hannken.

Abg. Frau Hannken (CDU)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wir beraten heute über die Große
Anfrage der Koalition zum Thema Stalking. Stalking
ist, wie Herr Grotheer schon sagte, ein englischer
Begriff und eigentlich ganz niedlich mit anschleichen
oder anpirschen zu übersetzen, was aber in keinem
Fall das wiedergibt, was sich hinter Stalking wirk-
lich verbirgt, denn Stalking ist die fortgesetzte Ver-
folgung, Belästigung und Terrorisierung eines Mit-
menschen. Das geht über Monate, teilweise über
Jahre, manchmal ein Leben lang! Stalking ist Psy-
choterror, und darüber sollte man hier deutlich re-
den.

Die  Menschen,  die  Opfer  von  Stalking  werden,
werden im Leben, in ihrem psychischen Dasein stark
beeinträchtigt, stark gestört. Es gibt in Deutschland
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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pro  Jahr  500 000  bis  600 000  geschätzte  Stalking-
fälle. Ich denke, das ist eine alarmierende Anzahl.

Woran erkennt man Stalking? Herr Grotheer hat
vorhin  schon  ein  paar  Beispiele  genannt.  Es  kann
mit  harmlosen  Telefonanrufen  beginnen,  mit  SMS,
die geschickt werden, E-Mails, die geschickt werden.
Da wird sich jeder denken, okay, das hat man auch
schon  einmal  erlebt,  dass  man  eine  SMS  oder  E-
Mail bekommen hat, die man nicht haben wollte, es
wird dann aber vernachlässigt. Es steigert sich aber.
Es geht zu einer ständigen Präsenz, dass derjenige,
der  das  Opfer  verfolgt,  vor  der  Haustür  steht,  dass
Drohungen  ausgesprochen  werden,  dass  Beleidi-
gungen ausgesprochen werden, dass Verleumdun-
gen ausgesprochen werden. Es geht so weit, dass tat-
sächlich Sachbeschädigungen eintreten, jeder kennt
das, die zerstochenen Autoreifen zum Beispiel, dass
es zu Einbrüchen kommen kann, auch zu Körperver-
letzungen, selbst Totschlag und Mord sind nicht aus-
geschlossen. All das kann eine Folge sein und im Zu-
sammenhang mit Stalking gesehen werden.

Charakteristisch für Stalking ist eben, dass es kon-
tinuierlich stattfindet, dass es häufig stattfindet. Sta-
tistisch gesehen dauern diese Stalkingfälle über zwölf
Monate. Das heißt, dass ein Mensch zwölf Monate
verfolgt wird, und das muss man sich einmal vorstel-
len, selbst wenn es nur Telefonanrufe sind. Wenn Sie
zwölf Monate lang zu jeder Tages- und Nachtzeit Te-
lefonanrufe bekommen, wissen Sie, wie das Ihr Le-
ben beeinträchtigen kann.

Die Stalkingopfer sind nicht, wie es am Anfang
oftmals in der Presse dargestellt wurde, prominente
Fälle wie Jeanette Biedermann und andere, die be-
lästigt worden sind, sondern Stalking kommt in al-
len gesellschaftlichen Schichten vor, es ist überall vor-
handen.  Die  Opfer  sind  meistens  Frauen,  Männer
auch, aber nur zu geringeren Anteilen. Männer sind
in diesem Fall eher Täter als Opfer. Die Menschen,
die  von  Stalking  betroffen  sind,  sind  oftmals  zwi-
schen  20  und  40  Jahre  alt.  Das  ist  die  Alters-
gruppe, die am meisten von den Stalkingfällen be-
troffen ist.

Was  können  die  Opfer  tun,  was  kann  die  Frau
tun, die Opfer eines anderen geworden ist, der sie
belästigt, der sie verfolgt, der sie bedroht? In ande-
ren Ländern gibt es derzeit schon die Möglichkeit,
dass dies strafrechtlich verfolgt wird. In den USA,
Kanada, Australien, Großbritannien, Irland, Belgien
und den Niederlanden gibt es Gesetze, die das Stal-
king als Straftatbestand eingeführt haben. Dort fin-
den sich Formulierungen, die lauten, dass eben das
vorsätzliche, mit böswilliger Absicht und wiederholte
Verfolgen und Belästigen einer anderen Person oder
Drohen  unter  Strafe  gestellt  wird.  In  Deutschland
gibt es bisher keinen separaten Straftatbestand. Es
ist zwar so, dass Stalking oftmals in der Verbindung
mit schon erfassten Straftatbeständen läuft wie dem

Hausfriedensbruch, falschen Verdächtigungen, Be-
leidigung,  Körperverletzung,  Nötigung,  aber  die
Mehrzahl der Handlungen, die zum Stalking gehö-
ren, wird eben von diesen klassischen Tatbeständen
nicht erfasst. Derzeit haben die Opfer von Stalking
in Deutschland nur die Möglichkeit, sich auf zivilrecht-
lichem Weg oder über den durch das Gewaltschutz-
gesetz ausgewiesenen Weg zu wehren.

Nun muss man aber sagen, auch wenn Herr Gro-
theer das Gewaltschutzgesetz hier gelobt hat, das
Gewaltschutzgesetz ist nicht erlassen worden, um die
Menschen, insbesondere die Frauen, vor Stalking zu
schützen, sondern das Gewaltschutzgesetz ist in erster
Linie ein Instrument gegen häusliche Gewalt und nicht
gegen Stalking. Insofern weist es natürlich auch viele
Lücken auf, wenn man an die Verfolgung von Stal-
kingfällen denkt, weil es eben nicht der eigentliche
Sinn dieses Gesetzes war.

Das Gewaltschutzgesetz verweist weiterhin auf den
Zivilrechtsweg. Herr Grotheer hat es ausgeführt. Sie
brauchen zunächst eine richterliche Anordnung im
Wege der Unterlassungsklage oder eines Antrags auf
Erlass einer einstweiligen Verfügung, dass dienjenige
Person, die Sie verdächtigen für den Stalkingfall, sich
Ihnen nicht mehr nähern darf. Das bedeutet, dass die
Frau sich zunächst an ihren Anwalt wenden muss oder
selbst zum Gericht geht, um dort eine einstweilige
Anordnung zu beantragen oder eine Klage einzurei-
chen.

Erst wenn der Richter diese Anordnung erlassen
hat, hat sie die Möglichkeit, über Paragraph 4 des
Gewaltschutzgesetzes Strafanzeige zu stellen, wenn
der Täter sich gegen diese Auflage des Gerichts ge-
wandt hat. Es ist nach wie vor ein zivilrechtlicher Weg
und kein strafrechtlicher Weg, der gegangen wird.
Das führt zu dem Problem, dass natürlich eine un-
terschiedliche Handhabung der Gerichte entstanden
ist. Wer sich etwas näher mit den Stalkingfällen be-
fasst hat, wird auch Gerichtsentscheidungen lesen,
die mehr als entmutigen und dazu führen, dass die
Opfer nicht diesen Tatbestand weiterverfolgen, son-
dern resignieren und es weiter hinnehmen, denn dort
wird in Entscheidungen oder Beschlüssen ausgeführt,
das wäre reine Privatsache, und es wäre eine Tatsa-
che, die nichts mit Gerichten zu tun hat.

Ich sage ausdrücklich, das sind Gerichtsentschei-
dungen  nicht  aus  Bremen!  Bremen  ist  in  diesem
Bereich sehr vorbildlich. Bremen hat sich sowohl, was
die Staatsanwaltschaft als auch, was die Polizei an-
geht, sehr vorbildlich dieses Themas angenommen,
eine Hotline geschaltet, bietet Beratung an, bietet Hilfe
an, aber wir reden nicht nur über Bremen, sondern
wir reden über Stalkingfälle in ganz Deutschland und
eine Handlungsmaxime, die eben auch dann auf ganz
Deutschland gerichtet werden muss.

Ein weiteres Problem, das wir haben, wenn wir das
Ganze nur zivilrechtlich verfolgen können, ist, dass
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auch den Tätern nicht geholfen wird. Das Gewalt-
schutzgesetz sieht natürlich keine Vorkehrungen vor,
was mit dem Täter passiert. Der Täter ist oft psychisch
krank. Das sind oftmals sehr kranke, hilflose Men-
schen, die eben auch nicht mehr wissen, wie sie mit
bestimmten Situationen umgehen müssen. Nach dem
Gewaltschutzgesetz und den zivilrechtlichen Maß-
nahmen hat man keinerlei Möglichkeit, hier die Tä-
ter in einer Therapie unterzubringen, das heißt, auch
dort wird es dem Stalkingtatbestand nicht gerecht,
was es bisher in Deutschland gibt.

Wir präferieren daher, dass Stalking als Straftat-
bestand in das Strafgesetzbuch aufgenommen wird.
Es gibt dazu einen Entwurf von Hessen, der im Som-
mer vorgelegt wurde, der vorsieht, dass Stalking als
Straftatbestand in Form des unzumutbaren Nachstel-
lens und Verfolgens in das Strafgesetzbuch aufgenom-
men und mit einer Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
bestraft wird. Dazu muss man wissen, die Strafandro-
hung im Gewaltschutzgesetz liegt erheblich darun-
ter.

Nun  wurde  im  Laufe  des  letzten  halben  Jahres
Kritik  an  diesem  Vorschlag  von  Hessen  laut,  man
sagte, der Tatbestand sei zu unbestimmt gefasst. Es
gab daraufhin weitere Initiativen, die das aufgegrif-
fen und versucht haben, den Begriff Stalking näher
und besser zu definieren, um einen Straftatbestand
zu schaffen. Es gibt jetzt einen Vorschlag von Bay-
ern, dem sich zwischenzeitlich auch Schleswig-Hol-
stein, Hessen, Niedersachsen und Hamburg ange-
schlossen haben, der eine Ergänzung des Strafgesetz-
buches um den Straftatbestand einer schweren Be-
lästigung vorsieht. Diese wird dann mit einer Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft.

Ich finde es richtig, dass übergreifend – und ich
glaube, das ist auch keine Frage zwischen den drei
Parteien, sondern es ist mehr eine Frage, wie man
das Ganze bekämpfen möchte – zwischen diesen Län-
dern der Weg gewählt worden ist, eine verfassungs-
rechtlich sichere Norm ins Strafgesetzbuch aufzuneh-
men, aber nach außen hin auch deutlich zu machen,
dass wir Stalking als Straftatbestand sehen und die-
ses Unrecht auch bestraft haben möchten. Ich wür-
de mir wünschen, dass der Senat den Antrag dieser
eben genannten Bundesländer unterstützt und auch
die Initiative unterstützt, den Bereich Stalking mit ins
Strafgesetzbuch aufzunehmen.

Ich  möchte  gar  nicht  so  sehr  auf  die  einzelnen
Formulierungen eingehen und darüber definieren,
ob das nun bestimmt genug ist oder nicht. Das ist
vielleicht eine Frage, die man einmal im Rechtsaus-
schuss diskutieren kann. Ich glaube, das würde die-
se Debatte heute etwas sprengen. Worum es mir geht,
und das möchte ich ganz deutlich sagen: Momentan
haben die Opfer, es sind meistens Frauen, nur die
Möglichkeit, dass sie sich ans Gericht wenden und
selbst herausfinden müssen, welchen Weg sie dort
gehen können, und zivilrechtlich vorgehen.

Das sind aber meistens nicht Frauen, die sich wie
Herr Grotheer oder vielleicht Herr Köhler oder Herr
Scherf genau mit den Gesetzen auskennen, genau
wissen, an wen sie sich wenden sollen, genau wis-
sen, was sie machen sollen, sondern sie sind in ei-
ner Situation, in der sie psychisch schon ganz unten
sind, weil sie nicht erst seit drei Tagen, sondern meist
schon über einen sehr langen Zeitraum belästigt und
bedroht worden sind. Sie sind psychisch unten, und
ich finde, man kann ihnen in dieser Situation nicht
zumuten zu sagen, nun gehe erst einmal zum Gericht,
reiche erst einmal deine Klage ein, und dann sieh
einmal, was weiter passiert.

Ich finde, man muss diesen Frauen sagen können,
ihr könnt euch an den nächsten Polizisten wenden.
Er kann eingreifen, er kann vorangehen, er kann zu
dem Täter nach Hause gehen, er kann den Täter auch
damit abschrecken, dass er sagt, es ist ein Straftat-
bestand, und er wird mit bis zu zwei oder drei Jah-
ren Haft bestraft. Das muss man diesen Frauen, wie
gesagt, meist sind es Frauen, den Opfern ganz deutlich
machen und ihnen die Hilfe bieten, sie aber nicht auf
den zivilrechtlichen Weg verweisen.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, da ist schneller Handlungsbedarf jetzt
gegeben. Die Diskussion läuft auf Bundesebene. Ich
finde, Bremen sollte sich engagiert in diese Diskus-
sion einbringen, um eben den Opfern von Stalking
wirklich zu helfen. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
bevor ich Herrn Köhler das Wort erteile, begrüße ich
auf dem Besucherrang recht herzlich Mitglieder der
SPD und der Arbeiterwohlfahrt aus Huchting. Sie
werden begleitet von unserer ehemaligen Kollegin
Helga Jansen. – Herzlich willkommen!

(Beifall)

Als  Nächster  hat  das  Wort  der  Abgeordnete
Köhler.

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Die Fraktionen hier
im Haus streiten lediglich um die Frage, welches die
besten Mittel sind, mit denen der Staat dem Stalking
begegnen kann. Damit passen wir das Recht an ver-
änderte gesellschaftliche Verhältnisse an. Vor allem
das Frauenbild hat sich verändert. Frauen werden
nicht mehr als die Objekte männlicher Herrschaft an-
gesehen.
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Es ist  nicht  lange  her,  dass  männliche  Abgeord-
nete  –  nicht  hier  in  der  Bürgerschaft,  sondern  im
Bundestag  –  sich  vor  Lachen  auf  die  Schenkel
geklopft haben, als die Grünen das Thema „Ver-
gewaltigung  in  der  Ehe“  auf  die  Tagesordnung
gesetzt haben. Dass sich eine Frau dagegen wehrt,
von  einem  Mann  verfolgt  zu  werden,  das  wäre
mancherorts vor einigen Jahren noch unter dem Motto
verbucht worden, „die soll sich nicht so anstellen, das
ist  Privatangelegenheit“,  so  wie  Frau  Kollegin
Hannken geschildert hat, dass das heute teilweise
noch bei einer veränderten Rechtslage in manchen
gerichtlichen Entscheidungen zu lesen ist. Ich finde
es gut, dass diese Zeiten vorbei sind, Frauenbewe-
gung sei Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Opfer von Stalking sind auch heute nicht schutz-
los den Nachstellungen des Täters ausgesetzt. Das
rotgrüne Gewaltschutzgesetz hat eine wesentliche
Verbesserung gebracht, natürlich vor allem im Be-
reich der häuslichen Gewalt. Im Bereich der Polizei
gibt es Stalkingbeauftragte, die besonders geschult
sind im Umgang mit dieser Art von Gewalt. Das, was
wir heute unter dem Begriff Stalking verstehen, ist
aber bislang nicht vollständig im Gewaltschutzgesetz
geregelt, und auch Strafrechtsschutz – darauf sind
meine beiden Vorredner eingegangen – besteht nicht
in allen Fallkonstellationen, in vielen besteht Straf-
rechtsschutz, aber nicht in allen. Wir wissen nun, dass
es Lücken gibt im System, die geschlossen werden
müssen.

Im Bundesrat liegen verschiedene Vorschläge vor,
wie  am  besten  mit  Stalking  umgegangen  werden
soll.  Das  aus  unserer  Sicht  entscheidende  Kriteri-
um muss sein, welche die Lösung ist, die den Opfern
von  Nachstellung  und  Belästigung  am  schnellsten
und  effektivsten  hilft.  Wir  wollen,  dass  die  Opfer
nicht allein gelassen werden. Wenn sie sich an die
Polizei oder eine andere Stelle gewandt haben, dann
muss schnell alles getan werden, dass diese Belästi-
gung aufhört.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Einfach nur einen gesonderten Straftatbestand auf-
zunehmen hilft da sicher nicht weiter. Es dauert viel
zu lange, bis der Fall vor dem Strafrichter ist. Die Fra-
ge ist, ob das der einzige Blickwinkel sein kann. Es
darf nicht der Täter im Mittelpunkt stehen, die Ver-
folgung des begangenen Unrechts, sondern es muss
im Vordergrund stehen, dass das Opfer endlich wieder
ohne Belästigung leben kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Hessen schlägt vor, einen gesonderten Straftat-
bestand für Stalking einzuführen, der – und das ist
bislang noch nicht so thematisiert worden – als Pri-
vatklagedelikt ausgestaltet werden soll. Das heißt,
dass das Opfer den Täter anzeigt und dann in den
meisten Fällen die Staatsanwaltschaft das Verfahren
einstellt. Das ist der Vorschlag, den Hessen einge-
bracht hat, der schriftlich vorliegt. Das Opfer muss
dann quasi selbst den Strafprozess führen und in die
Rolle des Staatsanwalts schlüpfen, unjuristisch ge-
sprochen. Nur dann, wenn über den Lebenskreis des
konkreten Opfers hinaus der Rechtsfrieden gestört
ist, soll nach Auffassung von Hessen die Staatsan-
waltschaft anklagen dürfen, was zum Beispiel dann
der Fall wäre, wenn sich das Opfer an die Medien
gewandt hat.

Dabei ist doch gerade das Problem, wenn wir uns
die konkreten Stalkingfälle ansehen, dass sich die
Opfer von Stalking eher zurückziehen und verängstigt
sind. Auch und gerade dann, wenn nur der eigene
Lebenskreis des Opfers betroffen ist, muss der Staat
dem Opfer helfen. Das ist auch der Grund, warum
die Gesetzentwürfe aus Bayern und Schleswig-Holst-
ein nicht wirklich zum Ziel führen. Sie haben das-
selbe Problem, wenn auch auf unterschiedlichem Ni-
veau.

Wir  wollen  niemandem  zumuten,  als  Opfer ei-
ner Straftat auch noch selbst den Täter ermitteln zu
müssen  und  die  Beweise  zusammentragen  zu  müs-
sen,  um  Schutz  vor  Belästigung  zu  bekommen.
Keiner der Entwürfe im Bundesrat hat zum jetzigen
Zeitpunkt  eine  wirklich  befriedigende  Lösung  da-
für.

Ein Ausweg wäre eine Kombination der Möglich-
keiten, die das Gewaltschutzgesetz einerseits bietet,
und andererseits der Ermittlung der Fakten durch die
Staatsanwaltschaft beziehungsweise die Polizei auch
in denjenigen Fällen, in denen das bislang nicht pas-
sieren muss. Das wäre zum Beispiel möglich durch
eine Ergänzung des Gewaltschutzgesetzes und ein
Antragsrecht der Staatsanwaltschaft, und ein wich-
tiger Gesichtspunkt ist, dem Opfer dürfen selbstver-
ständlich keine Kosten entstehen.

Eine solche Lösung hieße, dass Polizei und Staats-
anwaltschaft dem Opfer schnell helfen könnten, wie
auch bislang durch die besonders geschulten Stal-
kingbeauftragten, und das Amtsgericht, wenn es nötig
ist, innerhalb weniger Tage die notwendigen Maß-
nahmen zum Schutz des Opfers mit dessen Zustim-
mung beschließt. Wenn der Täter durch die Gerichts-
verhandlung immer noch nicht ausreichend beein-
druckt worden ist, gibt es Sanktionsmöglichkeiten,
die konkret im Alltag besser handhabbar sind als bei
anderen Lösungen.

Wir wollen als Grüne eine solche Lösung, die den
Schutz  der  Opfer  in  den  Mittelpunkt  stellt,  wobei
wir überhaupt nicht die Position vertreten, dass ein
Strafrechtsschutz nicht in Frage käme, ganz im Ge-
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genteil! Eine Problematik ist nur, dass den Opfern
überhaupt nicht damit geholfen wird, wenn wir eine
Lösung finden, die später vom Bundesverfassungs-
gericht  gekippt  wird.  Immer  dann  –  das  ist  aus-
geführt worden –, wenn es nicht um den Schutz der
Opfer, sondern um die Verurteilung des Täters geht,
müssen ganz andere rechtsstaatliche Grundsätze ein-
gehalten  werden,  wie  der  Bestimmtheitsgrundsatz.
Bei keinem der bisher vorliegenden Entwürfe sehe
ich,  dass  dem  Rechnung  getragen  worden  ist.  Da
schließe  ich  mich  der  Auffassung  des  Justizsena-
tors vollständig an. Wir Grünen werden uns einem
Straftatbestand überhaupt nicht verweigern, wenn
ein Entwurf vorgelegt wird, der alle Bedenken aus-
räumt.

Es gibt aber noch einen weiteren Grund, warum
es in jedem Fall notwendig ist, das Gewaltschutzge-
setz zu verbessern, dass nämlich selbst dann, wenn
das Bundesverfassungsgericht zur Möglichkeit einer
verfassungskonformen Auslegung eines Straftatbe-
standes  kommen  würde,  das  Gesetz  von  der  Poli-
zei vor Ort ganz konkret angewandt werden muss.
Hier  macht  es  aus  unserer  Sicht  Sinn,  dass  in  ei-
nem frühen Stadium das Gericht einbezogen wird.
Wir  brauchen  in  jedem  Fall  eine  Verbesserung im
Bereich Gewaltschutzgesetz einerseits, was die Ein-
beziehung  des  Stalking  betrifft,  die  Tatbestände,
die da noch nicht erfasst sind, aber auch, was Amts-
ermittlung und Kosten betrifft. Der Rechtssicherheit
und der Rechtsklarheit wird dadurch am besten ge-
dient.

Zusammengefasst: Das rotgrüne Gewaltschutzge-
setz hat sich im Wesentlichen bewährt und muss er-
gänzt werden, damit auch das Stalking davon erfasst
wird, und es muss geregelt werden, dass in allen Fäl-
len, in denen sich jemand durch Stalking bedroht fühlt,
die Staatsanwaltschaft beziehungsweise die Polizei
das Opfer unterstützen muss und für die Ermittlung
des Sachverhalts zuständig ist.

Die  Grünen  teilen  die  Positionen  des  Justizse-
nators zum derzeitigen Diskussionsstand im Bundes-
rat. Diese sollte auch der Senat unserer Auffassung
nach im Bundesrat vertreten, wenn sich nicht im wei-
teren Verfahren eine neue Sachlage ergibt. – Vielen
Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men  und  Herren!  Wir  behandeln  heute  mit  der
Drucksache  16/456  die  Große  Anfrage  zum  wich-
tigen Thema „Strafrechtliche und zivilrechtliche Maß-
nahmen  gegen  Stalking  verbessern“,  wobei  ich
mich  fragen  muss,  warum  man  nicht  gleich  Psy-
choterror dazu sagt. Meine Damen und Herren, ei-
gentlich  dürften  Sie  zu  solch  einem  wichtigen  The-

ma überhaupt keine Große Anfrage einbringen. Ist
denn diese große Koalition nicht mit dem Anspruch
angetreten, Gewalt gegen Frauen effektiv zu bekämp-
fen? Also, wenn Sie schon solch eine Große Anfrage
hier einbringen, dann ist es für mich wieder einmal
ein eindeutiger Beweis dafür, dass diese große Koa-
lition ihren großartigen Ansprüchen und Aussagen,
Gewalt gegen Frauen effektiv zu be-kämpfen, auch
nur ansatzweise niemals gerecht geworden ist. Die-
se Anfrage und die Antwort des Senats belegen
schwarz auf weiß Ihre gescheiterte Frauenpolitik ins-
gesamt.

Meine Damen und Herren, Stalking bedeutet Psy-
choterror! Diese Form des Terrors kommt in Deutsch-
land leider immer mehr in Mode und immer häufi-
ger vor. Aus verschmähter Liebe oder anderen Be-
weggründen verfolgen psychopatische Täter jahre-
lang ihre Opfer bis hin zu einer seelischen Selbstzer-
störung.  Die  Opfer  sind  meist  Frauen  aus  allen
Gesellschaftsschichten, die diesem seelischen Terror
schutzlos und hilflos ausgeliefert sind.

Unsere Polizei und Justiz sind bei dieser neuen
ansteigenden Form des Psychoterrors total überfor-
dert, da diese Täter aus einer Wahnidee oder aber
auch aus einer Zwangsvorstellung heraus ihren Op-
fern auflauern, sie beobachten und verfolgen, dem-
entsprechend weitere Dinge hinzukommen, und sie
versuchen, durch Telefonterror, SMS, E-Mails oder
andere Belästigungen Macht und Kontrolle über das
Opfer auszuüben, oft auch in bedrohlicher Weise bis
hin zum Mord.

Die Opfer leiden sehr häufig unter Depressionen,
Stress und Schlaflosigkeit. Diese Faktoren können
sogar bis hin zu einem Selbstmord führen, weil die-
se Opfer leider nur sehr geringe und begrenzte Mög-
lichkeiten haben, sich effektiv gegen solch einen
ekelerregenden  Psychoterror  wehren  zu  können.
Zwar  können  sich  diese  Opfer  zum  Beispiel  eine
Fangschaltung legen lassen, eine Anzeige erstatten,
einen Wohnungswechsel vornehmen oder aber den
Arbeitsplatz wechseln und so weiter, aber all diese
begrenzten Schutzmaßnahmen sind meist nicht von
langer Dauer, da die Täter schon nach kurzer Zeit auch
diese neuen persönlichen Daten dieser Schutzmaß-
nahmen herausgefunden haben. Für das Opfer be-
ginnt von neuem ein unendlich langer seelischer Lei-
densweg.

Bei  Stalking,  ich  sage  jetzt  bewusst  Psychoter-
ror,  geht  es  dem  Täter  um  Aufmerksamkeit,  um
Macht und Kontrolle über sein Opfer. Dieser Macht
und Kontrolle sind, wie vorhin schon erwähnt, die
Opfer hilflos und schutzlos ausgeliefert, weil es, und
das sage ich namens der Deutschen Volksunion in
aller Deutlichkeit, an dementsprechenden wirkungs-
vollen Gesetzen zur Bekämpfung dieses Übels fehlt
und weil Stalking von maßgeblichen Stellen wahr-
scheinlich immer noch als Kavaliersdelikt angesehen
wird.
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Diese  Tatsache  ist  für  die  Deutsche  Volksunion
einfach unerträglich und nicht mehr länger hinnehm-
bar.  Darum  ist  es  dringend  erforderlich,  die  straf-
rechtlichen und zivilrechtlichen Maßnahmen gegen
diesen Psychoterror schnellstens zu verbessern oder,
besser  gesagt,  zu  verschärfen,  zum  Beispiel  durch
die Einführung eines eigenen Straftatbestandes im
Strafgesetzbuch. Unberücksichtigt dabei sollte aber
auch nicht der seelische Schmerz der schutzlos aus-
gelieferten unzähligen Betroffenen gelassen werden,
die durch Mobbing für immer seelisch zerstört wer-
den.

Hier besteht rechtlich gesehen ebenfalls ein drin-
gender Handlungsbedarf. Diese seelischen Schmer-
zen und Qualen der unzähligen Mobbingopfer soll-
ten von Ihnen auch niemals vergessen werden. Die
Deutsche  Volksunion  lässt  jedenfalls  auch  diese
Opfergruppe nicht im Stich. Darum fordere ich Sie
dringend  dazu  auf,  hier  endlich  auch  dementspre-
chende wirkungsvolle und beschlussfähige Anträge
einzubringen,  die  wir  dann  auch  schnellstens  ef-
fektiv zum Schutz der Opfer umsetzen können! Da
werden  Sie  immer  und  zu  jeder  Zeit  die  unein-
geschränkte Unterstützung der Deutschen Volksunion
erhalten.

Ich denke aber, hier nur sinnlose, nutzlose, nichts-
bringende Scheinanfragen einzubringen wird diesem
wichtigen Thema und den vielen Opfern von Mob-
bing und Stalking in keiner Weise gerecht. Tatsache
ist, Sie haben schon viel zu lange über dieses wich-
tige Thema nur geredet, aber auch nur geredet. Jetzt
ist es an der Zeit, dass Sie endlich handeln und nicht
nur unendlich lange Reden dazu halten. Die unzäh-
ligen Opfer brauchen Ihre Hilfe, und das sofort. Was
diese Opfer nicht brauchen, das sind Ihre nichtsbrin-
genden Anfragen und unendlich langen Reden und
leeren Versprechungen.

(Abg. Frau B e r k  [SPD]: Daran nehmen
Sie sich einmal ein Beispiel!)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Bürgermeis-
ter Dr. Scherf.

Bürgermeister  Dr.  Scherf:  Herr  Präsident,  mei-
ne Damen und Herren! Ich wollte Herrn Grotheer,
Frau Hannken und Herrn Köhler dafür danken, dass
sie  die  bei  uns  eingeführte  Praxis  von  Polizei  und
Staatsanwaltschaft übereinstimmend gelobt haben.
Herr  Tittmann,  Sie  müssen  wenigstens  einmal  le-
sen, über was Sie reden. Sie haben offenbar gar nicht
die Antwort gelesen, da ist sehr genau aufgeführt,
was  im  Augenblick  passiert  und  wie  jeder  Be-
troffene sich an die Polizei wenden kann, wie jede
Polizeistation  inzwischen  trainiert  ist,  die  handeln
alle.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Herr Bürger-
meister, das reicht aber nicht aus!)

Sie sollten erst lesen. Bevor Sie nicht lesen, beant-
worte ich auch Ihre Zwischenfragen nicht.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie sollten sich erst einmal ansehen, was wir hier
verhandeln, bevor Sie sich entrüsten! Es gibt näm-
lich, was die Praxis angeht, wirklich keinen Anlass
für Kritik. Das habe ich auch von Ihnen dreien ge-
hört. Sie sagen, sie geben sich große Mühe bei der
Polizei, bei der Schutzpolizei, bei der Kriminalpoli-
zei und bei der Staatsanwaltschaft, die hier wirklich
festgestellten Fälle zu begleiten, und zwar ganz prak-
tisch zu begleiten.

Zu dem laufenden Verfahren haben Sie alle drei
übereinstimmend geredet. Ich werde das alles wei-
tertragen in den Bundesrat. Wir suchen im Rechts-
ausschuss im Bundesrat eine mehrheitsfähige Formu-
lierung, die dann auch im Bundestag eine Chance
hat. Ich glaube, die sind aufeinander zugegangen,
und es ist auch kein A/B-Problem, sondern es ist die
Frage, kann man eine Formulierung finden, die wirk-
lich praktisch ist, die gerichtsbeständig bleibt und die
eine Unterstützung für die Bearbeitung der bekannten,
bei der Polizei und der Staatsanwaltschaft anhängi-
gen Fälle von Stalking ist. Ich glaube, wir sind auf
dem richtigen Weg. Ich danke den dreien, die sich
so konstruktiv hier eingelassen haben, für diese De-
batte.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/514, auf die Große An-
frage der Fraktionen der SPD und der CDU Kennt-
nis.

Bericht über „Entbürokratisierung und Moder-
nisierung der Verwaltung sowie Abbau von

Regelungen“
Gesetz zur Bereinigung des bremischen Rechts

Mitteilung des Senats vom 7. Dezember 2004
(Drucksache 16/484)

1. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU,
der SPD und Bündnis 90/Die Grünen

vom 23. Februar 2005
(Drucksache 16/549)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Dr. Scherf.
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Wir kommen zur ersten Lesung.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch da-
rauf hinweisen, dass in diese Aussprache auch die
Aussprache zum Tagesordnungspunkt drei der Stadt-
bürgerschaft einfließen soll.

Gemäß Paragraph 34 Absatz 1 der Geschäftsord-
nung findet in der ersten Lesung zunächst eine all-
gemeine Besprechung statt, ihr folgt in der Regel die
Einzelberatung. Ich schlage Ihnen vor, dass wir den
Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 16/549, in
die allgemeine Aussprache einbeziehen.

Ich höre keinen Widerspruch, dann werden wir
entsprechend verfahren.

Die Aussprache ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Kastendiek.

Abg.  Kastendiek  (CDU):  Herr  Präsident,  meine
sehr verehrten Damen und Herren! Man könnte
meinen,  was  lange  währt,  wird  endlich  gut.  Wir
haben hier im Hause, eigentlich fraktionsübergrei-
fend, uns über das Thema der Entbürokratisierung,
den Abbau von Regelungen und Gesetzen im Lan-
de  Bremen  in  den  vergangenen  zwei  Jahren,  seit-
dem im Mai 2003 dieses Thema hier hochgehoben
worden ist, mehrmals ausgetauscht. Wir waren uns
weitestgehend auch einig darin, dass das gerade zur
Unterstützung effektiver Strukturen beiträgt sowie
der Reduzierung der Kosten in Verwaltung, aber auch
bei Unternehmen, insbesondere bei mittelständischen
und Kleinstunternehmen, weil das auch die Unter-
nehmen sind, die über Gebühr von Bürokratie be-
lastet sind, wo über Gebühr Bürokratiekosten ent-
stehen.

Das Institut für Wirtschaftsforschung hat vor eini-
ger Zeit auch einmal Zahlen untersucht und festge-
stellt,  dass  gerade  bei  Kleinstunternehmen,  so  ein
bis neun Mitarbeiter im Unternehmen, Bürokratie-
kosten von über 4000 Euro pro Mitarbeiter im Jahr
entstehen.  Bei  Großunternehmen  sind  es  gerade
einmal 400 Euro pro Mitarbeiter im Jahr. Eine sol-
che Initiative, ein solcher Ansatz kommt dem Mittel-
stand zugute, den Kleinst- und Kleinunternehmen,
und das ist gerade ein Bereich, der in Bremen von
besonderer Bedeutung ist, weil die bremische Wirt-
schaft  von  dieser  Wirtschaftsstruktur  maßgeblich
geprägt ist.

Wir  haben  jetzt,  nachdem  wir  zugegebenerma-
ßen, Herr Bürgermeister, ab und zu auch ein bisschen
drängeln mussten, im Dezember auch einen entspre-
chenden Gesetzesvorschlag hier zur Kenntnis neh-
men  können.  Es  wurden,  so  wie  im  vergangenen
Frühjahr verabredet, als erster Schritt die Gesetze und
Verordnungen bis zum Jahre 1971 vorgenommen, die
zur Befristung beziehungsweise zur Aufhebung vor-
geschlagen  werden.  In  einem  zweiten  Schritt,  der
dann  im  Frühjahr  dieses  Jahres  abgearbeitet  wer-

den soll, sollen die Gesetze und Verordnungen aus
dem Zeitraum 1971 bis 1999 vorgenommen werden
und bis Ende des Jahres 2005 der Zeitraum 1998 bis
zum Jahre 2004.

Wenn  uns  diese  gemeinsame  ehrgeizige  Arbeit
und Leistung gelingt, dann sind wir vorbildlich beim
Bürokratieabbau.  Ich  denke,  dass  in  dem  Zusam-
menhang auch der Konsens mit gesellschaftlichen
Kräften  wie  unter  anderen  der  Handelskammer  in
diesem  Bereich  sehr  wichtig  ist,  weil  ich  glaube,
dass  es  wichtig  ist,  gerade  in  einer  solchen  Frage,
in  der  es  auch  um  Standortbedingungen  geht,  ge-
meinsam  an  einem  Strang  zu  ziehen,  und  zwar
in  eine  Richtung  und  nicht  entgegengesetzt:  das
findet hier statt. Ich glaube, dass das, was der Senat
jetzt vorgelegt hat, auch ein erster positiver Ansatz
ist, dem auch dann weitere Ansätze entsprechend fol-
gen.

Wir sollten uns jetzt nicht die einzelnen Gesetze
und Verordnungen, die hier zur Befristung oder zur
Aufhebung vorgeschlagen werden, kleinkariert ein-
zeln vornehmen und sagen, das geht aber nicht, je-
nes geht aber nicht, hier brauchen wir noch eine
Erklärung, und hier brauchen wir noch eine Begrün-
dung. Wenn wir anfangen, eine Bürokratie zum Bü-
rokratieabbau zu entwickeln, dann stellen wir das
ganze Verfahren auf den Kopf, dann führen wir uns
auch selbst ad absurdum.

Wir haben hier den Senat aufgefordert, und wir
sollten auch die Offenheit haben und dem Senat das
Vertrauen entgegenbringen, dass er hier auch selbst
schon am besten weiß, auf was er verzichten kann,
außer es sind nun ganz gravierende Dinge, die wir
hier in unserem Änderungsantrag auch noch einmal
aufgeführt haben. Ich glaube, dass auch keiner ernst-
haft darüber nachdenken würde, das Senatsgesetz
zu befristen, deshalb ist gerade der erste Punkt mit
der Befristung des Deputationsgesetzes und der Ver-
gütung, wobei dem einem oder anderen das vielleicht
von großem Interesse wäre, wenn man das Senato-
rengesetz befristen würde, an der Stelle sicherlich auch
nicht adäquat.

Ich denke, dass der Änderungsantrag sich auch in
dem Sinne und im Geiste der Initiative, wie wir sie
bisher diskutiert haben, befindet, und von daher bin
ich davon überzeugt, dass wir im laufenden Jahr noch
zweimal über entsprechende Vorschläge des Senats
hier uns austauschen werden. Das ist heute ein wich-
tiger erster Schritt, ich bin erfreut, dass wir so weit
gekommen sind, dass wir weitermachen werden, und
ich denke, dass es auch ein guter Weg für Bremen
ist. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Wedler.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 05 2131

Abg.  Wedler  (FDP):  Herr  Präsident,  meine  Da-
men  und  Herren!  Im  März  hatten  wir  über  einen
ersten  Bericht  des  Senats  zum  Abbau  von  gesetz-
lichen Regelungen und Verwaltungsvorschriften de-
battiert.  In  diesem  Bericht  wurden  Ausführungen
zu  einem  bundesweiten  Modellvorhaben  zur  Ent-
bürokratisierung gemacht, bei dem in so genannten
Innovationsregionen Bundesgesetze in vereinfach-
ter Form angewendet werden können. Das Bundes-
land Bremen sollte eine dieser Innovationsregionen
sein.

Außerdem hatte der Senat einige wenige Vorschlä-
ge zum Bürokratieabbau in Bremen und zur Reform
des Landesrechts sowie zur Rechtsbereinigung und
Befristung von Landesvorschriften gemacht. Konkre-
tes war seinerzeit dem Bericht nicht zu entnehmen,
so dass ich diesen ersten Senatsbericht damals als
einen Zwischenbericht bezeichnet habe. Einzig in-
teressant waren damals die Ausführungen zu dem
Innovationsprojekt und die bremische Teilnahme da-
ran.

Nun liegt uns der zweite Senatsbericht zum Ab-
bau von gesetzlichen Regelungen und Verwaltungs-
vorschriften  und  zur  Entbürokratisierung  vor.  Mit
diesem zweiten Bericht wird zugleich auch der Ent-
wurf eines Gesetzes zur Bereinigung des bremischen
Rechts vorgelegt. Die Ausführungen zum Innovati-
onsprojekt  der  Bundesregierung,  an  dem  Bremen
sich beteiligen will, sind sehr kurz. Ich entnehme dem
Bericht,  dass  bei  dem  Gesetzesvorhaben,  das  auf
Bundesebene mit Vorschlägen zum Bürokratieabbau
und zur Deregulierung läuft, von ursprünglich 1000
Vorschlägen in dem Gesetzentwurf des Bundes ge-
rade einmal zwölf Vorschläge übrig geblieben sind.
Ein mageres Ergebnis für ein groß geplantes Vorha-
ben!

Der  ursprünglich  euphorische  Impetus  ist  einer
verwaltungsmäßigen  Ernüchterung,  wenn  nicht  so-
gar  Verflachung  gewichen.  Ich  hoffe,  dass  Bre-
men als Modellregion überhaupt noch etwas Sinn-
volles  in  Sachen  Bürokratieabbau  und  Deregulie-
rung erproben kann. Nötig wäre es jedenfalls, denn
die Handlungsmöglichkeiten der Bürger und der Un-
ternehmen werden von allzu viel Bürokratie einge-
engt, und wir brauchen ein Mehr an Bürokratieab-
bau.

Die  Ausführungen  des  Senats  zur  Überprüfung
des bremischen Rechts im Hinblick auf die Notwen-
digkeit des Weiterbestandes der rechtlichen Rege-
lungen kann ich im Grundsatz mittragen. Es ist si-
cher ein schwieriges Unterfangen, das gesamte bre-
mische Recht auf seine Notwendigkeit hin zu über-
prüfen  und  Vorschläge  zur  Befristung  oder  sogar
Aufhebung von Vorschriften zu erarbeiten. Dass man
dabei in Stufen vorgeht, finde ich richtig. Dass man
dabei die Regelungen sortiert nach Vorschriften, die
unbefristet weiter gelten sollen, weil auf sie bestimmte
Ausnahmekategorien zutreffen, finde ich unter prag-
matischen Gesichtspunkten hinnehmbar, obwohl man

sich auch hier die vom Senat beschlossene generel-
le Befristung von fünf Jahren vorstellen kann.

Dem Bericht beigefügt ist das Ergebnis der Über-
prüfung  der  so  genannten  ersten  Stufe,  das  heißt
das Ergebnis der Überprüfung von Normen, die vor
dem Jahre 1970 erlassen wurden. Von den im Bericht
genannten 393 Gesetzen und Rechtsverordnungen
aus  der  Zeit  vor  1970  waren  bereits  186  auf-
grund früherer Rechtsbereinigungsverfahren oder ein-
zelgesetzlicher  Änderungen  aus  dem  bremischen
Recht entfernt worden. Warum sie in diesem Bericht
und in dieser Zählung überhaupt noch dabei sind,
entzieht sich meiner Logik. Wollte der Senat damit
Lorbeeren einsammeln, die den Vorgängern gebüh-
ren?

Eigentlich hätten diese Fälle in der Sammlung des
bremischen  Rechts,  die  ja  den  gültigen  Stand  un-
seres  Rechts  wiedergeben  sollte,  nicht  mehr  ent-
halten  sein  dürfen,  die  Verwaltung  also  auch  gar
nicht mehr beschäftigen müssen. Von den verblei-
benden  207  Gesetzen  und  Rechtsverordnungen
wurden 18 Erlasse und 31 Zuständigkeitsregelungen
ausgeklammert, sie sollen besonders behandelt wer-
den. Wie das aussieht, wird allerdings nicht beschrie-
ben.

Von den verbleibenden 158 Gesetzen und Rechts-
verordnungen  werden  40  als  entbehrlich  angese-
hen und sollen entfallen. Bei 72 Normen sieht man
die  Ausnahmekategorien  als  erfüllt  an,  das  heißt,
sie sollen ohne Befristung weiter gelten. Bei den rest-
lichen 46 Normen sollen zeitliche Befristungen ein-
geführt werden. Schaut man sich den Gesetzentwurf
zur Bereinigung des bremischen Rechts etwas näher
an, dann fällt auf, dass insgesamt nur 35 alte Geset-
ze  und  Rechtsverordnungen  aufgehoben  werden
sollen. Im Bericht werden aber 40 als entbehrlich
angesehen. Es bleibt ein für mich nicht erklärlicher
Schwund. Wie lässt sich diese Differenz eigentlich
erklären? Darüber würde ich auch gern etwas erfah-
ren.

Bei  den  35  aufzuhebenden  Regelungen  handelt
es  sich  im  Übrigen  durchweg  um  Gesetze  und
Rechtsverordnungen, die längst durch anderes Recht
ersetzt oder durch Zeitablauf obsolet geworden sind
und bei denen man sich fragt, warum sie nicht schon
längst bei früheren Rechtsbereinigungen mit entfernt
wurden. Für die Verwaltung hatten diese Regelun-
gen, wenn ich es richtig sehe, in aller Regel keine
Bedeutung.  Unter  dem  Stichwort  Bürokratieabbau
dürften sie deshalb nach meiner Auffassung auch nicht
verbucht werden. In 42 Fällen soll eine zeitliche Be-
fristung der jeweiligen Rechtsnorm eingeführt wer-
den,  wobei  es  sich  zum  Teil  um  Vorschriften  han-
delt, die ebenfalls etwas abseits liegen oder überholt
sind und die die Verwaltung heute nicht mehr be-
lasten.

Bei  einigen  Rechtsnormen,  zum  Beispiel  beim
Bremischen  Beamtengesetz,  der  Verordnung  zur
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Arbeitszeit  der  Beamten,  beim  Senatsgesetz  oder
der Wahlordnung zum Bremischen Personalvertre-
tungsgesetz, kann man schon heute Zweifel haben,
dass die Befristung ernst gemeint ist. Sie dürfte zu
gegebener  Zeit  entweder  aufgehoben,  verlängert
oder durch eine Normänderung an anderer Stelle
kompensiert werden. Jedenfalls sind das meine Er-
fahrungen  mit  solchen  Regelungen.  Bürokratieab-
bau  ist  das  nach  meinem  Verständnis  jedenfalls
nicht.

Das beste Beispiel für diese Verfahrensweise kön-
nen wir bei dem Änderungsantrag, der heute auf den
Tisch gekommen ist, sehen, da werden von den vor-
geschlagenen Befristungen wieder zwei Ausnahmen
gemacht. Das ist das beste Beispiel dafür, dass man
hier im Grunde genommen schon an den Einschrän-
kungen bohrt. Im Übrigen noch ein Hinweis! Mit dem
Zehnten Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften, das in dieser Sitzung ohne Debatte in zweiter
Lesung behandelt werden soll, soll in Artikel 2 auch
die Verordnung zur Arbeitszeit der Beamten geän-
dert  werden.  Möglicherweise  weiß  die  eine  Hand
nicht  genau  über  die  Aktivitäten  der  anderen  Be-
scheid.

Die  im  zweiten  Bericht  des  Senats  und  insbe-
sondere in dem Gesetzentwurf zur Bereinigung des
bremischen Rechts zum Ausdruck kommenden Be-
mühungen zum Abbau von überflüssigen Regelun-
gen und Vorschriften finde ich lobenswert. Sie sind
nach meiner Auffassung aber nicht ausreichend. Die
angekündigten nächsten Bereinigungsstufen müssen
kommen, und zwar möglichst bald, und sie müssen
nach  meiner  Auffassung  dann  auch  substantieller
sein.

Gerade vor dem Hintergrund unserer haushalts-
und finanzpolitischen Situation ist eine gründliche
Überprüfung  aller  staatlichen  Aufgaben  hinsicht-
lich ihrer Erforderlichkeit, der Regelungsdichte und
ihres Vollzugs dringend angebracht. Vielleicht soll-
te der Senat uns jedes Jahr ein möglichst umfang-
reiches Rechtsbereinigungsgesetz vorlegen und dabei
auch die beiden Kommunen mit in die Pflicht neh-
men.

Ein Letztes noch: Gesetze und Rechtsverordnun-
gen werden nicht von der Verwaltung gemacht, son-
dern vom Gesetzgeber. Das sind in aller Regel wir
hier in diesem Parlament oder bei Rechtsverordnun-
gen ein Teil von uns. Wir haben es also selbst in der
Hand, die Regelungswut der Verwaltung zu dämp-
fen oder gänzlich zu stoppen.

Wenn ich mir die heutige Tagesordnung anschaue,
dann stehen da sechs Gesetze an, das Bereinigungs-
gesetz eingeschlossen. Keines hat zum Beispiel eine
Befristungsregelung oder eine Anmerkung, warum
es unbefristet gelten soll. Wenn ich mir die letzte
Bürgerschaftssitzung  anschaue,  dann  war  es  dort
nicht viel anders. Es gab im Januar sogar einen in-
terfraktionellen  Antrag,  in  dem  der  Senat  zur  Vor-

lage eines Gesetzentwurfs aufgefordert wurde, mit
anderen Worten, ein Antrag zur Schaffung von Bü-
rokratie. Das war das genaue Gegenteil von dem, was
wir heute diskutieren und was wir eigentlich alle wol-
len.

Ein anderes aktuelles Beispiel: Die CDU-Fraktion
ist mit einem Mittelstandsförderungsgesetz vorge-
prescht und stützt sich dabei auf Überlegungen in den
Kammern.  Wir  sind  der  Auffassung,  dass  wir  ein
gesondertes Mittelstandsförderungsgesetz nicht be-
nötigen,

(Zurufe von der CDU: Aha!)

nicht weil wir etwas gegen den Mittelstand haben,
ganz im Gegenteil, Mittelstandstandsfreundlichkeit
dokumentiert  man  nicht  durch  ein  unnötiges  Ge-
setz, sondern durch eine entsprechende Wirtschafts-
und  Finanzpolitik.  Es  ist  doch  geradezu  paradox,
auf der einen Seite über die üppige Bürokratie und
den  lähmenden  bürokratischen  Dschungel  zu  kla-
gen, auf der anderen Seite dann aber neue Geset-
ze und Regelungen zu schaffen, die zu mehr büro-
kratischem Aufwand führen. Das passt nicht zusam-
men.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, wir müssen uns hier in diesem Hause
an die eigene Nase fassen und dürfen nicht immer
nur auf die Verwaltung, auf die Bürokratie oder auf
bürokratische Strukturen schimpfen. Die landes- und
ortsrechtlichen Normen werden hier gemacht, aller-
dings unter maßgeblichem Einfluss der Verwaltung.
Deshalb sitzt natürlich die Verwaltung stets mit im
Boot.

Zum Schluss noch ein Zitat aus einem Artikel der
„Nordsee-Zeitung“  vom  4.  Februar  dieses  Jahres!
In  dem  Artikel  wird  über  einen  Vortrag  des  Bun-
desverfassungsgerichtspräsidenten  Hans-Jürgen  Pa-
pier berichtet, in dem er die Gesetzesflut in Deutsch-
land anprangert und darauf hinweist, dass die stetig
fortschreitende Verrechtlichung aller Lebensbereiche
die Menschen überfordere und lähme. „Mehr Recht
ist nicht gleichbedeutend mit besserem Recht“, wird
Herr  Papier  in  dem  Artikel  zitiert,  und  weiter,  ich
darf zitieren: „Über ein vernünftiges und notwendi-
ges  Maß  an  Recht  habe  sich  eine  Schicht  aus
Mehltau  von  Überregulierungen  gelegt.  Es  gelte
daher, sich wieder auf die eigentliche Funktion des
Rechts zu besinnen, nämlich Eigenverantwortung und
Selbstbestimmung zu stärken“, so Papier weiter. „Zu
viele Gesetze brächten die Gefahr mit sich, die Hand-
lungsfreiheit einzuschränken und die Selbstbestim-
mung  zu  ersticken.  Das  Recht  bietet  keine  Voll-
kaskoversicherung.“ Ich glaube, dem muss ich hier
nichts hinzufügen. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit!



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 05 2133

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Köhler.

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident,  meine  Damen  und  Herren!  Wenn  wir  uns
ansehen, mit welch großem Anspruch der Senat und
die große Koalition die Entrümpelungsinitiative im
März 2003 gestartet haben, und es dann mit dem
vergleichen, was jetzt vorliegt, dann kann man ei-
gentlich  nur  entsetzt  sein.  Es  ging  um  die  Eigen-
initiative der Bürger, die gestärkt werden sollte, und
um Wachstumshemmnisse für die Wirtschaft, die be-
seitigt werden sollten. Wir werden zwar gleich eine
große Zahl von Vorschriften aufheben und nicht we-
nige befristen, aber mit Stärkung von Eigeninitiati-
ve und dem Abbau von Wachstumshemmnissen hat
das alles überhaupt nichts zu tun.

Aufgehoben werden Vorschriften, die entweder
schon längst überholt sind, weil andere Normen an
ihre  Stelle  getreten  sind  oder  bislang  nur  die  for-
mal  notwendige  Aufhebung  unterblieb  oder  weil
zum Beispiel der Regelungsgegenstand obsolet ist,
zum Beispiel beim Gesetz über die durch innere Un-
ruhen  verursachten  Schäden  vom  12.  Mai  1920.
Lediglich ein paar ganz skurrile Vorschriften werden
wir los wie zum Beispiel die Grabmals- und Bepflan-
zungsordnung  für  die  städtischen  Friedhöfe,  Herr
Kollege Möhle hatte sich letztes Mal entsprechend
dazu geäußert, oder auch die Verordnung der Poli-
zeidirektion über Abfüllen, Aufbewahren und Ver-
ausgaben von Ballons in Geschäftshäusern. Man muss
jetzt aber andererseits auch nicht sagen, dass laufend,
dauernd, das Abfüllen, Aufbewahren und Verausga-
ben von Ballons in Geschäftshäusern der Haupttä-
tigkeitsschwerpunkt der Gewerbeaufsicht gewesen
ist.

Wenn man also sagt, man hebt solche skurrilen
Vorschriften auf, ist es schön, nett und lustig und so.
In Wirklichkeit wird aber keine Verwaltung entbü-
rokratisiert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn wir diese Vorschriften gleich in erster Lesung
aufheben, dann hat es eben nicht zur Folge, dass be-
schnittene Freiheitsräume von Bürgerinnen und Bür-
gern erweitert werden. Kein Quäntchen Wachstum
entsteht durch die Initiative der großen Koalition.
Wenn die Verordnung über die wissenschaftliche Vo-
gelberingung aufgehoben wird, dann kräht danach
eben kein Hahn!

Mit  anderen  Worten:  Ob  wir  die  vorgeschlage-
nen  Vorschriften  aufheben  oder  nicht,  ist  egal,  es
hat keine Konsequenzen in der Wirklichkeit. Das ge-
nau macht Bürokratie aus. Es ist völlig egal, ob die-
se Vorschriften existieren oder nicht. Wir beschäfti-
gen uns dank dieser Entrümpelungsinitiative mit ih-
nen.  Ich  glaube,  Bremen  hat  zurzeit  gewichtigere

Probleme, als dass wir uns mit Vorschriften beschäf-
tigen sollten, die keiner mehr kennt und die nichts
mehr regeln.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Auch  die  nachträgliche  Befristung  zahlreicher
Vorschriften löst kein Problem. Es handelt sich ent-
weder um verwaltungsinterne Vorschriften oder um
Vorschriften,  die  nur  einen  klitzekleinen  Lebens-
bereich  für  eine  winzige  Zahl  von  Menschen  re-
geln. Ein Großteil der Vorschriften, die wir nach dem
Vorschlag des Senats befristen sollen, regelt Berei-
che,  die  nach  dem  bürokratischen  System  einfach
irgendwie geregelt werden müssen. Wenn die Ver-
ordnung  über  die  Arbeitszeit  der  Beamten  2009
ersatzlos entfällt, dann weiß im Prinzip keiner, was
passiert.  Kann  dann  jeder  so  viel  arbeiten,  wie  er
will?

Ich gehe jedenfalls felsenfest davon aus, nicht nur
durch die Änderungen, die der Kollege Wedler an-
gesprochen hat, sondern wenn es zu wesentlichen
Veränderungen in der Arbeitszeitverordnung für Be-
amte kommt, dann hat es mit der Verfügung, Wie-
dervorlage im Jahr 2009, die wir hier heute beschlie-
ßen werden, nun wirklich überhaupt nichts zu tun.

Noch ein Problem! Herr Kollege Kastendiek, ich
stimme Ihnen vollkommen zu, dass es überhaupt
keinen Sinn macht, das Senatsgesetz zu befristen, dass
man da am besten auch nicht auf die Idee kommen
sollte. Nun entnehme ich dieser Vorlage, dass wir
gleich alle, wahrscheinlich einstimmig, genau dieses
Gesetz befristen werden, das ist Nummer 31. Es macht
unter dem Strich keinen Sinn, Vorschriften zu befris-
ten, sie einfach nur auf Wiedervorlage zu legen, son-
dern man muss eine Perspektive haben, was man ei-
gentlich insgesamt will.

Das erkenne ich in der Tat nicht, ich erkenne in
der  Tat  nicht  den  Sinn,  warum  man  das  Senats-
gesetz  befristen  soll.  Wenn  Veränderungen  in  der
Versorgung oder was weiß ich was beabsichtigt sind,
dann muss man eben von diesem Gesichtspunkt aus
an  die  Sache  herangehen  und  nicht  von  der  Norm,
die hier eben wieder als Ausgangspunkt genommen
wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Gerade  das  ist  nämlich  Bürokratie,  das  Denken in
der Kategorie von Gesetzen und Verordnungen statt
in  der  Kategorie  von  Lebenssachverhalten,  die  es
in  der  Wirklichkeit  gibt,  von  Verwaltungsprozes-
sen,  wie  man  sie  vernünftig  gestaltet,  aber  vor
allem unter dem Gesichtspunkt von den Nutzerin-
teressen  von  Verwaltungen  oder  auch  anders  ge-
nannt:  Kundeninteressen.  Was  in  der  Wirklichkeit
passiert, kann völlig egal sein, die Bürokratie funk-
tioniert autark. Das haben wir beim Senatsgesetz ge-
sehen.
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Wenn  wir  uns  die  große  Zahl  von  Vorschriften
anschauen,  darauf  ist  Herr  Kastendiek  eingegan-
gen, dann sehen wir nur das Ergebnis von langen
Abläufen,  an  deren  Ende  erst  das  Ergebnis  steht,
dass diese Vorschrift gemacht wird. Wir müssen uns,
wenn wir dieses Problems Herr werden wollen, dem
widmen, dass ja erst einmal jemand auf die Idee ge-
kommen sein muss, dass jemand zum Beispiel eine
Verordnung der Polizeidirektion betreffend Aufbe-
wahrung  und  Lagerung  von  Nutzholz  und  Brenn-
stoffen benötigt. Wenn wir einen institutionellen An-
satz wählen wollen, dann geht es eben nicht darum,
dass wir alle paar Jahre immer wieder die Vorschrif-
ten durchforsten, sondern es geht darum, dass wir Ver-
waltung insgesamt so verändern, so reformieren, dass
es gar nicht erst dazu kommt, solche Vorschriften zu
erlassen, die überhaupt nicht notwendig sind.

Da geht es eben um wesentlich mehr als nur um
einen Blick allein von der Norm her, sondern es geht
darum, dass wir in Bezug auf Verwaltungsmoderni-
sierung einen umfassenden Blick haben.

Es ist manchmal eine Illusion, komplizierte Lebens-
sachverhalte mit einem Federstrich lösen zu wollen.
Da kommt man dann schnell zu einer Steuererklä-
rung auf dem Bierdeckel, die ja auch völlig unrea-
listisch  ist.  Wir  müssen  uns  damit  abfinden,  dass
komplizierte Lebenssachverhalte durch eine Verwal-
tung, die rechtsstaatlich funktionieren soll, nicht immer
sofort innerhalb von kürzester Zeit und ohne irgend-
welche Vorschriften gelöst werden können. Das wird
der Realität nicht gerecht. Jeder, der sich hinstellt und
solche Ansprüche hier geltend macht, der muss eben
damit leben, dass er in der Realität nicht sonderlich
viel bewirken wird.

Wir  brauchen  nicht  immer  weitere  Entrümpe-
lungsinitiativen,  sondern  wir  brauchen  eine  kom-
plett andere Verwaltungsreform als das, was wir hier
in Bremen mit Roland Berger und Konsorten durch-
geführt haben. Wir müssen auf die Prozesse in der
Verwaltung setzen, dazu müssen wir mit den Mit-
arbeiterinnen  und  Mitarbeitern  vernünftig  umge-
hen. Wir müssen die Nutzer von Verwaltungen ver-
nünftig  einbeziehen,  wir  müssen  diese  Fragestel-
lung  klären.  Erst  dann  macht  es  Sinn,  über  Ent-
rümpelung und über Entbürokratisierung überhaupt
zu reden. Entbürokratisierung verstanden als Projekt
von oben, das man dann einmal als große Koalition
nach unten durchgibt, das funktioniert nicht. – Vie-
len Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Wiedemeyer.

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD)*): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich glaube, ich kann es
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

relativ  kurz  machen.  Es  ist  vieles  Richtige  hier
gesagt worden. Herr Wedler, Ihre Ausführungen zum
Mittelstandsförderungsgesetzentwurf der CDU hät-
te ich, glaube ich, nicht besser machen können. Sie
werden es an dem Beifall meiner Fraktion gemerkt
haben.

Herr Köhler, ich glaube, Sie verwechseln hier et-
was oder werfen hier Sachen in einen Topf, um die
es überhaupt nicht geht. Heute machen wir einen
Schritt,  einen  Schritt  auf  dem  Weg  einer  umfang-
reichen  Verwaltungsmodernisierung,  einen  Schritt
auch auf dem Weg dahin, dass wir mit all unseren
Verwaltungen  und  auch  mit  unseren  Gesetzen,
für die wir als Parlamentarier zuständig sind, bür-
gerfreundlicher werden, einen Schritt auf dem Weg,
auf dem wir Eigeninitiative stärken und Wachstums-
hemmnisse beseitigen wollen. Wenn Sie die Vorla-
ge genau gelesen hätten, dann würden Sie feststel-
len, dass es ein kleiner Schritt ist, der sich auf die Ge-
setze bezieht, die vor der Zeit vor 1970 gemacht wur-
den.

Ich  glaube,  dass  vor  1970  die  Leute  anderes  im
Blick hatten als das, was wir heute diskutieren. Damals
sind Verwaltungen aufgebaut worden, die wir heu-
te versuchen zu reformieren. Es hat ein anderes Den-
ken gegeben, und von daher wundert es mich nicht,
dass bei den Vorschriften und Gesetzen, die jetzt ge-
strichen werden, keine dabei sind, die dies unterstüt-
zen. Ich würde gern mit Ihnen in eine Diskussion
eintreten über effizientere, bürgerfreundlichere Ver-
waltungen. Ich glaube aber, dies ist nicht der Tages-
ordnungspunkt dazu. Das sollten wir an anderer Stelle
machen.

Ich  möchte  nicht  verhehlen,  dass  auch  wir  ent-
täuscht  sind  über  das,  was  in  dem  Bereich  Ent-
bürokratisierung und Modernisierung der Verwaltung
seit dem letzten Jahr herausgekommen ist. Es hat
einen großen Aufschlag gegeben, es gab die Visio-
nen der Innovationszone Bremen. Ich glaube, es hat
hier unter Federführung des Senats in enger Zusam-
menarbeit auch mit der Handelskammer ernsthafte
Arbeitsgruppen gegeben. Es hat viele gute Vorschläge
gegeben. Von den weit über 1000 Vorschlägen bun-
desweit, ich glaube, Herr Wedler hatte eben darauf
hingewiesen,  sind,  so  steht  hier,  29  angenommen
worden. Von diesen 29 sind aber immerhin 15, die
auch hier in Bremen als Forderung aufgestellt wur-
den.

Das zeigt, dass hier vielleicht nicht die entschei-
denden  Impulse  von  Bremen  ausgegangen  sind,
aber  dass  wir  eigentlich  so  verkehrt  mit  unseren
Vorschlägen  und  Ergebnissen,  die  wir  gemeinsam
erarbeitet haben, nicht gelegen haben. Ich hätte mir
gut  vorstellen  können,  dass  wir  mehr  hätten  ma-
chen können, dass wir Bremen auch als Stadtstaat
mit  seiner  Besonderheit  bundesweit  besser  hätten
nutzen  können,  um  hier  Sachen  zu  probieren, um
für andere bundesweit, europaweit Vorbild zu sein.
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Dem ist nicht so. Das ist aber nichts, was wir hier zu
verantworten haben.

Ich glaube, das ist ein guter und richtiger Schritt.
Ich finde es ein bisschen bedauerlich, dass wir diese
vielen Gesetze hier haben, deren Begründung man
sich  eigentlich  nicht  richtig  vorstellen  kann.  Ich
halte das so wie mein Vorredner, der ungefähr sag-
te,  man  müsse  auch  darauf  vertrauen,  was  der Se-
nat und die Verwaltung hier herausgefunden haben.
Ich muss sagen, an dieser Stelle tue ich es und be-
kenne ganz offen, dass ich mich nicht mit jedem ein-
zelnen dieser Gesetzesvorschläge auseinander ge-
setzt habe.

Einen ganz unpraktikablen Vorschlag haben Sie
allerdings gemacht, Herr Wedler. Warum wir fordern
sollten, das jedes Jahr noch einmal zu machen, das
begreife ich nun nicht ganz. Jetzt hat man sich die
Gesetze bis 1970 vorgenommen. Sie können der Vor-
lage entnehmen, welche weiteren Stufen es gibt. Ir-
gendwann werden wir auf dem aktuellen Stand an-
kommen, und ich weiß nicht, was es bringen soll, wenn
man die gleiche Arbeit dann jährlich wiederholt. Das
war, glaube ich, eine Schnapsidee.

Eine Befristung der Gesetze, die wir noch auf der
Tagesordnung haben: Für uns ist es selbstverständ-
lich, wenn wir hier ein Gesetz beschließen, das eine
generelle Befristung von Gesetzen vorsieht, dann gilt
das auch für all diese Gesetze, die wir nach dem Be-
schluss über das Gesetz beschließen. – Ich danke für
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich möchte doch noch einmal die
Gelegenheit nutzen zu ein, zwei Anmerkungen, die
fast genau in die gleiche Richtung gehen, wie mei-
ne Kollegin sie eben angesprochen hat.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wiedemeyer
ist der Name!)

Herr  Wedler,  dass  Sie  manchmal  kleinkariert
denken und auch handeln, das hatte ich schon fast
vermutet. Den Beweis haben Sie hier eben gerade
wieder  abgelegt.  Sie  fangen  an,  das  Hundertstel
vom Tausendstel und eine Bürokratie zum Abbau der
Bürokratie in Gang zu setzen. Frau Wiedemeyer hat
es gesagt. Jedes Jahr fangen wir an, Gesetze und Ver-
ordnungen  zu  überprüfen,  und  wenn  wir  in  ei-
nem Jahr fertig sind, fangen wir wieder von vorn an.
Das ist so eine typische Beamtenbeschäftigung, den
Haufen  von  einer  Seite  des  Schreibtisches  auf  die
andere  zu  schieben.  Wenn  ich  mit  der  einen  Seite
fertig  bin,  fange  ich  wieder  an,  es  auf  die  andere

Seite zu legen. Herr Wedler, ich glaube, dass wir an
der Stelle so nicht weiterkommen, und die Intention
und auch die Bewusstseinsveränderung in öffentli-
cher Verwaltung sind, glaube ich, die entscheiden-
den Punkte.

Es mag vielleicht sein, dass der eine oder andere
über  die  Anzahl  der  befristeten  Gesetze  und  der
Gesetze, die aufgehoben werden sollen, enttäuscht
ist, aber das, was damit in Gang gesetzt wird! Das
war  auch  zumindest  meiner  Erfahrung  nach  das
Hauptproblem am Beginn dieses Prozesses, in den
Verwaltungen, in den Behörden das Bewusstsein in
Gang zu setzen, jawohl, ich muss die Verordnungen
oder die Gesetze, die wir selbst einmal in Gang ge-
bracht haben, auch entsprechend aufheben. Dieses
Bewusstsein weiter zu fördern, das ist, glaube ich, ganz
entscheidend,  weil  das  dann  eine  Eigendynamik
entfacht, so dass wir dann selbst hier im Hause nicht
mehr groß anfragen müssen und es immer wieder
einfordern müssen, sondern das ist dann eine Selbst-
verständlichkeit.

Gerade in diesem Sinn denke ich, dass hier der erste
Schritt gemacht ist. Auch das wird durch die Mittei-
lung des Senats deutlich. Es folgt ein zweiter Schritt,
es folgt ein dritter Schritt, die in ihrer Wirksamkeit,
die sie entfalten sollen, natürlich eine viel größere
Wirkung entfachen, weil das, was bis 1970 in der
Anzahl und der Auswirkung erfolgt ist, natürlich nicht
so schwerwiegend ist, wie das vielleicht die Geset-
ze in der Dekade von 1970 bis 1980 oder danach ge-
wesen sind. Ich glaube, darüber muss man auch ein-
mal ein bisschen nachdenken, bevor man hier anfängt
loszuplaudern.

Erlauben Sie mir auch diese Anmerkung: Dass Sie
Ihren Sonntagsreden, was die Förderung von Mittel-
stand betrifft – da sind Sie aber nicht die Einzigen,
die solche Reden halten –, dann auch das konkrete
Handeln nicht folgen lassen wollen hinsichtlich ei-
nes Mittelstandsförderungsgesetzes, verwundert mich
doch sehr, zumal ich glaube, dass Sie sich da mit Ihren
Parteispitzen in Bremen nicht so ganz kurzgeschlossen
haben!

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Das können Sie dann aber auf Ihren Parteitagen
ausdiskutieren.

Mein Eindruck war zumindest auch auf der Ver-
anstaltung Mittelstandsenquete ein ganz anderer,
nämlich der Eindruck, den da auch in Gesprächen
die Vertreter Ihrer Partei hier in Bremen vermittelt
haben. Von daher die Empfehlung, an der Stelle viel-
leicht noch einmal nachzuhaken! Offensichtlich hat
da Ihr parlamentarischer Kreis in der Kommunika-
tion nicht ganz funktioniert, aber auch da kann si-
cherlich noch Nacharbeiten in der Organisation hin-
sichtlich der Kommunikation helfen.
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Das Gleiche trifft auch auf die Äußerung von Herrn
Köhler  zu.  Wenn  wir  hier  über  mehrere  Monate,
jetzt fast zwei Jahre über diesen Punkt diskutieren
und Sie fast am Ende des Prozesses hier neue The-
sen einwerfen, dann muss ich mich fragen: Was ha-
ben Sie eigentlich in der Vergangenheit zu diesem
Thema gesagt?

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Da sollte man also sich selbst auch ein bisschen ernst
nehmen. Man kann nicht erst sagen, jawohl, das ist
richtig, dass wir diesen Weg gehen, da gab es eine
weitestgehende Einigkeit, von Einzelpunkten einmal
abgesehen, und sich dann hier hinstellen und sagen,
aber das, was wir hier jetzt gemacht haben, ist nicht
richtig.

Das  ist  auch  nicht  glaubwürdig,  und  ich  glau-
be,  es  verkennt  auch  die  Situation  und  die  Wirk-
samkeit, dass wir in den nächsten beiden Schritten
eigentlich an die richtige Substanz herangehen und
sich  die  Entfaltung,  die  wir  alle  erhoffen,  auch  er-
gibt und dass wir dann auch zu entsprechenden Re-
gelungen  kommen,  die  genau  das  in  Gang  setz-
ten, was Sie auch eingefordert haben. – Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister  Dr.  Scherf:  Herr  Präsident,  mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind ein
Stück  weiter  gekommen  mit  dieser  Beratung  heu-
te. Zugegeben, das ist nicht der große Befreiungs-
schlag,  aber  es  ist  ein  Schritt  in  die  richtige  Rich-
tung.

Lieber Herr Köhler, ich habe mitbekommen, dass
Sie sich an Änderungsanträgen beteiligen. Dann ver-
stehe ich nicht, dass Sie eigentlich die ganze Veran-
staltung falsch finden.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis 90/Die Grünen]: Tun wir gar nicht!)

Das ist irgendwie widersprüchlich. Ich habe daraus
geschlossen, es ist natürlich nicht die ganz große Ak-
tion, aber es ist ein sinnvoller Schritt. Herr Wedler
hat ja Recht, ein Teil der Bürokratie wird auch von
den Parlamentariern in Gang gesetzt. Das ist nun ein-
mal so, oder die Parlamentarier übernehmen Verant-
wortung dafür, dass sie Gesetze beschließen, die dann
wieder Bürokratie auslösen, und darum finde ich rich-
tig, dass jeder seinen Teil dazu beiträgt, damit wir
aus diesem Wust herauskommen, der sich da über
lange Zeit entwickelt hat.

Ich finde auch das, was in Berlin gelaufen ist, er-
nüchternd, aber es wäre trotzdem ein Fehler, wenn
wir sagen würden, auch das werfen wir weg, denn
man muss doch da, wo man Resonanz gefunden hat,
und wenn sie noch so klein ist, einfach vorangehen.
Ich würde jeden Anlass nutzen, um in diesem müh-
seligen  Kampf  gegen  Bürokratie  voranzukommen.
Dies ist ein Schritt, ich finde, ein richtiger. Ich finde
auch richtig, dass wir daran in Abschnitten weiter-
arbeiten.

Ich hoffe auch, dass es über die Befristung dazu
kommt,  dass  wir  uns  jedes  Mal  anschauen:  Muss
das sein, oder kann man nicht über eine Befristung
aufheben? Ich finde die Anregung gut, dass wir bei
jedem neuen Gesetz erst einmal überlegen: Kann man
das nicht generell befristen? Wieso kann man nicht
generell gesetzgeberische Initiativen befristen? Wir
kommen jedenfalls über die Befristung zum Nach-
denken darüber, ob das wirklich die Wirkung gehabt
hat, die sich die Parlamentarier oder diejenigen, die
die  Initiative  eingebracht  haben,  wirklich  damit
erhofft haben. Vieles hat sich geändert durch fakti-
sches Verändern.

Das, was Herr Köhler sich wünscht, ist natürlich
auch nötig, aber wenn beide aufeinander warten,
kommen  wir  überhaupt  nicht  voran,  sondern  wir
müssen sowohl auf der Gesetzgeberseite initiativ
bleiben,  Druck  ausüben,  als  auch  in  den  von  Ih-
nen angekündigten Feldern, natürlich Verwaltungs-
verhalten  und  Bürokratiealltag  verändern.  Das  ist
klar. Aber bitte nicht so, dass einer auf den anderen
wartet und alles beim Alten bleibt! Ich bin dafür, dass
wir jeden Anlass, den wir finden, nutzen und es vor-
anbringen. Dies ist so einer, und darum danke ich
dafür, dass Sie das konstruktiv begleiten wollen. –
Danke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Köhler.

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Wir wollen natürlich
nicht  auf  etwas  warten,  das  möglicherweise  nicht
kommt. Das ist ja das Problem. Wir kritisieren gera-
de, dass Verwaltungsreform hier in Bremen überhaupt
nicht so in dem Umfang betrieben wird, wie es an-
dernorts absolut üblich ist.

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]:
Stimmt doch gar nicht!)

Wir haben uns darauf beschränkt, irgendwelche
Gutachten von Roland Berger einzuholen, wir haben
uns darauf beschränkt zu sagen, wir gründen jetzt
irgendeine GmbH, dann ist das alles modern, dann
ist das peppig, und wenn wir dann im Detail einmal
genau  hinschauen,  dann  stellen  wir  fest:  Das,  was
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in Form einer GmbH gemacht wird, ist schlechter als
das, was heute anderswo im Rahmen von normalen
Verwaltungsstrukturen  gemacht  wird!  Es  kommt
nämlich darauf an, was inhaltlich dort passiert. Da
muss es eine Verknüpfung geben zwischen dem, was
auf der Seite Verwaltungsreform passiert, und dem,
was dann die Normen betrifft, weil die Normen, über
die wir hier reden, eben nicht losgelöst betrachtet
werden können von dem, was sonst so innerhalb von
Verwaltung passiert.

Es muss darum gehen, sich nicht nur die Norm
anzuschauen, sondern Verwaltungsmodernisierung
zu betreiben. Genau das ist unsere Kritik an dem
Prozess, der da stattgefunden hat. Man hat eben ver-
sucht, das isoliert zu sehen, und das funktioniert von
vorn bis hinten nicht, denn sonst kommen wir zu
Vorschlägen wie die, die Herr Wedler eingebracht
hat. Wir kommen auch dazu, diesen ganzen Politik-
betrieb völlig losgelöst von dem zu betrachten, was
in Verwaltungen im Alltag passiert, und das wäre
völlig falsch.

Wir  plädieren  dafür,  Entbürokratisierung  viel  erns-
ter zu nehmen, als Sie das bislang gemacht haben,
das  nicht  als  einen  isolierten  Bereich  zu  betrach-
ten,  sondern  stattdessen  im  Bereich  Verwaltungs-
modernisierung  voranzuschreiten.  Da  tun  Sie  viel
zu  wenig,  und  es  hilft  dann  auch  überhaupt  nicht,
sich ständig an allen Ecken und Enden mit den Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst anzulegen, denn
diese braucht man im Wesentlichen, wenn man Ver-
waltung vernünftig modernisieren will. – Herzlichen
Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Wiedemeyer.

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD)*): Herr Präsident,
meine  Damen  und  Herren!  Ich  denke,  Herr  Köh-
ler, das kann einfach nicht so stehen bleiben. Sie
sollten sich einmal informieren, welche Anstrengun-
gen Bremen im Bereich der Verwaltungsmodernisie-
rung unternommen hat! Wir sind auf jeden Fall stolz
darauf, dass wir in ganz wesentlichen Bereichen der
Verwaltungsmodernisierung auch schon viele Prei-
se bundesweit bekommen haben. Ich möchte zum Bei-
spiel nur einmal Media@Komm nennen. Wir haben
mittlerweile viele Programme, die hier in Bremen von
unserer Verwaltung entwickelt wurden, die mittler-
weile in anderen Ländern und Kommunen genutzt
werden und auch ein ganz wesentlicher Bestandteil
der Verwaltungsmodernisierung sind. Ich würde Ih-
nen dringend raten, sich damit zu beschäftigen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
mit der Drucksachen-Nummer 16/549 abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktionen der CDU,
der SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der Druck-
sachen-Nummer 16/549 zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/Die
Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

Jetzt lasse ich über das Gesetz zur Bereinigung des
bremischen Rechts, Drucksache 16/484, in erster Le-
sung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Bereinigung des bremischen
Rechts mit der Drucksachen-Nummer 16/484 unter
Berücksichtigung der soeben vorgenommenen Än-
derungen in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung mit Änderungen.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Senats Kenntnis.

Bauherrenwettbewerbe für Qualität und
Innovation im Wohnungsbau

Mitteilung des Senats vom 30. November 2004
(Drucksache 16/472)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Eck-
hoff.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Kummer.
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Abg. Frau Kummer (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wir haben uns gestern beim The-
ma Stromsparen darüber unterhalten, ob der Fort-
schritt eine Schnecke ist oder nicht. Zum heutigen
Thema Wettbewerbe für Bauherrinnen und Bauherren
im Wohnungsbau in Bremen, kann ich sagen, manch-
mal ist der Fortschritt in der Tat eine Schnecke, und
manchmal kommt sie sogar an.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Ist doch keine
Schnecke! Das ging doch schnell!)

Herr Focke, Sie sind viel länger in der Bürgerschaft
als ich. Ich bin erst fünf Jahre dabei, da dauert das
für mich schon ziemlich lange.

Wettbewerbe in Architektur und Städtebau wer-
den auch in Bremen langsam hoffähig. Zuerst einmal
haben wir das vorliegende Auslobungskonzept für
einen Preis für vorbildlichen Wohnungsbau in Bre-
men, das auf eine gemeinsame parlamentarische
Initiative aller drei Fraktionen zurückgeht. Herr Fo-
cke von der CDU, das ging in der Tat schnell, das habe
ich ja nicht gemeint!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Ach so!)

Hier sollen vorbildlich innovative Projekte ausge-
zeichnet werden, die dazu beitragen, das Image Bre-
mens und Bremerhavens als Wohnstandorte fördern
zu helfen. Das ist eine schöne Sache, und ich bin schon
gespannt auf die eingereichten Beiträge, und wie ich
schon in meiner Antwort auf Herrn Fockes Zwischen-
ruf sagte, das ging in der Tat auch vergleichsweise
fix, dass der Senat unseren Antrag auch umgesetzt
hat.

Jetzt komme ich zu dem, was ein bisschen länger
gedauert hat, zum Thema Hoffähigkeit von Wettbe-
werben in Architektur und Städtebau. So konnte man
vor kurzem einer gemeinsamen Presseerklärung von
Architektenkammer, Ingenieurkammer und Bause-
nator über die so genannte Bremer Erklärung ent-
nehmen, dass mehr Wettbewerbe mehr Qualität be-
deuten, indem sich nun auch endlich alle öffentlichen
Gesellschaften ab einer bestimmten Bausumme ver-
pflichten, Architektenwettbewerbe durchzuführen,
dies auch nach vereinfachten Regeln und – wir hat-
ten eben über Entbürokratisierung geredet – nicht
nach den komplizierten GRW-Regeln. Ich nehme an,
Herr Senator, Sie werden uns noch in der Baudepu-
tation darüber berichten.

(Senator E c k h o f f : Den habe ich
gerade abgezeichnet, den Bericht!)

Ich kann mich noch gut an die etwas zähen Dis-
kussionen in der letzten Legislaturperiode erinnern,
als im Ergebnis so etwas schier unmöglich schien, und
die Fraktionen der großen Koalition hatten sich, das
kann  ich  bei  diesem  Teilthema  wohl  auch  einmal

selbstkritisch einschätzen, gegenseitig blockiert, wie
ich meine. Offensichtlich ist es der Architekten- und
Ingenieurkammer in vielen Gesprächen überzeugend
gelungen, diese Blockade zu umgehen.

Ich  will  es  bei  diesen  Ausflügen  in  die  Vergan-
genheit belassen und mich stattdessen freuen, dass
die Einsicht Raum gewonnen hat, dass Architektur-
wettbewerbe nicht störend, mühsam, lästig und teuer
sind, sondern ein geeignetes Mittel sind, um die Qua-
lität des Bauens in Bremen verbessern zu helfen. –
Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU)*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich will es hier nicht unnötig verlängern.

(Beifall bei der SPD)

Noch ist es ja nicht 18.15 Uhr! Noch ist kein Parla-
mentarischer Abend. Trotzdem will ich es nicht ver-
längern, weil ich natürlich im Gegensatz zu Frau
Kummer der Meinung bin, dass jetzt aufgrund des
Antrags vom September hier sehr schnell gehandelt
worden ist. Da hatte die Schnecke gar keine Mög-
lichkeit, aus ihrem Häuschen zu kriechen, da war es
schon erledigt.

Wenn wir jetzt darüber debattieren, brauchen wir
nicht mehr über den Entwurf für den Wettbewerb
„Auszeichnung vorbildlicher Wohnungsbau“ zu de-
battieren, sondern die Endfassung ist schon gemacht.
Die Ausschreibung und die Unterlagen werden schon
versandt. Die Termine, wann getagt werden soll, der
Wettbewerb beendet werden soll und wann die Aus-
zeichnung übergeben werden soll, das steht ja schon
alles fest. Es ist in einem rasanten Tempo gelaufen,
das sich bisher wohl kaum jemand hätte vorstellen
können.

Allerdings  haben  wir  in  der  letzten  Legislatur-
periode  tatsächlich  über  Wettbewerbe  diskutiert,
zwar  nicht  über  diese  Art  von  Wettbewerb,  das
ist ja eine Auslobung, sondern wir haben über Wett-
bewerbe insgesamt bei Baumaßnahmen diskutiert.
Da,  muss  ich  Ihnen  sagen,  haben  wir  uns,  glau-
be  ich,  nicht  gegenseitig  blockiert,  da  haben  wir
mit  sehr  vielen  Diskussionen  und  Anhörungen  die
eine und die andere Seite zu Wort kommen lassen
und da zur Kenntnis nehmen müssen, dass es eben
auch  bei  den  Bauherren  und  denjenigen,  die  gern
bauen  und  sich  entfalten  wollen,  nämlich  die  Ar-
chitekten  und  Ingenieure,  auch  große  Unterschiede
gibt,  die  nicht  nur  die  Bürokratie  befürchten,  son-
dern  die  auch  das  Geld  befürchten,  was  es  bei  je-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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dem Bauvorhaben kosten wird, einen Wettbewerb
durchführen zu müssen.

Da haben wir uns aber jetzt ja auch auf eine gute
Ebene, glaube ich, begeben, so dass man jetzt bei
größeren Vorhaben diese Wettbewerbe macht. Man
muss sie nicht immer mit zehn oder zwölf Architek-
ten oder Büros machen, sondern man kann es auch
beschränken. Es kommt auf die Größe des Bauvor-
habens an. Dann, glaube ich, werden wir in dieser
Legislaturperiode da auch eine gute Sache hinbekom-
men. Bei dieser Sache ist nicht mehr viel zu sagen,
da sie praktisch abgeschlossen ist und abgestimmt
und bereits in das Verfahren gegangen ist. Ich bin
auch sehr gespannt, wie der erste Wettbewerb zu Ende
geht. – Danke sehr!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Krusche.

Abg.  Frau  Krusche  (Bündnis  90/Die  Grünen)*):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich glaube
schon, dass es zwei unterschiedliche Dinge sind. Das,
was Frau Kummer angesprochen hat, war eben un-
sere alte Debatte aus dem Jahre 2001, in der es da-
rum ging, insgesamt für mehr Wettbewerbskultur in
dieser Stadt einzutreten, Wettbewerbe nicht als ein
Hemmnis für Investoren, für die Bauqualität in der
Stadt zu sehen, sondern gerade als ein Element, um
die Baukultur und die Attraktivität in unserer Stadt
oder in unseren Städten zu erhöhen. Da gab es in der
Tat, Herr Kollege Focke, unterschiedliche Ansichten.
Wir Grünen konnten uns damals mit unserem Vor-
schlag  nicht  durchsetzen,  dass  gerade  auch  Inves-
toren gefordert werden sollten, bei einem städtebau-
lich wichtigen Grundstück immer einen Wettbewerb
durchzuführen.

Da gab es dann eben diese Debatte, es ist zu teu-
er, und die Investoren werden verschreckt und so
weiter. Wir waren damals der Meinung, dass es nicht
der Fall ist. Die „Bremer Erklärung“, auf die Sie hin-
gewiesen  haben,  scheint  da  ja  jetzt  irgendeinen
Knoten durchgeschlagen zu haben. Ich hoffe, dass
das auch für die Investoren hier, die an wichtigen
Stellen  in  dieser  Stadt  Gebäude  errichten  wollen,
wirklich dazu führt, dass hier in Zukunft eine hohe
Qualität entsteht.

Was  den  jetzigen  Wettbewerb  angeht,  da  finde
ich  auch,  es  ging  rasant  schnell.  Da  muss  ich  das
Bauressort ausdrücklich loben. Im letzten September
haben wir interfraktionell diesen Antrag, einen Bau-
herrenwettbewerb  auszuloben,  eingebracht.  In  ra-
sant kurzer Zeit ist er auf den Weg gebracht. Das fin-
den  wir  Grünen  gut,  denn  immerhin  geht  es  da-
rum,  die  Baukultur  in  beiden  Städten  zu  stärken.
Ich  möchte  noch  einmal  sagen,  die  gebaute  Stadt
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

ist quasi das Aushängeschild einer jeden Stadt. Je
schöner die Gebäude, umso mehr Menschen haben
Lust, in den Städten zu wohnen, oder kommen auch,
um sich gut gebaute Architektur anzuschauen.

Ich möchte auf eine Sache hinweisen, die uns Grü-
nen  bei  dieser  Auslobung  dieses  Wettbewerbs
besonders  gut  gefällt:  Das  ist  einmal,  dass  hier
sozusagen nicht die Leuchttürme einer Stadt prämiert
werden, sondern der ganz normale Wohnungsbau.
Das heißt, ein Bauherr, der beabsichtigt, ein einfa-
ches Wohnhaus, ein Mehrfamilienhaus, ein Haus für
Wohngruppen zu bauen, kann sich ge-meinsam mit
seinem Architekten oder seiner Architektin an die-
sem Wettbewerb beteiligen. Ich glaube, das ist ganz
wichtig, da alle Städte im Wesentlichen durch den
Wohnungsbau  geprägt  sind.  Wir  wissen  alle,  wie
schwierig es ist, wenn der Wohnungsbau daneben
geht, Stichwort Tenever, dass man dann viel Geld da
hineinstecken muss, Bausünden wieder zu reparie-
ren. Insofern spricht hier viel dafür, Qualität zu be-
lohnen.

Die Zielsetzung der Auslobung begrüßen wir auch
ausdrücklich. Ich möchte noch einmal zitieren, wel-
ches  die  Zielsetzungen  dieser  Auslobungen  sind,
nämlich „Wohngebäude und Wohnquartiere auszu-
zeichnen,  die  in  städtebaulicher,  gestalterischer,
Kosten sparender Hinsicht, umweltfreundlich und
qualitätsvoll realisiert wurden“. Das ist, gerade un-
ter dem Aspekt der Nachhaltigkeit im Bauen, aus
ökologischen Gesichtspunkten etwas, was wir Grü-
nen besonders unterstützen.

Ein weiterer Punkt, den man, glaube ich, gar nicht
hoch  genug  einschätzen  kann,  ist,  dass  auch  das
Bauen im Bestand prämiert werden kann. Ich glau-
be, dieser Aspekt, dass man sich nämlich mit Gebäu-
den beschäftigt, die entweder umgenutzt werden oder
zukünftig im Bestand errichtet werden, das ist etwas,
wovon wir der Auffassung sind, dass es in Zukunft
eine immer größere Rolle spielen wird. Wenn es da
neue, gute Ideen für qualitätsvolle Architektur gibt,
dann finden wir es einen guten und richtigen Weg,
weil wir uns in Zukunft eben mehr mit der gebau-
ten, schon existierenden Umwelt beschäftigen müs-
sen,  jedenfalls  mehr  als  immer  nur  mit  dem  Neu-
bau.

Einen Punkt möchte ich noch ansprechen. Ich glau-
be, es tut Bremen und auch Bremerhaven gut, auf
Innovationen zu setzen, experimentellen Wohnungs-
bau zu fördern, gerade das, was ungewöhnlich ist,
zu prämieren. Das wäre jedenfalls mein Wunsch. Ich
denke da zum Beispiel auch an ein Projekt, das der
Bausenator kürzlich gerade vorgestellt hat, nämlich
das Projekt „Wohnen zwischen Wall und Weser“. Da
geht es unter anderem auch darum, dass man leer
gefallene Bürogebäude umnutzt zu Wohngebäuden.
Das wäre sicher so etwas, wenn hier ein Bauherr ein
spannendes Beispiel vorzeigen kann, es würde sich
lohnen, so etwas auch zu prämieren, weil ich glau-
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be, das stärkt auch gerade Innenstadtstandorte und
wäre ein zukunftsweisendes Projekt.

Wir Grünen würden uns natürlich auch ganz be-
sonders freuen, wenn man ungewöhnliche Gebäu-
de zukünftig zum Wohnen nutzt. Ich denke da spe-
ziell an den Europahafen, an den Speicher I, wo sich
nach meiner Auffassung dieses Gebäude hervorra-
gend eignen würde, in Zukunft da zum Beispiel Woh-
nen und Arbeiten unter einem großen Dach zusam-
menzuführen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Insgesamt ein toller Preis, eine gute Sache, und ich
würde mich freuen, wenn sich viele, viele Baufrau-
en und Bauherren mit ihren Architekten und Archi-
tektinnen um diesen Preis bewerben und wir in Zu-
kunft vermehrt spannende neue Gebäude und Pro-
jekte hier in Bremen und Bremerhaven prämieren
können! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Das Wort hat Herr Senator Eck-
hoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte das Thema
nicht unnötig verlängern, da ich doch sehe, dass es
eine große Einigkeit im Hause, was die Zielrichtung
betrifft, gibt, was das Tempo betrifft, aber die Ein-
schätzung des Tempos vielleicht nicht.

Ich will es nur aufnehmen, weil Frau Kummer den
Vorwurf gemacht hat, auch beim zweiten Thema hätte
sie  es  nun  als  Schneckentempo  empfunden.  Ich
möchte sagen, wir werden Sie natürlich in der nächs-
ten Sitzung der Baudeputation von der gemeinsamen
Erklärung auch mit der Architekten- oder Ingenieur-
kammer informieren.

Zum ersten Mal haben wir uns damit in dieser Le-
gislaturperiode  im  Senat  am  25.  November  2003
beschäftigt. Dann ein solch kompliziertes Regelwerk,
sage ich einmal, zu ändern, Alternativen zu sehen,
wie man Wettbewerbe organisieren kann, die gan-
zen Bedenken auf der einen Seite von Investoren, auf
der anderen Seite allerdings auch von Architekten
und Ingenieuren, die natürlich auch gewisse Ängs-
te damit verbinden, unter ein Dach zu bringen, da
empfinde ich 15 Monate Bearbeitungszeit mit Ver-
laub nicht als Schneckentempo, um das auch so ganz
deutlich zu sagen. Ich glaube, bei den unterschied-
lichen Interessen, die es gerade in diesem Feld gibt,
ist auch dies eine relativ kurze Bearbeitungszeit, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

Wir wollen natürlich damit die Angst bei Investo-
ren  auch  abbauen,  die  es,  und  das  hat  Herr  Focke
gerade beschrieben, natürlich gab und bei dem ei-

nen  oder  anderen  sicherlich  noch  immer  gibt,  ihm
die Angst vor Wettbewerben nehmen. Deshalb ha-
ben wir Wert darauf gelegt, dass es vereinfachte Kri-
terien gibt. Wir haben auch Wert darauf gelegt, dass
in der Entscheidungsfindung, welcher Vorschlag ge-
nommen wird, natürlich auch ein Schwerpunkt bei
der Mitsprache der Investoren liegt, dass sie keine
Ängste haben müssen, das sich gegen ihre Vorstel-
lungen dort plötzlich etwas in Wettbewerben durch-
setzt.

Dass Wettbewerbe richtig sind, grundsätzlich, das
ist  meine  feste  Überzeugung  aus  verschiedenen
Gründen, meine sehr verehrten Damen und Herren,
erstens,  weil  es  auch  gerade  neuen,  auch  gerade
bremischen Architekten eine Chance gibt, sich am
Markt zu bewähren. Das halte ich für ganz wichtig,
gerade  auch  in  einer  Berufsgruppe,  die  es  in  den
letzten Jahren da sicherlich nicht ganz einfach ge-
habt hat.

Zweitens, weil es auch für das Bild unserer beiden
Städte wichtig ist! Wir haben ja im Endeffekt selbst
bei  uns  im  Hause  ein  paar  Erfahrungen  sammeln
können, wenn ich mir nur einmal die Debatte an-
schaue, die die beiden Veränderungen der Parkhäuser
mit sich gebracht haben und die damit verbundenen
Diskussionen. Während es hier in der Langenstraße
erhebliche Diskussionen um die neue Fassade gab,
ist die Entwicklung des Neubaus Doventor in einem
Wettbewerb passiert. Es ist zu einem einstimmigen
Urteil gekommen, und überall, wo ich auf diesen Ent-
wurf angesprochen werde, wird er im Endeffekt positiv
begleitet.

Ich glaube, das zeigt sehr deutlich, dass man Wett-
bewerbe  grundsätzlich  haben  will,  dass  man  sie
braucht und dass es insbesondere auch für denjeni-
gen, der sich in einem solchen Wettbewerb durch-
setzt, natürlich ein besonderes Interesse ist, diesen
Weg gegangen zu sein. Ich bin mir sicher, selbst wenn
manchmal bei einer Direktbeauftragung hervorragen-
de Entwürfe herauskommen, ist es immer besser, auch
der hat sich einem Wettbewerb gestellt, weil man sonst
immer sagen könnte, vielleicht hätte es einen noch
besseren Entwurf für diesen Bereich gegeben. Des-
halb bin ich grundsätzlich dafür, dass wir diese Wett-
bewerbe ausbauen, ausweiten, dass wir aber natür-
lich auch die Sorgen der Investoren ernst nehmen,
dass dort nicht einfach irgendwelche unbezahlbaren
Projekte über ihren Kopf hinweg entschieden wer-
den können.

In diesem Sinne sind wir dieses Thema angegan-
gen, haben dort auch eine Lösung, und das andere,
da gab es hier keine unterschiedlichen Meinungen,
ist zügig umgesetzt worden. Ich hoffe auch, dass wir
viele spannende Vorschläge bekommen, denn eines
habe ich auch schon vor einiger Zeit den Architek-
ten  gesagt,  an  der  einen  oder  anderen  Stelle,
und gerade speziell in der Überseestadt, die wir ja
in den nächsten Jahrzehnten weiterentwickeln wer-
den  müssen  und  wollen,  brauchen  wir  doch  noch
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ein bisschen mutigere Architektur. Das kann Bremen
auch einmal vertragen, weil natürlich auch mutige
Architektur ein enormes Aushängeschild für Bremen
und eine enorme Bremen-Werbung ist. In diesem Sin-
ne bedanke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wer dem Auslobungskonzept „Wettbewerb ,Aus-
zeichnung vorbildlicher Wohnungsbau in Bremen’”
im Jahr 2005 mit der Drucksachen-Nummer 16/472
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
entsprechend zu.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Bremischen
Hochschulzulassungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 22. Dezember 2004
(Drucksache 16/490)

1. Lesung
2. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen

vom 22. Februar 2005

(Drucksache 16/544)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Meine Damen und Herren, wir kommen zur ers-
ten Lesung.

Gemäß Paragraph 34 Absatz 1 der Geschäftsord-
nung findet in der ersten Lesung zunächst eine all-
gemeine Aussprache statt. Ihr folgt in der Regel die
Einzelberatung. Ich schlage Ihnen jedoch vor, dass
wir den Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen mit der Drucksachen-Nummer 16/544 in
die allgemeine Aussprache einbeziehen.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann werden wir so
verfahren.

Damit ist die allgemeine Aussprache eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Berk, Fraktion der C – –, der SPD.

Abg. Frau Berk (SPD): In diesem Fall würde ich aber
keine Probleme bekommen! Da trennt uns von Herrn
Weber, von Herrn Jäger nicht so viel!

(Heiterkeit und Beifall)

Jetzt haben wir die Versprecher gleich alle abgear-
beitet!

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zu der
heutigen Änderung des Bremischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes will ich nur einige Anmerkungen ma-
chen. Wir haben es in der Deputationssitzung in großer
Übereinstimmung mit unserem Koalitionspartner be-
schlossen bei Enthaltung der Opposition, und des-
halb will ich jetzt eigentlich nur kurz auf die Histo-
rie verweisen.

Sie wissen ja, dass wir bundesweit lange über die
Neustrukturierung der Hochschulzulassung diskutiert
haben, und da war es sicherlich auch nicht so ein-
fach, weil unser Koalitionspartner in Bezug auf die
ZVS ganz andere Vorstellungen hatte. Jetzt ist es aber
so, dass es eine Einigung gibt. Im Siebten Hochschul-
rahmengesetz sind Änderungen beschlossen worden,
und zwar gibt es eine neue Regelung, die bei den zu-
lassungsbeschränkten Studiengängen den Hochschu-
len die Möglichkeit eröffnet, bis zu 60 Prozent selbst
auszuwählen. Das trifft bei uns in Bremen an der Uni-
versität nur die Studiengänge Psychologie und Bio-
logie.

Es  gab  aber  einen  Wunsch  der  Hochschulen,
besonders der Universität und auch der Hochschule
Bremen, die Auswahlmöglichkeiten für die Hochschu-
len bis zu einem Rahmen von 80 Prozent auszuwei-
ten. Das ist eine hohe Hürde, wenn man bedenkt, dass
die Hochschulen auch früher schon die Möglichkeit
hatten, 24 Prozent der Studienbewerber selbst aus-
zusuchen. Sie haben keinen Gebrauch davon ge-
macht. Vielleicht ist jetzt die höhere Quote für den
Aufwand,  der  da  betrieben  werden  muss,  ein  grö-
ßerer Anreiz, und es wird sich in der Richtung etwas
tun.

Sie wissen ja, bei uns in Bremen haben wir sehr
viele zulassungsbeschränkte Studiengänge. Das be-
trifft zahlreiche Studiengänge der Universität, eini-
ge Studiengänge an der Hochschule Bremerhaven
und fast alle Studiengänge der Hochschule Bremen.
Das haben wir schon, und jetzt besteht die Möglich-
keit, besondere Kriterien anzuwenden und diese Aus-
wahl zu treffen. Wir Sozialdemokraten halten es aber
für wichtig, dass die Hochschulen nicht das alleini-
ge Auswahlrecht haben. Wir möchten schon, dass die
Hochschulzulassung, das Abitur und die Abiturnote
ein wichtiger Bestandteil sind. Wir glauben auch, dass
wir so viel Vertrauen in unsere Hochschulen haben
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können, dass das Auswahlverfahren in einer ordent-
lichen Art und Weise durchgeführt wird.

Es ist eine Tatsache, dass wir den Hochschulen die
achtzigprozentige Auswahlmöglichkeit zugestehen.
Das wollen wir in jedem Fall genau prüfen. Es wird
Verordnungen geben, die die Kriterien regeln, so dass
wir als Deputierte – und alle diese Verordnungen
müssen in die Deputation – also auch eine Möglich-
keit haben, diese Kriterien zu diskutieren. Soviel ich
weiß, sind sie in enger Abstimmung mit den Hoch-
schulen ausgeführt oder verabredet worden. Sicherlich
können wir nicht bei jedem Beratungsgespräch dabei
sein, aber zumindest haben wir die Möglichkeiten,
in der Deputation darüber zu diskutieren.

Wir  haben  hier  den  rechtlichen  Rahmen,  die
Kleinarbeit  wird  in  der  Deputation  in  Absprache
mit der Behörde und den Hochschulen gemacht. Ich
finde, das ist wichtig. Darunter gibt es ja noch das
Satzungsrecht,  das  in  der  Hand  der  Hochschulen
liegt. Das regeln die Hochschulen selbst, allerdings
sind diese Satzungen dann auch genehmigungspflich-
tig.

Ich glaube, dass wir mit der Neustrukturierung der
Hochschulzulassung einen guten Weg gegangen sind,
dass die ZVS trotzdem noch einen Anteil und eine
Berechtigung hat, und ich hoffe, dass es letztendlich
unseren Hochschulen zugute kommt, was wir heute
beschließen. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Jäger.

Abg. Jäger (CDU)*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Dieses Thema hat eigentlich einen viel
höheren oder zumindest einen ebenso hohen Stel-
lenwert wie das Thema Studiengebühren. Wenn wir
nämlich  über  wettbewerbsorientierte  Hochschulen
reden, dann müssen wir eben auch über das Auswahl-
verfahren reden.

Auch wenn ich mich den Umarmungen am Anfang
von Frau Berks Rede kaum entziehen kann,

(Abg. Frau B e r k  [SPD]: Bei Ihrer
Größe passt das sowieso nicht!)

dass wir das gemeinschaftlich schon beschlossen ha-
ben und auch hier beschließen werden, sage ich doch
noch einmal und möchte daran erinnern, für dieses
Thema des sukzessiven Wegfalls der ZVS und mehr
Auswahlrecht für die Hochschulen gilt für Herrn Se-
nator Lemke und für die SPD: Halb zog es sie, halb
sanken sie hin.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Wer war es denn, der immer wieder in der Kultus-
ministerkonferenz darauf gedrängt hat, den Hoch-
schulen mehr Rechte und mehr Selbstauswahlrech-
te einzuräumen? Am Anfang gab es die 25-Prozent-
Quote, dann ging es über 60 bis hin zu 80 Prozent.
Es waren immer die CDU-Länder, die das themati-
siert haben, und wir in Bremen haben seit drei Jah-
ren gesagt, probt doch an den Hochschulen nicht flä-
chendeckend, aber exemplarisch, eigene Auswahl-
verfahren zu evaluieren! Sie stehen ja nicht irgendwo
fest, man kann sie frei generieren, ob über Assess-
mentcenter, Beurteilungsgespräche oder über Inter-
nettests. Da gibt es ja verschiedene Möglichkeiten
der Auswahl, die muss man ausprobieren, und die
müssen Professoren und wissenschaftliche Mitarbeiter
schlichtweg  für  die  Fachbereiche  erst  einmal  ein-
üben, und es steht Bremen gut an, nicht zu den Letzten
zu gehören, die dieses Instrumentarium wahrnehmen.

Das Zögern war am Anfang groß. Bei der 25-Pro-
zent-Quote hieß es: Na ja, das lohnt sich noch nicht
so richtig, denn drei Viertel bekommen wir ja immer
noch über andere Kriterien zugewiesen. Nun zeigt
sich, die KMK geht Schritt für Schritt einen weiteren
Weg, und nun haben wir die Möglichkeit, eine gro-
ße Anzahl von Studierenden selbst auszuwählen. In
ZVS-Fächern, das Beispiel ist schon genannt worden,
sind es 60 Prozent, in regional zulassungsbeschränkten
Fächern sind es 80 Prozent.

Wir freuen uns, Herr Senator Lemke, dass Sie diesen
Weg mitgehen und dass Sie das Potential ausschöp-
fen, das die KMK hier anbietet. Ich sage aber auch
deutlich, weil Frau Berk eben schon eine Erklärung
zum Bestandsschutz für die ZVS abgegeben hat: Wir
sehen das als sukzessives Sterben der ZVS. Meine
Damen und Herren, die ZVS ist ein Relikt aus der
vergangenen Zeit, die in einer wettbewerbsorientier-
ten Hochschullandschaft keinen Platz mehr hat.

(Beifall bei der CDU)

Zum Antrag der Grünen! Ich habe mir doch eben
die Augen gerieben! Das Abitur hatte einmal einen
Anspruch, und es wäre schön, wenn wir es wieder
dahin bewegten. Dafür steht auch die CDU-Bildungs-
politik, dass das Abitur ein Testat für die Studierfä-
higkeit ist. Dem ist aber derweil nicht so.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]:  Da  sind  Sie  konträr  zum  Wissen-

schaftsrat!)

Reden Sie einmal mit Rektoren, oder nehmen Sie
unsere Deputationssitzung in Bremerhaven, in der die
dort  Anwesenden  lange  Ausführungen  über  das
Thema Studierfähigkeit gemacht haben! Mir scheint,
diese Debatte haben Sie nicht mitbekommen.

(Zuruf der Abg. Frau B e r k  [SPD])
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An den bremischen wie auch an den anderen deut-
schen Hochschulen sind ganz viele, die eben nicht
die Studierfähigkeit haben, wo inzwischen ganz klare
Äußerungen im Raum stehen, und wahrscheinlich
muss man die an der einen oder anderen Stelle noch
wiederholen. Das heißt, wir müssen am Abitur schrau-
ben. Das tun wir, damit es wieder ein Testat für Stu-
dierfähigkeit ist, aber es ist kein alleiniges Testat. Sie
müssen dann mit den Studenten reden.

Wenn jemand ein gutes Abitur hat, stehen zwei
Abiturienten  in  der  Tür  bei  einem  zulassungsbe-
schränkten  Studiengang.  Der  eine  hat  ein  Schmal-
spurabitur gemacht, also durch eine bestimmte Fä-
cherwahl – Sie wissen, wovon ich rede –, ein ande-
rer hat ein so genanntes schwieriges Abitur gemacht
mit der gleichen Note. Da interessiert mich schon, Frau
Schön, welche Motivation der eine und welche der
andere für seine Studien- und Fächerwahl hat. Der
eine steht möglicherweise mit glänzenden Augen da
und kann erklären, was er will, und der andere nicht.
Deshalb müssen wir auch – und Sie wollen das ja nicht,
in Ihrem Antrag steht es so – nach Motiven fragen
für die Studien- und Berufswahl. Mich interessiert das
schon, und ich würde mir wünschen, dass die Hoch-
schulen genau danach fragen und das in ihre Beur-
teilung einbeziehen: Warum entscheidet sich jemand
für ein Studium dieser oder jener Art?

Die Orientierungslosigkeit an deutschen Hochschu-
len ist zu meiner Zeit schon groß gewesen, aber sie
ist  heute  offenbar  auch  noch  so.  Es  werden  viele
Fächer angewählt nach dem Motto, erst einmal nicht
festlegen, dann kann ich mich erst einmal einschrei-
ben, meine Vorstellungen der Berufswahl kann ich
später  konkretisieren.  Das  sind  doch  die  Gründe,
weshalb wir viel zu viele Studienabbrecher und Stu-
dienwechsler  haben.  Darum  geht  es,  diesem  nicht
Vorschub zu leisten. Das wollen wir damit erreichen,
und deshalb sage ich: Jawohl, wir wollen mehr Aus-
wahlrecht für die Hochschulen bei ihren Studieren-
den!

Der Schritt geht noch weiter, das sage ich auch in
Richtung der SPD: Die ZVS ist überfällig! Wir wür-
den uns wünschen, dass auch der Wissenschaftsse-
nator hier etwas offensiver an dieser Stelle tätig würde.
Wir beantragen auch die zweite Lesung des Geset-
zes heute, damit wir rechtzeitig zum nächsten Win-
tersemester diese hier heute vorliegenden Regelungen
anwenden können. – Vielen Dank, meine Damen und
Herren!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich möchte einige Anmerkungen zu dem

vorgelegten Gesetzentwurf und auch zu dem Ände-
rungsantrag machen.

Die erste Anmerkung: Mit dem geplanten Gesetz
sollen die Hochschulen einen größeren Handlungs-
spielraum bei der Auswahl ihrer Studenten erhalten.
Das unterstützen wir als FDP ausdrücklich, das ver-
langen wir schon seit Jahren, und insofern unterstüt-
zen wir auch diese Idee, die hier gerade ausgespro-
chen wurde, nämlich den sukzessiven Wegfall der
ZVS. Auch das ist schon lange Programmatik bei uns
in der FDP, und dies bedeutet, dass wir die Hochschul-
autonomie und die Idee des Wettbewerbs zwischen
den Hochschulen ausdrücklich fördern und befördern.
Wir finden es also richtig, wenn hier größerer Hand-
lungsspielraum bei der Auswahl der Studenten ein-
geräumt wird.

Zweite Anmerkung: Ohne auf die Einzelheiten der
Auswahlquoten in den zulassungsbeschränkten Fä-
chern und auf die Auswahlkriterien näher einzuge-
hen, möchte ich doch feststellen, dass die Qualifika-
tion, sprich die Hochschulzugangsberechtigung, und
das ist im Regelfall immer noch das Abitur, eine he-
rausgehobene Bedeutung behalten soll. So steht es
im Gesetz, und das möchte ich ausdrücklich unter-
streichen. Das ist auch meine Vorstellung und die
Vorstellung  meiner  Partei.  Das  Abitur  muss  seine
zentrale Bedeutung für den Hochschulzugang behal-
ten. Damit bleiben die Hochschulen im Übrigen ver-
zahnt mit der Schule und auch mit dem Ausbildungs-
sektor, was für beide Bereiche, sowohl für den Aus-
bildungsbereich  als  auch  für  den  nachgeordneten
Hochschulbereich, außerordentlich wichtig ist.

Wenn hier Zweifel am Abitur geäußert werden
wegen  der  Gleichwertigkeit  und  des  Inhalts  des
Abiturs, dann muss man am Abitur und an seinem
Inhalt ansetzen und die Standards, die dazu führen,
dann soweit angleichen, dass es in Bremen oder an-
derswo gleich gesehen werden kann. Das soll dann
nicht durch andere Maßnahmen im Hochschulbereich
kompensiert werden.

Dritte Anmerkung: Die Einzelheiten des Auswahl-
verfahrens regeln die Hochschulen in eigener Ver-
antwortung, wobei die entsprechenden Satzungen,
die  dafür  erlassen  werden  sollen,  genehmigungs-
pflichtig sind. Das finde ich richtig, weil damit ei-
nerseits den Hochschulen mehr Autonomie gegeben
wird und andererseits eine gewisse Einheitlichkeit
des Zugangs zu den Hochschulen im Land Bremen
und eine Bindung an das Hochschulrecht gewährleis-
tet bleiben.

Vierte Anmerkung: Wichtig finden die Liberalen
auch, dass wir keine Landesquoten bilden, denn ge-
rade im Hochschulbereich können wir Kleinstaate-
rei und Kirchturmsdenken nicht gebrauchen. In Ham-
burg wurde gerade erst gerichtlich die Bevorzugung
von Landeskindern im Zusammenhang mit der Er-
hebung von Studiengebühren gekippt. Das ist aus un-
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serer Sicht sehr gut. Es ist ein Fehler, wenn man eine
Landeskinderbetrachtung anstellt. Gerade im Hoch-
schulbereich ist das ein völlig verfehlter Ansatz. Das
muss uns im Übrigen auch hier in Bremen bei ent-
sprechenden Überlegungen, was die Gestaltung von
Hochschulgebühren anbetrifft, dann auch zu denken
geben und zum Nachdenken bringen.

Fünfte Anmerkung: Gewisse Probleme habe ich mit
den schriftlichen Auswahltests beziehungsweise mit
dem  Studierfähigkeitstest.  Diese  Tests  beißen  sich
meiner Einschätzung nach mit der allgemeinen oder
eingeschränkten Hochschulzugangsberechtigung, im
Regelfall dem Abitur oder den anderen Hochschul-
zugangsberechtigungen. Ich bin der Meinung, dass
diese Tests kein nennenswertes Gewicht neben der
Hochschulzugangsberechtigung haben dürfen. Diese
Tests können im Grunde nur Beratungshinweise lie-
fern, Hinweise für die Studienbewerber auf eventu-
elle Defizite für einen bestimmten Studiengang.

Ein guter Klavierspieler kann, das möchte ich nur
einmal als Beispiel sagen, durchaus ein guter Chir-
urg werden, auch wenn er im getesteten Bereich eher
mäßig abschneidet. Das Klavierspiel dürfte nämlich
im Zweifelsfall nicht zu den getesteten Anforderun-
gen gehören.

Die Tests können den Bewerbern Hinweise darauf
geben, was sie im Studium erwartet und welche An-
forderungen an sie zu Studienbeginn gestellt werden.
Wenn dies dazu beiträgt, die Anzahl der Abbrecher
zu verringern, und wenn gute, hinweisgebende Tests
entwickelt werden können, was noch offen ist, da ist
man gerade erst am Anfang, mag dies von Vorteil sein,
aber einen nochmaligen allgemeinen Test der Stu-
dierfähigkeit lehnen wir ab. Diese dürfte ausreichend
durch das Abitur beziehungsweise durch die entspre-
chende Hochschulzugangsberechtigung dokumen-
tiert werden.

Sechste Anmerkung: Die Neuregelungen für die
Hochschulzulassung mit ihren neuen Anforderungen
für die Studienbewerber müssen nach meiner Auf-
fassung auch Verpflichtungen der Hochschulen zur
Gestaltung ihres Lehrbetriebs auslösen. Darauf ha-
ben die Studienbewerber und Studenten einen An-
spruch.

Das Landesprogramm zur Verbesserung der Lehr-
und Studienqualität mag nicht verkehrt sein, es ist
leider in seinem Schwerpunkt nur an die Studenten
adressiert. Die Hochschullehrer und ihr Lehrange-
bot stehen nicht im Zentrum dieses Programms. Das
wäre aber wichtig, denn für die Anziehungskraft einer
Hochschule für die Studenten und Studienbewerber
sind die Qualität und Attraktivität des Lehrangebo-
tes von ganz entscheidender Bedeutung.

Eine Anmerkung noch zu meinem Abstimmungs-
verhalten! Dem Änderungsantrag der Grünen kann
ich gut zustimmen, will ich auch zustimmen, er trifft

nämlich genau unsere Intention, was die Wertigkeit
des Abiturs oder was die nochmalige allgemeine Prü-
fung der Studierfähigkeit angeht. Dem werde ich also
zustimmen, und ich bitte die Koalition, darüber noch
einmal nachzudenken, ob man nicht in dieser Rich-
tung doch noch einmal an dem Gesetzentwurf Ver-
änderungen vornimmt. Dem Gesetzentwurf werde ich
im Übrigen auch zustimmen, leider würde ich sa-gen,
auch wenn der Antrag der Grünen nicht durchkommt,
das ist dann eben hier mit Mehrheit beschlossen. –
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit!

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Liebe Frau Berk,
lieber Herr Jäger, über Ihre Ausführungen muss ich
mich, ehrlich gesagt, ein bisschen wundern. Frau Berk,
Sie stellen die Hochschulen mit ihren Wünschen in
den Mittelpunkt, Herr Jäger redet von Studiengebüh-
ren, von Wettbewerb, der Abschaffung der ZVS, und
ansonsten hat er für Studierende nur schlechte At-
tribute übrig. Er hat eine schlechte Meinung über sie,
mit dem Abitur bringen sie nicht genügend Bildung
mit, sie haben keine Idee davon, was sie genau stu-
dieren wollen.

Für mich ist das bisher immer noch so gewesen,
dass die wissenschaftlichen Einrichtungen, sowohl die
Universität als auch die Hochschule, Zentren für Bil-
dung sind, dass da die Studierenden im Mittelpunkt
stehen sollen und nicht Wettbewerb, ZVS, Studien-
gebühren und die Wünsche der Hochschulen, son-
dern es sind Bildungseinrichtungen.

Ich erinnere mich noch deutlich daran, dass Herr
Lemke in Bezug auf die Schulen gesagt hat, da ste-
hen nicht die Lehrer im Zentrum, sondern es sind die
Schüler und Schülerinnen, die im Zentrum stehen,
und das gilt auch für die Hochschulen, meine Damen
und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Grünen wollen auch grundsätzlich neue Wege
im Hochschulzugang gehen. Wir haben das auch in
der Bundesregierung gemacht, da haben wir gemein-
sam mit der SPD die Siebte Hochschulrahmengesetz-
novelle beschlossen. Das war aus unserer Sicht richtig
so, weil wir auch der Meinung sind, dass es einen
Ausgleich geben muss zwischen den Profilinteressen
der Hochschulen – wir erkennen das sehr wohl an –,
aber es muss auch kombiniert werden mit den Vor-
stellungen und den  Fähigkeiten der Studierenden.
An der Stelle geht es für uns um Passgenauigkeit, dass
die Hochschule und die Studierenden zusammenpas-
sen, und es geht an der Stelle nicht um Selektionen,
worüber hier so häufig geredet wird. Wenn ich mir
anhöre, welche Blütenträume an der Universität und
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an der Hochschule schon entstehen, wen man als Stu-
dierenden nicht mehr zu nehmen will, hoffe ich, dass
denen noch ein paar Zähne gezogen werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir  beraten  heute  im  Prinzip  darüber,  dass  wir
die Siebte Hochschulrahmengesetznovelle in Landes-
recht umsetzen müssen. Das sind die ZVS-Studien-
gänge, Frau Berk sagte das schon, das sind Psycho-
logie und Biologie in Bremen, wir wollen auch das
Auswahlrecht für die regional zulassungsbeschränk-
ten Studiengänge, darüber ist ja vorhin auch schon
gesprochen  worden.  In  der  Siebten  HRG-Novelle
können jetzt 60 Prozent in das Auswahlverfahren
gehen, 40 Prozent sind nach Abiturdurchschnittsnote,
und  im  Auswahlverfahren  muss  trotzdem  die  Abi-
turdurchschnittsnote maßgeblich berücksichtigt wer-
den.

Das  finden  wir  auch  richtig  so,  Herr  Jäger,  im
Gegensatz zu Ihnen. Das Abitur ist die allgemeine
Hochschulzugangsberechtigung, das wollen wir auch
nicht entwertet sehen, und zwar nicht nur deshalb,
weil das Abitur nach wie vor der wichtigste Indika-
tor für den Studienerfolg ist. Das sagen nicht nur wir,
das sagen im Übrigen auch der Wissenschaftsrat und
diverse Gutachten. Der Wissenschaftsrat hat es in
seinen Empfehlungen zur Reform des Hochschulzu-
gangs auch so formuliert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen es im Übrigen auch nicht nur wegen
der Prognosekraft des Abiturs, sondern weil wir auch
wollen, dass Schülerinnen und Schüler sich in der
Schule nach wie vor anstrengen, ein gutes Abitur zu
erreichen. Es kann doch nicht sein, dass wir an der
Stelle die Botschaft an Kinder aussenden, dass es
keinen Sinn macht, sich wirklich anzustrengen, weil
nachher für die Hochschulzugangsberechtigung ganz
andere Kriterien eine Rolle spielen, die wir ihnen
möglicherweise noch nicht einmal genau sagen. Das
wollen wir definitiv nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun gibt es in der Siebten HRG-Novelle zusätzli-
che Kriterien, die wir auch richtig finden, das sind
einmal gewichtete Einzelnoten, die etwas über die
fachliche Eignung aussagen. Es soll fachspezifische
Studierfähigkeitstests  geben,  die  Berufsausbildung
und die Berufstätigkeit können auch positiv berück-
sichtigt  werden,  und  es  können  Auswahlgesprä-
che geführt werden. Es muss für uns dabei immer klar
sein, wir sagen nicht, da können die Hochschulen das
irgendwie  machen,  wie  sie  das  für  richtig  halten,
sondern dafür muss es auch Mindeststandards ge-

ben, die dann eingehalten werden müssen. Da sa-
gen wir ganz klar, wir wollen, dass der Senator dar-
auf achtet, dass es Mindeststandards gibt und dass
die Hochschulen diese einhalten. Wir wollen, dass
die Verfahren eine hohe Validität und Verlässlichkeit
haben, und wir wollen, dass es an der Stelle auch eine
Qualitätssicherung gibt.

Für uns darf die hohe soziale Selektivität des Bil-
dungssystems, die wir haben, über Auswahlgesprä-
che nicht erhöht werden. Darauf muss zu achten sein,
dass das nicht passiert. Es darf auch nicht so sein, dass
Gespräche so geführt werden, ein Hoch-schullehrer
setzt sich mit einem oder mehreren Bewerbern zu-
sammen,  und  dann  redet  man  nett  miteinander.
Nein, diese Gespräche müssen validierbar sein, sie
müssen auch gerichtsfest sein, und sie sollen meines
Erachtens, das sagt der Wissenschaftsrat auch, in
strukturierter oder teilstrukturierter Form geführt wer-
den.

Sie sollen im Wesentlichen darum gehen, dass
Motivation und mögliche Fehlvorstellungen geklärt
werden, und sie sind von daher auch ein Instrument
von Studienberatung und nicht so sehr ein Instrument
von Auswahl. Wir wollen nicht, dass in Auswahlge-
sprächen zum Beispiel allein erziehende Mütter oder
Väter ausgegrenzt werden, nur weil Bedenken be-
stehen, dass sie möglicherweise ihren Abschluss in
der Regelstudienzeit nicht erreichen können. Das darf
nicht sein!

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  –
Abg. Frau B e r k  [SPD]: Sie reden Schwie-
rigkeiten  herbei,  die  es  überhaupt  nicht

gibt!)

Wir kennen diverse Gespräche aus der Universi-
tät, wo solche Anmerkungen sehr wohl gemacht wer-
den, so etwas denke ich mir doch nicht aus! In den
regional zulassungsbeschränkten Studiengängen will
man in der Quote darüber hinausgehen, also nicht
60 Prozent, sondern 80 Prozent. Frau Berk ist schon
darauf eingegangen.

Ich will auf die Punkte kurz eingehen, die wir zu
kritisieren haben. Was wir deutlich nicht wollen, ist
ein allgemeiner Studierfähigkeitstest, weil in einem
allgemeinen Studierfähigkeitstest nach kognitiven
und intellektuellen Fähigkeiten gefragt wird, zum Bei-
spiel wird die Informationsaufnahme und Informati-
onsverarbeitung überprüft. Da sind wir der Meinung,
das darf in der Tat nicht passieren, das ist Bestand-
teil des Abiturs. Mit so einem allgemeinen Studier-
fähigkeitstest wird aus unserer Sicht das Abitur zu
sehr in Frage gestellt, und das wollen wir nicht. Die
Prognosekraft des Abiturs soll für uns erhalten blei-
ben und nicht noch einmal gefragt werden, wie in-
telligent Kinder denn überhaupt sind.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Herr  Jäger,  Sie  sagten,  wir  wollen  nicht,  dass
Studienbewerber  nach  ihren  Motivationen  befragt
werden,  warum  sie  ein  Studium  aufnehmen  oder
warum sie genau dieses Studium aufnehmen. Das ist
nicht unser Punkt, das finden wir richtig, dass Stu-
dierende  sich  darüber  klar  werden,  warum  sie  das
Fach studieren. Es kann auch richtig sein, dass man
Bewerbern  oder  Bewerberinnen  davon  abrät,  ein
bestimmtes Fach zu studieren, weil sie einfach fal-
sche Vorstellungen davon haben, das ist auch rich-
tig. Es darf jedoch niemanden geben, der darüber
richtet, was ein guter, was ein schlechter Studiengrund
ist. Wir meinen, dass das nicht der Fall sein darf, und
deswegen meinen wir auch, dass dieser Punkt im Ge-
setz nichts zu suchen hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen auch keine schriftlichen Auswahltests,
darüber gibt es überhaupt noch keine Erfahrungen,
es gibt dazu keine Eignungsdiagnostik. Es ist völlig
unklar, sind es fachspezifische Tests, werden kogni-
tive Fragen gestellt, gibt es soziale Auswahlkriteri-
en, sind die Fragen standardisiert, sind sie bundes-
weit vergleichbar und so weiter. Diese ganzen Fra-
gen sind bisher überhaupt nicht geklärt.

Wir legen aber Wert auf ein Gesetz, das die Krite-
rien zugrunde legt, die valide, zuverlässig und fair
sind. Ein Gesetz nach dem Motto „Wünsch dir was“,
in das schon einmal alle Zukunftswünsche hineinfor-
muliert werden, damit man hinterher nicht mehr das
Gesetz im Parlament ändern muss, das wollen wir
nicht, sondern wir wollen, dass es eine Passgenau-
igkeit zwischen den Interessen der Hochschulen und
der Studierenden gibt, und dazu wollen wir Chan-
cengleichheit für Studierende erhöhen und nicht durch
Selektionen vermindern.

Ich fasse zusammen: Für uns gehören dazu feste
Regelungen, dazu gehören qualitative Mindeststan-
dards in den Verfahren, eignungsdiagnostische Zu-
verlässigkeit,  weitgehend  vergleichbare  Verfahren,
Validität  und  vor  allem  auch  Fairness  im  jetzigen
Hochschulrahmengesetz. Wenn man das schlicht so
auf  Bremen  übertragen  würde,  sind  die  zentra-
len Auswahlkriterien festgelegt, die wir für ausrei-
chend halten. Wir sind damit in Übereinstimmung mit
den Wissenschaftsrat.

Es  gibt  noch  einen  weiteren  Punkt.  Wir  plä-
dieren, das wissen Sie, in der Bildungspolitik für bun-
deseinheitliche  Lösungen.  Das  ist  eine  Frage  von
Transparenz und Vergleichbarkeit. Wir wollen kei-
nen Flickenteppich in der Republik, und wir wollen
die Mobilität von Studierenden unterstützen. Wir wol-
len  nicht,  dass  Studierende  sich  mit  unterschied-
lichen Kriterien von Hochschule zu Hochschule aus-
einander setzen, sondern sie müssen sich weiterge-
hend an unterschiedlichen Hochschulen bewerben

können. Einen Katalog, ein Gesetz nach dem Motto
„Wünsch dir was“ wollen wir nicht, deswegen un-
ser Änderungsantrag. Wir würden uns freuen, wenn
Sie den im Sinne der Studierenden unterstützen wür-
den, denn diese stellen wir in den Mittelpunkt un-
seres Begehrens. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Berk.

Abg. Frau Berk (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich habe mich eigent-
lich nur gemeldet, weil ich vergessen habe zu sagen,
dass wir Ihren Antrag nicht mittragen werden, aber,
Frau  Schön,  das  habe  ich  Ihnen  auch  schon  ge-
sagt.

Sie möchten die eingeschränkten Kriterien, die das
Hochschulrahmengesetz  aufweist,  auch  gern  auf
Bremen übertragen. Gerade die Erweiterung ist wirk-
lich auf Wunsch der Hochschulen geschehen und
nicht, weil es ein paar Professoren gefällt, Frau Schön,
meine Damen und Herren von den Grünen, sondern
weil wir es den Studierenden zugute kommen las-
sen wollen. Wir haben kein Interesse, jetzt irgend-
welchen Professoren oder Hochschulrektoren, die nun
ihren Wunschkatalog äußern, entgegenzukommen,
sondern alles, was wir machen, soll den Studieren-
den zugute kommen.

Ich muss noch einmal sagen, und da sind wir uns
mit der FDP, wen wundert es, einig – Herr Wedler,
dass wir einmal übereinstimmen, finde ich ganz toll
–, die Abiturnote, da gibt es hier ja auch ein breites
Votum, hat für uns schon eine ganz wichtige Präfe-
renz bei der Auswahl von Studienbewerbern.

Herr Jäger, ich wollte Sie nicht umarmen, ich habe
nur gedacht, dass Sie in der Deputation, als wir da-
rüber gesprochen haben, das Gesetz schon gelesen
hätten, denn dann hätten Sie alle Ihre Befürchtun-
gen, Sorgen, Nöte und was Sie früher einmal woll-
ten, schon da erwähnt. Ich habe das Gefühl, hier lässt
man jetzt die Muskeln spielen. Das macht sich gut,
der Kreis der Kollegen ist ein bisschen größer, und
übertragen wird es ja auch noch.

(Beifall bei der SPD)

Aber dass Sie sich hier hinstellen und in einer wirk-
lich unverschämten Weise unsere jungen Leute, die
ihr Abitur im Lande Bremen machen, so in Verruf
bringen und diskreditieren, das finde ich unverschämt!
Ich finde, das muss dieses Haus richtig stellen. Wir
haben sicher schwache Studierende und Abiturien-
ten,  wir  haben  sehr  gute,  und  wir  haben  auch



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 34. Sitzung am 23. 2. 05 2147

ein gesundes Mittelmaß, aber so etwas hier zu sa-
gen, das finde ich unverschämt, und das gefällt mir
nicht.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Jäger.

Abg. Jäger (CDU)*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich habe nichts anderes gesagt als schon
immer an der Stelle, und Studenten sind auch für die
CDU weiß Gott keine Feindbilder.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Hörte sich aber so an!)

Wir haben hoch motivierte Menschen, insbesondere
in spezialisierten Fachbereichen, dort, wo die Hoch-
schulen ihre Exzellenz bewiesen haben, ganz sicher
dort,  wo  es  Zulassungsbeschränkungen  gibt,  denn
da muss man sich nämlich durchboxen, aber es gibt
Studiengänge, da kommen die Studierenden an, weil
sie woanders nicht angenommen werden,

(Beifall bei der CDU)

weil sie dann am Ende noch zwischen den beiden
öffentlichen Hochschulen und der Universität rotie-
ren. Dann sitzen sie da, und irgendwann zum Haupt-
studium kommt einmal die Idee, was ich eigentlich
nach meinem Studium machen muss.

Was mich bedrückt: Ich selbst habe das erlebt, ich
komme aus diesem System. Ich habe an dieser Uni-
versität im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften
studiert. Ich dachte zu meiner Zeit, ich wäre die Stu-
dentenschwemme. Die ist ja jetzt gekommen, und jetzt
hat das zu Zulassungsbeschränkungen in dem Fach-
bereich geführt. Es gibt zahlreiche Studierende, die
gehen schlichtweg im Kreis, und irgendwo landen
sie dann.

Genau darum geht es doch, wir wollen es passge-
nau machen. Wie bekommen wir die Erwartungshal-
tungen an den Hochschulen mit dem Interesse, mit
der Motivation und mit den Vorkenntnissen der Stu-
dierenden zusammen? Da braucht man kein negati-
ves oder schlechtes Urteil über Studierende, sondern
damit muss man schlichtweg realistisch umgehen. Es
dient den Hochschulen, und es dient dem Profil der
Hochschulen. Das wollen wir, dass sie in einen Wett-
bewerb miteinander treten, und das wollen wir mit-
einander befördern.

Ich glaube, unverschämte Sachen habe ich nicht
gesagt.  Ich  sage  nur,  und  ich  prophezeie  es  Ih-
nen, die ZVS wird irgendwann auch fallen. Wir sa-
gen es eben schon heute. Wir haben auch gesagt, die
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Schulen müssen auswählen. Das haben wir vor drei
Jahren schon gesagt, da wollte es keiner. Jetzt pas-
siert es, und wir machen das hier mit diesem Gesetz-
entwurf mit der ersten und zweiten Lesung gemein-
sam, Frau Berk!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort Senator Lemke.

Senator Lemke*): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir sprechen über ein
Gesetz, das wir in der Tat, sehr geehrte Frau Schön,
in  allererster  Linie  für  die  Studenten  hier  einbrin-
gen. Die Studenten sollen, wie Sie das richtig gesagt
haben, im Vordergrund stehen. Wir sehen an unse-
ren Hochschulen, dass wir leider die Studierenden
dort zu lange studieren lassen. Wir erleben Abbre-
cherquoten in einigen Fächern, die liegen bei 33 und
35 Prozent, und das ist inakzeptabel für unser Land,
das ist inakzeptabel für die Studierenden an unse-
ren Hochschulen.

(Beifall bei der CDU)

Insofern rede ich sehr wohl an dieser Stelle über die
Studierenden, sie stehen im Mittelpunkt unseres In-
teresses. Deswegen haben wir dieses Gesetz hier auch
eingebracht.

Es wird übrigens auch, und da liegen wir in abso-
luter  Übereinstimmung  mit  den  Hochschulen,  die
Profile schärfen an unseren Hochschulen und, wie
Herr Jäger das eben auch vorgetragen hat, den Wett-
bewerb zwischen den Universitäten eindeutig stär-
ken.

In der Frage, ob die Abiturnote nun das alles Ent-
scheidende sein darf, muss ich Sie ein bisschen auf
die umstrittene Funktion von Noten und die Unge-
rechtigkeit von Noten hinweisen. Das ist eigentlich
immer Ihr Thema bei den Grünen und eher weniger
unser Thema, und deshalb kann ich absolut nachemp-
finden – –.

(Abg.  Frau S t a h m a n n  [Bündnis  90/
Die  Grünen]:  An  der  Grundschule,  Herr

Lemke!)

Nein, nein! Da gibt es nicht nur diese Ungerech-
tigkeiten  bei  der  Notengebung.  Vielleicht  sollten
Sie  nicht  nur  auf  die  Grundschulen  schauen,  Frau
Stahmann. Fragen Sie einmal Ihre neben Ihnen sit-
zende  Kollegin,  die  wird  Ihnen  das  bestätigen, sie
hat damit eine große Erfahrung, wie ungerecht No-
ten sind

(Beifall bei der SPD)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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und dass man innerhalb von Bremer Gymnasien ge-
waltige Unterschiede bei der Notengebung im Abi-
tur feststellen kann. Selbstverständlich ist es so! Wenn
man sich das im Bundesgebiet anschaut, wird diese
Ungerechtigkeit dabei noch deutlicher.

Deshalb ist es richtig, wenn einerseits die Durch-
schnittsabiturnote ein Faktor ist.

(Abg. Frau B e r k  [SPD]: Ein wichtiger!)

Aber, meine Damen und Herren, bitte nur ein Fak-
tor!  Sie  ist  ein  wichtiger  Faktor,  aber  ich  finde
es völlig richtig, wenn wir zusätzlich, und ich wie-
derhole  das  noch  einmal,  das  ist  nicht  etwa  ein
Petitum der Wissenschaftsbehörde, sondern das ist
auf ausdrücklichen Wunsch der Hochschulen so hier
eingebracht worden, in diesem Katalog von A bis F
den Hochschulen die Möglichkeit geben, aus diesem
Kriterienkatalog sich das herauszusuchen, was sie für
ihren Studiengang für richtig erachten. Das haben
sie uns, der Behörde, der Deputation vorzulegen, und
das ist von uns dann noch einmal aus der Wissen-
schaftsbehörde zustimmungspflichtig.

Meine Damen und Herren, darum glaube ich, dass
ich überhaupt nicht mit Ihrem Antrag leben kann. Bei
den Hochschulen sagen Sie immer, liebe Frau Schön,
da bin ich doch auch ganz auf Ihrer Seite, wir wol-
len sie in ihrer Autonomie unterstützen. Wir geben
ihnen dieses Gesetz, wir geben ihnen die Möglich-
keiten von A bis F, und hier heißt es: oder! Sie kön-
nen wählen, was sie dort haben wollen. Da bin ich
der Meinung, dass die Hochschulen, die Studiengänge
es besser, schärfer, zielführender entscheiden kön-
nen als die Deputation oder die Wissenschaftsbehörde.
Ich stehe uneingeschränkt hinter unserem Gesetz-
entwurf und habe wenig Verständnis für Ihre Vorga-
ben, die die Autonomie der Hochschulen eindeutig
einschränken.

Herr Wedler hat dankenswerterweise die Studien-
abbrecherquote, auf die ich eingangs auch hingewie-
sen habe, noch einmal ausdrücklich betont. Ich fin-
de es sehr positiv, dass Sie diesem Gesetz zustimmen
können. Frau Berk hat ausführlich auf die geschicht-
liche Entwicklung, die zu diesem Gesetz geführt hat,
aufmerksam gemacht. Ich bin der Auffassung, dass
es eindeutig im Interesse der Studierenden dazu füh-
ren wird, dass es weniger Abbrecher gibt. Die sind
übrigens  nicht  nur  für  den  Staat  kontraproduktiv,
sondern die sind auch für den einzelnen Lebenslauf
eines Studierenden ganz schwierig und eben nicht
zielführend, weil viele Karrieren an einem falsch ge-
wählten Studium scheitern können.

Abschließend darf ich noch sagen, meine Erfah-
rung, die ich in Finnland bei der Lehramtstudenten-
auswahl  gemacht  habe,  geht  genau  in  diese  Rich-
tung. Frau Schön, vielleicht erkundigen Sie sich noch

einmal, wie differenziert die Lehramtsstudenten in
Finnland ausgesucht werden! Sie haben sich einem
mehrtägigen Test auszusetzen. Sie werden wirklich
von A bis Z überprüft: Warum wollen sie Lehrer wer-
den? Sind sie befähigt, Lehrer zu werden? Wie ha-
ben sie sich mit Pädagogik, mit Kindern et cetera be-
schäftigt? Wie ist die Motivation? Das ist absolut ziel-
führend. Deshalb sind die finnischen Lehrer so her-
vorragend, deshalb haben sie so ein unglaubliches
Ansehen.

Deshalb glaube ich, dass es richtig sein wird, die-
se Maßnahmen jetzt den Hochschulen anzubieten.
Wie gesagt, es ist nicht zwingend, dass sie diese Maß-
nahmen nun alle umsetzen, sondern sie können sich
aus diesem Angebot, aus dem Kriterienkatalog, das
auswählen,  was  sie  für  zielführend  erachten.  Die
Autonomie der Hochschule wird nicht eingeschränkt,
sondern eher verstärkt. Deshalb wäre ich dankbar,
wenn Sie diesem Gesetz so zustimmen könnten. – Ich
danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Da alle zum
Parlamentarischen Abend wollen, habe ich nur zwei
Anmerkungen.

(Zuruf von der SPD: Oder zu Werder!)

Ganz kurz zur Durchschnittsnote: Ich will hier keine
Notendebatte führen und wie toll und objektiv No-
ten sind. Dass es da natürlich Unterschiede gibt, ist
klar! Genauso klar ist, und der Wissenschaftsrat sagt
das ganz deutlich, dadurch, dass an dieser Notenge-
bung beim Abitur viele Lehrer beteiligt sind, wird der
Subjektivitätsfaktor auch darüber heruntergesetzt,
während in einem Test bei einem oder zwei Hoch-
schullehrern der Subjektivitätsfaktor natürlich unend-
lich viel größer ist, und wenn ich gewichtete Einzel-
noten habe, ist das genau das Gleiche. Das sind die
Aussagen von Wissenschaftlern.

Jetzt noch einmal ganz kurz zu der Frage von Ur-
sache und Wirkung! Sie, Herr Jäger, haben gesagt,
die Abiturienten sind so schlecht, nein, das haben Sie
gesagt, Herr Lemke, die Abiturienten sind teilweise
zu schlecht, das Studium dauert zu lange, die Abbre-
cherzahlen sind zu hoch, Herr Jäger war desorien-
tiert im Studium. Da frage ich mich: Ist das denn ein
Problem der Studierenden, oder ist das nicht ein Pro-
blem der Hochschule, die an der Stelle auch besser
werden muss?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Sie muss eine bessere Studienberatung anbieten,
damit sie die Studierenden mitnimmt und nicht das
Problem auf die Studierenden verlagert und sagt, wir
nehmen lieber stromlinienförmige Studierende.

Jetzt noch einmal kurz zu diesem mehrtägigen Test
in Finnland! Da frage ich mich auch: Ist das eher eine
Frage, wenn man jemanden in den Lehrbetrieb ein-
stellen will, oder ist das eine Frage bei der Ausbil-
dung? Bisher ist es immer noch so, dass in Deutsch-
land Berufsfreiheit gilt, dass man mit dem Abitur
jemandem einen Studienplatz zur Verfügung stellen
muss und nicht über mehrtägige Tests jemanden aus-
grenzen muss. Da haben wir in der Tat bei bestimmten
Fragen doch eine größere Differenz, als man manch-
mal glaubt. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen mit der Drucksachen-Nummer 16/544
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen und Abg.
W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Änderungsantrag ab.

Ich lasse jetzt über das Gesetz zur Änderung des
Bremischen Hochschulzulassungsgesetzes mit der
Drucksachen-Nummer 16/490 in erster Lesung ab-
stimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen
Hochschulzulassungsgesetzes unter Berücksichtigung
der soeben vorgenommenen Änderungen in erster
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. W e d l e r
[FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, da der Senat nachträg-
lich um Behandlung und Beschlussfassung in erster
und zweiter Lesung gebeten hat und die Fraktionen
der SPD und der CDU dies als Antrag übernommen
haben, lasse ich darüber abstimmen, ob wir jetzt die
zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes in zweiter Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. W e d l e r
[FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

Meine  Damen  und  Herren,  damit  wären  wir
am Ende unserer heutigen Tagesordnung angelangt.
Ich drücke heute Abend Werder Bremen alle Dau-
men, die ich habe.

(Beifall)

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.59 Uhr)
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